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ödp-Termine
23.11.2002 (Sa): ödp-Landesparteirat in Baden-Württemberg 

14.12.2002 (Sa): Antragsfrist für den 30. ödp-Bundesparteitag 

1./2.2.2003 (Sa/So): ödp-Landesparteitag in Bayern (Deggendorf)

8./9.3.2003 (Sa/So): 30. ödp-Bundesparteitag (Coburg)

17.5.2003 (Sa): ödp-Landesparteitag in Baden-Württemberg

22./23.11.2003 (Sa/So) : 31. ödp-Bundesparteitag (Heidelberg)

Ergebnis der Urabstimmung

ödp für Volksentscheide
Die ödp-Basis hat entschieden: 
92,9 % aller Mitglieder, die an 
der ersten Urabstimmung der 
ödp teilnahmen, stimmten für 
bundesweite Volksentscheide 
und damit für eine Änderung 
des ödp-Grundsatzprogrammes. 
Bis zum 16. August schickten 968 
ödp-Mitglieder die Umfragebö-

gen ein, die in der Juli-Ausgabe 
von ÖkologiePolitik beigelegt 
gewesen waren.

Das genaue Abstimmungs-
ergebnis:
Teilnahme: 968 Stimmen (ca. 
15 % aller ödp-Mitglieder). 
Ja: 899 (92,9 %). Nein: 68 
(7,1 %). Enthaltungen: 1.    (rm)

#

An Weihnachten verschenken:

ÖkologiePolitik im Abo!
Das Geschenk-Abo für ein Jahr kostet nur 12,- Euro.

Hiermit bestelle ich                Geschenk-Abonnement(s).

Name: 

Straße: 

PLZ, Ort:

Datum, Unterschrift:

Zahlungsweise:
¨    Bankeinzug (bitte Einzugsermächtigung ausfüllen)

        Hiermit ermächtige ich die ödp, die Abo-Kosten 
        von meinem Konto einzuziehen:

       Konto-Nr.: 

       BLZ, Bank:

       Datum, Unterschrift:

¨    Beiliegender Scheck 

Bitte senden Sie ÖkologiePolitik an:

Name:

Straße:

PLZ, Ort:

Wenn Sie mehrere Abos bestellen wollen, fügen Sie einfach ein
Blatt mit den weiteren Adressen an.
Bitte einsenden oder faxen an: ödp-Bundesgeschäftsstelle, Boh-
nesmühlgasse 5, 97070 Würzburg, Fon (09 31) 4 04 86-0, Fax -29.

Luise Gräfin Wolffskeel von Reichenberg mit 
Tochter Angelika Gräfin Wolffskeel sowie 
dem ödp-Bundesvorsitzenden Uwe Dolata.

Herzlichen Glückwunsch!

Gräfin Wolffskeel 
von Reichenberg wurde 80 
Am 23. September 
2002 feierte Luise 
Gräfin Wolffskeel 
von Reichenberg 
ihren 80. Geburtstag. 
Auch der ödp-Bun-
desvorsitzende Uwe 
Dolata machte seine 
Aufwartung auf 
Schloss Uettingen, 
um dem engagierten 
Mitglied und Vorbild 

in der ödp persönlich gratulieren 
zu können.

Gräfin Wolffskeel gehört zu 
den ältesten unterfränkischen 
Adelsgeschlechtern, das einst 
zwei Fürstbischöfe stellte. Die 
Wolffskeel-Realschule, von 
Stadt und Landkreis getragen, 
erhielt ihren Namen, weil sich 
die Familie Wolffskeel seit 
Jahrhunderten um soziale und 
politische Belange in Stadt und 
Land verdient gemacht hat.

Uwe Dolata stellte ihre 
Tüchtigkeit, ihre hervorragende 
Begabung für die Küche, ihre 

Fingerfertigkeit, ihre Liebe zu 
Garten und Park, Landwirt-
schaft und Tierhaltung sowie 
ihre kaufmännische Geschick-
lichkeit heraus. 

Gräfin Luise hatte alle 
Anstrengungen auf sich genom-
men, um das Schloss, in dem 
sie auch hohe Gäste wie den 
Kaiserenkel oder NATO-Dele-
gationen begrüßen konnte, in 
bestem Zustand zu erhalten. 
12 Jahre betrieb sie im Schloss 
eine Gästebewirtung, um in 
den 60-er Jahren eine gründli-
che Renovierung des Schlosses 
finanzieren zu können. Zu ihren 
drei Kindern, denen sie bis heute 
eine vorbildliche Mutter ist, 
gehört auch die ödp-Kreisrätin 
Angelika Gräfin Wolffskeel. 

Volksbegehren 

„Menschenwürde ja,
Menschenklonen niemals!“

Wir brauchen Ihre Hilfe!
Das neue Volksbegehren der bayerischen ödp ist das vielleicht bedeu-
tendste Projekt, das wir jemals angepackt haben. Denn es geht um 
nicht weniger als die Frage, wann die Würde des Menschen beginnt. 
Wir wollen erreichen, dass das Klonen menschlicher Embryonen, die 
gezielte Selektion nach Körpermerkmalen und der industrielle „Embry-
onenverbrauch“ durch einen Verfassungsartikel verboten werden, weil 
das bisherige einfache Embryonenschutzgesetz dem Druck der Indu-
strielobby wohl nicht mehr lange standhält.

 Die erforderlichen 25.000 Zulassungsunterschriften sind bereits 
gesammelt. Wir gehen davon aus, dass der Landtag nicht von sich aus 
unserer Forderung folgt. Dann kommt es zum eigentlichen Volksbegeh-
ren. 15.000 Euro hat der ödp-Landesvorstand für die Aktion bereits ein-
geplant. Es fehlen noch mindestens weitere 10.000 Euro für eine Erfolg 

versprechende Bewerbung.

Wir schaffen das nur mit Ihrer Hilfe! 
Bitte spenden Sie auf das Konto der ödp Bayern,
Kto. 248 762, Ökobank Frankfurt/M, BLZ 500 901 00
Verwendungszweck: „Volksbegehren“.

ödp-Landesgeschäftsstelle Bayern
Info-Telefon: (08 51) 93 11 31, www.oedp-bayern.de
www.menschenklonen-niemals.de

Vielen Dank für Ihre Spende!
Hinweis: Zuwendungen an Parteien sind steuerlich absetzbar. Mit Ihrer Steuererklärung 
erhalten Sie 50 % Ihrer Spende zurückerstattet.



Liebe Leserinnen, liebe Leser,

überbordende Deponien, qualmende Müllverbrennungsanlagen, herumlie-

gende Dosen und überfüllte Container sind eine der Schattenseiten unserer 

Wohlstandsgesellschaft. 

Im Vergleich zu heute war das Abfallaufkommen der vorindustriellen 

Gesellschaft geradezu minimal. Weite Teile der Bevölkerung achteten auf 

die möglichst lange Lebensdauer ihrer Konsumgüter: Während Möbelstü-

cke und ein guter Anzug ein Leben lang halten sollten, wurden durchlö-

cherte Strümpfe gestopft, zerrissene Kleider geflickt und undichte Töpfe 

repariert.

Die Wegwerf- und Verschwendungsmentalität unserer Tage hat 

vielfältige Ursachen: von billigen Rohstoff- und Energiepreisen, automa-

tisierten Produktionsverfahren, der Weckung von Konsumbedürfnissen 

durch die Werbewirtschaft bis hin zur allgegenwärtigen Sinnleere einer 

materialistischen Gesellschaft. All dies – gekoppelt mit weit höheren Real-

einkommen als noch vor 50, 100 oder gar 200 Jahren – heizt Produktion 

und Ressourcenabbau in nie gekanntem Ausmaß an. So ist es auch nicht 

erstaunlich, dass allein die deutsche Entsorgungswirtschaft jährlich rund 

39 Mrd. Euro (lt. Geldidee 10/2001) umsetzt.

Eine zukunftsfähige „Abfallpolitik“ ist nur in einer funktionieren-

den Kreislaufwirtschaft zu erreichen, in der letztlich kaum mehr Stoffe 

„verloren“ gehen. Wichtigster Baustein hierzu ist zweifelsohne ein intelli-

gentes Steuersystem, das – statt der menschlichen Arbeitskraft – Rohstoffe, 

Schadstoffe und Energie besteuert und damit Kilowattstunden und Ver-

packungen „arbeitslos“ macht. Dazu gehören aber auch eine umfassende 

Produktverantwortung, standardisierte Mehrwegsysteme und generelle 

Pfandpflichten. Statt „Ex und Hopp“ müssen künftig wieder Sinnhaftig-

keit, Langlebigkeit und Reparaturfähigkeit von Produkten im Vordergrund 

stehen.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr

Raphael Mankau

Verantwortlicher Redakteur
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PRESSETICKERBio-Geograph Erik Geibel

Der Geist von Rio
Es wurde Bilanz gezogen, und 
die wollte den Kommentatoren 
nicht gefallen. In Johannesburg 
konnte man auf die Frage, was 
sich seit der Umweltkonferenz 
vor 10 Jahren in Rio konkret an 
der Situation des Globus ver-
bessert habe, wenig Greifbares 
vernehmen. Zur Euphorie gab 
es auch wirklich keinen Anlass: 
Die drängenden sozialen und 
ökologischen Probleme wie 
Wohlstandsschere, Armuts-
migration, verseuchtes Trink-
wasser, Bodenzerstörung, Ent-
waldung, Artensterben und 
Klimaveränderung haben 
eher noch an Brisanz gewon-
nen. Noch nicht einmal die 
Schwerstgeburt von Kyoto, 
deren Ziele ohnehin nur der 
sprichwörtliche Tropfen auf 
den heißen Stein sind, ist aus-
gestanden.

Möglicherweise sind die 
Erfolge von Rio eher psycholo-
gischer Natur, zumindest sind 
sie schwer messbar. 1992 setzte 
sich nicht nur erstmals die 
Weltgemeinschaft zur Lösung 
drängender Umweltprobleme 
an einen Tisch, sie verknüpfte 
auch die bis dahin meist iso-
liert betrachteten Bereiche 
Umwelt und Entwicklung: 
Den Regenwald schützt man 
nicht nur mit Nationalparks, 
sondern auch, indem man 
etwa den Bauern im Amazo-
nasgebiet eine Alternative für 
ihre Lebensgrundlage, die bis 
heute von der Brandrodung 
abhängt, bietet. Ohne Rio 
müsste sich heute kein kom-
munaler Umweltreferent mit 
Fragen wie der Agenda 21 
auseinandersetzen, deren Idee 
darauf beruht, dass der Geist 
von Rio durch unzählige Ein-
zelprojekte auch in die kleins-
ten Dörfer getragen wird: 
„Think global, act local“ ist 
heute ein fester Leitsatz derje-
nigen, die sich mit Umwelt und 
Entwicklung beschäftigen. 

Jene Konferenz ist heute 
schon ähnlich ikonisiert 
wie der fast zwei Jahrzehnte 
früher ins Leben gerufene 
„Club of Rome“. Ob Johan-
nesburg derart bleibende 

Eindrücke hinterlassen wird, 
ist fraglich. Zwar wurde so 
manches erwartungsschwere 
Papier verabschiedet und 
mit der völligen Integration 
von Umwelt, Globalisierung, 
ökonomischer Entwicklung 
und sozialem Fortschritt 
zum Komplex „nachhaltige 
Entwicklung“ der zwingend 
richtige Gedanke formuliert. 
Doch letztlich stöhnte die 
Mammutveranstaltung derart 
unter der Vielschichtigkeit der 
Thematik, dass manch poten-
zieller Konflikt mit der raschen 
Erklärung von Gemeinplätzen 
umgangen wurde. Und beim 
Thema „regenerative Energie“ 
zeigte sich wieder die kurz-
sichtige Interessenpolitik der 
Erdöl produzierenden Länder. 
Offensichtlich eignen sich 
solche Veranstaltungen nicht 
mal mehr zum Pranger für die-
jenigen Nationen, die jedweden 
Fortschritt blockieren. 

Von Südafrika geht das 
Signal aus, dass mit Welt-
konferenzen höchstens das 
Augenmerk der Öffentlich-
keit für kurze Zeit auf die oft 
verdrängten, aber dennoch 
zentralen Probleme unserer 
Zukunft gelenkt werden kann. 
Die wohlfeilen Vorschläge 
müssen in einem Netzwerk 
lokaler Maßnahmen und inter-
national verbindlicher Verträge 
über thematisch abgegrenzte 
Themen mit Leben erfüllt 
werden. Dazu sollten angeb-
liche Vorreiter, in deren Rolle 
sich die EU in Sachen Klima-
politik so gerne sieht, den Mut 
aufbringen, auch mal einseitig 
vorpreschen. Gerade in punkto 
regenerative Energien kann 
dies auch wirtschaftlich von 
Vorteil sein – man denke nur 
an die zum Exportschlager 
avancierten Windkraftanla-
gen. So existiert eine Unzahl 
intelligenter Projekte, die einen 
wertvollen Beitrag zur Zukunft 
liefern, ohne dabei Bodenstän-
digkeit vermissen zu lassen. 
Hier mögen die Reisekosten 
von 50.000 an der Konferenz 
Beteiligten renditeträchtiger 
investiert sein.

Bioethik
Mitte September appellierte die 
ödp an Bundeskanzler Gerhard 
Schröder und Kanzlerkandidat 
Edmund Stoiber, die Biopolitik 
nicht wirtschaftlichen Interessen 
zu opfern. Die Ökodemokraten 
wollen die Würde des Menschen 
in allen Lebensphasen schützen 
und lehnen daher das therapeu-
tische Klonen und die künstliche 
Schaffung erbidentischer Men-
schen ab; auch die Schaffung von 
„Designer-Babys“ im Rahmen 
der Präimplantationsdiagnostik 
(PID) soll verhindert werden. 
Mit Besorgnis sieht die ödp das 
Drängen der Biotechnologie-
Industrie nach Experimenten 
mit embryonalen Stammzellen; 
die Importerlaubnis vom Januar 
2002 wird als „ethischer Damm-
bruch“ gewertet. 

Die ödp wirbt für eine 
lebensbejahende Politik. Dazu 
gehöre auch, dass Hospize und 
die Palliativ- (Schmerz-) Medi-
zin Euthanasie-Gesetze, wie in 
Belgien und den Niederlanden, 
hierzulande überflüssig machen. 
Organtransplantationen dürf-
ten nur durch freiwillige und 
schriftliche Erklärung möglich 
sein; Fragen um den § 218 
– Abtreibungen und besonders 
Spätabtreibungen betreffend 
– gehörten auf den gesellschaft-
lichen Prüfstand. 

„Umweltgipfel“ 
Enttäuscht vom Johannesbur-
ger Umweltgipfel zeigte sich 
Anfang September der globali-
sierungspolitische Sprecher der 
ödp, Michael Kraus. Statt kon-
kreter, weitreichender Schritte 
zum Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen enthielten 
die Beschlüsse des „Rio+10“-
Gipfels lediglich vage Zusagen 
der Regierungen und freiwillige 
Verpflichtungen der Industrie. 
Der erhoffte Durchbruch zum 
globalen Ressourcenschutz sei 
damit nicht erzielt worden. Einer 
der wenigen positiven Ansätze 
sei die Absichtserklärung, die 
Zahl der Armen sowie der Men-
schen ohne (Trink-) Wasserver-
sorgung bis zum Jahr 2015 von 
jeweils 1,2 Milliarden auf die 
Hälfte reduzieren zu wollen. 
Doch unklar bleibe, wie diese 

Ziele erreicht werden sollen. Die 
ödp habe hierfür, so Kraus, ein 
umfassendes Konzept: „Für eine 
nachhaltige Entwicklung fordert 
die ödp die globale Verwirkli-
chung einer ökologisch-sozi-
alen Marktwirtschaft. Neben 
fairem Handel gehören dazu die 
Einführung ökologischer und 
sozialer Standards im Welt-
handel, der sofortige Umstieg 
auf erneuerbare Energien sowie 
die Einführung der Tobinsteuer 
und von Abgaben auf globale 
Umweltgüter, wie z. B. die 
Besteuerung von Flugbenzin.“ 
Kraus: „Selbst beim geringsten 
Satz von 0,05 Prozent könnten 
durch die Tobinsteuer die jährli-
chen Mittel für globale Umwelt- 
und Entwicklungsaufgaben 
von 50  Milliarden US-Dollar 
verdreifacht werden.“

Billig-Flüge 
Die Ankündigung der neuen 
Fluggesellschaft „Hapag-Lloyd-
Express“ des TUI-Konzerns, 
künftig innerdeutsche Flüge für 
10 Euro und europäische Flüge 
für 25 Euro anzubieten, wertete 
der bayerische ödp-Landesvor-
sitzende Bernhard Suttner Ende 
August als zynischen Beitrag zur 
Weltklimakonferenz. 

„Das anerkannt umwelt-
schädlichste Verkehrsmittel 
kann heute mit Spottpreisen 
aufwarten, weil es als einziger 
Verkehrsträger keine Mineral-
ölsteuer zu zahlen hat.“ Es sei 
eine der größten Enttäuschun-
gen der letzten Jahre, dass trotz 
intensiver Mahnungen aller 
Experten auch von Rot-Grün 
keine echte Initiative für die 
Erhebung der Mineralölsteuer 
auf Flugzeugtreibstoff durch-
gesetzt worden sei. Suttner: 
„Neben der umweltpolitischen 
stellt dieses Versagen der Politik 
auch eine erhebliche sozialpoliti-
sche Problematik dar: Während 
Auszubildende und Berufspend-
ler für den Treibstoff von Mofa, 
PKW, Bus oder Nahverkehrszug 
Mineralölsteuer zahlen müssen, 
fliegen Manager und Politiker 
steuerfrei zur Arbeit oder ins 
Wochenende!“

 Alle Pressemitteilungen sind 
in voller Länge im Internet unter 
www.oedp.de.abrufbar.
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Erste Analysen nach der Bundestagswahl 2002

Mitglieder und
Interessenten gewonnen
Bei der Bundestagswahl 2002 hat die ödp rund 57.000 Zweitstimmen 
(0,1 %) erhalten. „An diesem Ergebnis gibt es nichts zu beschönigen“, 
so Generalsekretär Dr. Claudius Moseler. Jedoch habe man die selbst 
gesteckten Wahlziele Mitgliederwachstum, Interessentengewinnung
und Bekanntheitssteigerung erreicht.

Prof. von Arnim vertritt ödp

Klage gegen
Parteiengesetz
Am 3. September hat die ödp beim Bundes-
verfassungsgericht in Karlsruhe Klage gegen 
die Neuregelung des Parteiengesetzes eingereicht. 
Vertreten wird sie dabei von dem Verfassungs-
rechtler Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim.

Die Klage der ödp richtet 
sich vor allem gegen die so 

genannte „Drei-Länder-Klau-
sel“. So erhielten bisher alle Par-
teien, die in einem Bundesland 
über 1 % der Wählerstimmen 
oder bundesweit 0,5 % erreicht 
hatten, nicht nur staatliche 
Mittel für Wählerstimmen, 
sondern auch für die erwirt-
schafteten Spenden (38 Cent je 
Euro). Ab dem 1. Januar 2005 
gilt die erste Alternative nur 

noch dann, wenn eine Partei 
in drei Bundesländern die 1 %-
Hürde überspringt. 

Das Achte Gesetz zur Ände-
rung des Parteiengesetzes vom 
28. Juni 2002 verstößt damit 
nach Ansicht der ödp gegen den 
Grundsatz der Chancengleich-
heit. Die Vorraussetzungen, 
unter denen kleinere Parteien an 
der staatlichen Parteienfinanzie-
rung beteiligt werden, würden 
gravierend und verfassungswid-

rig verschärft. „Daher haben 
auch die Weizsäcker-Kommis-
sionen, die Wedel-Kommission 
und andere Rechtsgutachter 
von einer Verschärfung abgera-
ten“, so die ödp. 

„Der ödp werden in einem 
Federstrich des Gesetzgebers 86 
Prozent ihrer bisherigen Staats-
zuschüsse gestrichen, während 
sich die großen Parteien die 

Aufgrund des absehbaren 
schlechten Wahlergebnisses 

sei die Wahlteilnahme im Vor-
feld innerparteilich umstritten 
gewesen, erläutert Moseler. 
In vielen Kreisverbänden sei 
zudem der Wahlkampf sehr 
zurückhaltend geführt worden, 
um für die bevorstehenden 
Europa-, Landtags- und Kom-
munalwahlen 2003/04 Kräfte 
zu schonen. So hatte die ödp bei 
dieser Wahl auch kein Stimmen-
ziel ausgegeben. „Unser Ziel war 
es, Mitglieder und Interessenten 
zu gewinnen, die ödp-Program-
matik bekanntzumachen und für 
zukünftige Wahlen Präsenz vor 
Ort zu zeigen.“

Hohe Internetzugriffe

Mitglieder und Interessenten 
konnten für ödp-Verhältnisse in 
großer Zahl gewonnen werden: 
So wurden von Januar bis Juni 
2002 – auch als Konsequenz der 

bayerischen Kommunalwahl 
–191 neue Mitglieder geworben. 
Im Juli, August und September 
kamen insgesamt rund 160 wei-
tere Mitglieder hinzu. Die Zahl 
der Austritte liege derzeit nicht 
vor und werde am Jahresende 
bilanziert, so Moseler. Des wei-
teren konnten rund 1.000 neue 
Interessenten gewonnen werden, 
und zahlreiche neue Mitglieder 
wollen wichtige Kreisverbände 
wieder auf „Vordermann“ 
bringen, so etwa in Köln oder 
Mainz-Bingen. 

Auch die Ergebnisse des 
Internetpromotings sind sehr 
erfreulich: Rund 111.000 
„Anwendersitzungen“ wurden 
von April bis September 2002 
auf der ödp-Internetseite 
www.oedp.de verzeichnet, also 
rund 650 pro Tag (bis März 
waren es nur 100 bis 200 pro 
Tag). Viele Interessenten kamen 
über das Internet zur ödp. 

Personalisierung

Moseler: „Das Wahlergebnis 
ist sicherlich insofern enttäu-
schend, als die ödp in keiner 
Weise vom umweltpolitischen 
Versagen der Grünen (Atom, 
Mobilfunk, Gentechnik) oder 
von Spendenskandalen aller 
Art profitieren konnte.“ Immer 
mehr fokussierten die Parteien 
auf Persönlichkeiten: Während 
die PDS mit Gysi verlor, gewan-
nen die Grünen mit Fischer 
– Sach-Themen stünden hinten 
an. „Hier liegt auch ein Grund 
für die kommunalen Erfolge der 
ödp, wo vielerorts Programm 
und Personen in einer Einheit an 
die Menschen gebracht werden. 
Eine starke lokale Personalisie-
rung werden wir daher auch bei 
der Europawahlliste vornehmen 
müssen, um die ‚magischen‘ 
0,5 % bei der EU-Wahl zu über-
springen“, so Moseler. 

Europawahl 2004

Zur Vorbereitung der Europa-
wahl 2004 wurde bereits eine 
Wahlkampf- und Strategie-
kommission berufen: In die
Kommission wurden die beiden 
stellvertretenden Bundesvor-
sitzenden Prof. Dr. Klaus Buch-
ner und Erich Rupp, Bundes-
geschäftsführer Gereon Schür-
mann, Generalsekretär Dr. 
Claudius Moseler, die ödp-Mit-
arbeiterin Florence von Bodisco, 
der Neu-Ulmer Kreisvorsitzende 
Heiko Fauth als Vertreter der 
Basis und der neue Internetkoor-
dinator Ulrich Frings berufen.

Aktiv werden!

„Unsere potenziellen Wählerin-
nen und Wähler differenzieren 
sehr stark danach, ob die ödp 
eine Chance hat, auch von ande-
ren gewählt zu werden. Anders 
sind die gewaltigen Unterschiede 
der Wahlergebnisse innerhalb 
eines halben Jahres in Bayern 
nicht zu erklären“, bilanzierte 
Moseler und appellierte: „Bitte 
nutzen Sie jetzt die Gunst der 
Stunde und werden Sie vor Ort 
aktiv. Programme brauchen 
Köpfe. Der Bundesverband wird 
zudem mit einem zentralen Brief 
allen Interessenten die Schnup-
per- bzw. normale Mitglied-
schaft anbieten.“        (cm/rm)
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Bei einer Pressekonferenz begründeten Prof. Dr. Hans Herbert von 
Arnim, Dr. Claudius Moseler und Erich Rupp (v. l.) die ödp-Klage.

Staatsmittel für sich selbst noch 
weiter erhöhen. Auch fließen die 
Gelder der ödp nicht etwa dem 
Fiskus zu, sondern den anderen 
Parteien“, erläutert von Arnim. 

Rechtsextreme Parteien, die 
der Gesetzgeber mit der Neu-
regelung ursprünglich von der 
Parteienfinanzierung habe aus-
schließen wollen, sind hingegen 
nicht betroffen.                (rm)
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Volksentscheide scheitern im Bundestag 

Verfassungsänderung 
überflüssig
Am 7. Juni 2002 scheiterte die Einführung von Volksentscheiden an der 
dafür notwendigen 2/3-Mehrheit im Deutschen Bundestag. Doch ist dafür 
überhaupt eine Grundgesetzänderung notwendig?

von Dieter Kuhn

Das Grundgesetz kennt 
Volksentscheide angeblich 

nicht. Niemand vertritt Man-
danten, Vereinsmitglieder oder 
Unternehmenseigentümer ohne 
deren Entscheidungsrecht. Doch 
unsere Volksvertreter nehmen 
sich solches „Recht“. Sie lesen in 
jeder Verfassung „repräsentativ“ 
– so z. B. in der bayerischen, die 
auch die direkte Demokratie 
durch Volksentscheide regelt. 
Die „Landeszentrale für politi-
sche Bildungsarbeit“ sagt: Dies 
„kennzeichnet Bayern als reprä-
sentative Demokratie“. 

Wahlen und 
Abstimmungen

Zur Entstehung des Grundge-
setzes berichtet die Beilage zur 
Wochenzeitung Das Parlament 
vom 30.10.1992: 

„Am 30.6.1946 nahmen die 
Bürger des Landes Sachsen 
den Allparteienentwurf eines 
Gesetzes „über die Übergabe 
von Betrieben von Kriegs- 
und Naziverbrechern in das 
Eigentum des Volkes“ in einem 
Volksentscheid an. (...) Wäh-
rend die SED in den anderen 
Ländern der Sowjetzone alsbald 
entsprechende Regelungen auf 
dem Verordnungswege traf, 
begannen die KPD-Fraktionen 

in den westdeutschen Landes-
parlamenten mit einer Antrags-
offensive, die eine Bodenreform 
bzw. die Enteignung der Kohle-
wirtschaft oder der Schlüsselin-
dustrien plebiszitär durchsetzen 
sollte. (...) Bereits am 14.11.1946 
stellte die SED ihren „Ent-
wurf einer Verfassung für 
die Deutsche Demokratische 
Republik“ vor – die erste ausge-
arbeitete Verfassungskonzeption 

für Gesamtdeutschland (...). 
Die auf westlicher Seite bald 
übliche Rundweg-Ablehnung 
erfasste auch (...) die in ihm 
entwickelten Formen direkter 
Demokratie. Eine neue Qualität 
erreichte diese plebiszitäre Stra-
tegie, als die SED 1948 – statt 
weiterhin darauf zu warten, 

dass die Sieger den Deutschen 
gewissermaßen von sich aus 
einen Volksentscheid gewähr-
ten – sich entschloss, diesen mit 
dem klassischen Mittel eines 
Volksbegehrens selbst herbeizu-
führen (...).

Der Parlamentarische Rat 
ratifiziert das Quarantänekon-
zept (...): kein Gründungsple-
biszit über den Weststaat (...) 
und keine Volksgesetzgebung 
im Kalten Krieg (...). Anderer-
seits wird so auch Sibyllinisches 
verständlich wie jener Dialog 
im Grundsatzausschuss zwi-
schen dem Vorsitzenden von 
Mangoldt (CDU) und Carlo 
Schmid (SPD) über Art. 20 GG. 
Ausgangspunkt: Das Volk werde 
in den besonderen Organen der 
Gesetzgebung, der vollziehenden 

Gewalt und der Rechtsprechung 
tätig; von Mangoldt: „Man darf 
aber nicht sagen, nur in diesen 
Organen; dann wäre die Volks-
abstimmung ausgeschlossen.“ 
Schmid: „Wir wollen kein 
Monopol für die repräsentative 
Demokratie.“ (...) Die Ausübung 
der Staatsgewalt durch das Volk 

in „Wahlen und Abstimmun-
gen“ ist eine schlechthin gültige 
Normierung im Grundgesetz.“

Veraltete Lehrmeinung

Die rechtlichen Schlüsse zieht 
z.B. Dr. Tilman Evers in der 
Brennpunkt-Dokumentation 
Nr. 12 der Stiftung MITARBEIT; 
Bonn 1991: 

„Vorschläge zur Einführung 
direktdemokratischer Ele-
mente (...) mussten sich lange 
Jahre mit einer herrschenden 
Lehrmeinung auseinanderset-
zen, das Grundgesetz verbiete 
jedwede Form plebiszitärer 
Willensäußerung, von dem sel-
tenen Fall einer Neugliederung 
des Bundesgebietes nach Art. 29 
abgesehen. Dieser Streit kann 
im Lichte der neueren Literatur 

als erledigt betrachtet werden. 
Wenn Art. 20 Abs. 2 GG davon 
spricht, die Staatsgewalt werde 
(...) „vom Volke in Wahlen und 
Abstimmungen“ ausgeübt, dann 
kann sich dies schon rechtssys-
tematisch nicht auf jene Territo-
rialplebiszite beziehen (...). Fast 
alle Landesverfassungen sehen 
(...) die Möglichkeit von Volks-
begehren und Volksentscheiden 
vor, was nach dem Homoge-
nitätsprinzip des Art. 28 GG 
schwer vorstellbar wäre, wenn 
die Verfassungsordnung auf 
Bundesebene eine direktdemo-
kratische Mitsprache des Volks-
souveräns strikt ausschlösse.“

Regelung per Gesetz

Warum also nicht „Wahlen 
und Abstimmungen“ in einem 

Wahl- und Abstimmungsge-
setz regeln? Diejenigen, die das 
nicht wollen, spielen nur Volks-
freunde. Hinter den Kulissen der 
politischen Bühne kämpfen auch 
sie um Macht – gegen das Volk. 
Dieses sucht eine glaubwürdige 
Demokratie-Partei. Die ödp hat 
das Zeug dazu – vor allem den 
Willen ihrer Mitglieder.

„Wir wollen kein 
Monopol für die 
repräsentative 
Demokratie.“

Gemäß Art. 20 Abs. 2 Grundgesetz wird die Staatsgewalt „vom Volke in Wahlen und Abstimmungen“ 
ausgeübt.
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Dieter Kuhn, 
Vorsitzender des ödp-Bundesar-
beitskreises Demokratie
Kontakt: Obere Hagenstr. 16, 

91217 Hersbruck, 
Fon/Fax 
(0 91 51) 12 73,
eMail: rd.kuhn@
freenet.de
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Einwohner-Gemeinde Kößlarn 
im Landkreis Passau gewählt. 
Der 62-jährige Fluglotse i. R. 
setzt sich u. a. für die Ortskern-
sanierung der Stadt ein und für 
den Ausbau des Öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV). 
„Auch die Internetpräsenz von 
Kößlarn muss verbessert werden. 
Dann werden Touristen ange-
lockt, und Arbeitsplätze können 
entstehen“, so Holub über einen 
weiteren Themenschwerpunkt. 
Franz Holub ist verheirat und 
geht in seiner Freizeit gerne 
bergwandern und bergsteigen.  
                         (fb)

Weitere ödp-Bürgermeister werden 
in der nächsten ÖkologiePolitik-Aus-
gabe vorgestellt!

P O L I T I K  A K T U E L L

Drei ödp-Bürgermeister im Porträt

„Informationsfl uss verbessert“
In sechs bayerischen Gemeinden haben seit der Kommunalwahl im März 
2002 ödp-Mitglieder bzw. der ödp nahe stehende Kommunalpolitiker 
Bürgermeisterämter inne. Mit dreien von ihnen sprach öp-Redakteurin 
Florence von Bodisco.

ödp-Petition an den bayerischen Landtag

Bioethik in die Verfassung
Mit einer überdimensionalen 
Doppel-Helix machten die 
ödp-Landesvorstandsmitglie-
der Bernhard Suttner, Thomas 
Lotz, Dr. Angela Klinger und 
Landesgeschäftsführer Urban 
Mangold (v. l., s. Foto) vor dem 
Maximilianeum auf die ödp-
Forderung „Bioethik in die 
Verfassung“ aufmerksam. 

Kurz zuvor übergaben sie 
dem Landtagsdirektor eine 
Petition. Demnach soll der 
Landtag von sich aus bioethi-
sche Grundsätze durch einen 
Verfassungsartikel absichern. 
Geschieht dies bis zum Jahres-
ende nicht, wird die bayerische 
ödp den Zulassungsantrag für 
das neue Volksbegehren „Men-
schenwürde ja, Menschenklo-
nen niemals!“ zusammen mit 
den bereits gesammelten 27.000 
Zulassungsunterschriften im 
Innenministerium einreichen.  
                 (Urban Mangold)

ÖkologiePolitik erscheint sechsmal 
im Jahr, jeweils zum Ende der gera-
den Monate.  Der Bezugspreis ist für 
ödp-Mitglieder im Mitgliedsbeitrag 
enthalten. Nichtmitglieder können 
ÖkologiePolitik für 12,- € im Jahr 
abonnieren. Redaktionsschluss der 
nächsten Ausgabe ist der 10. Novem-
ber 2002.
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Setzt sich 
u. a. für die 
Sanierung 
des Ortskerns 
ein: Franz 
Holub, erster 
Bürgermeister 
in Kößlarn.

Der 32-jährige 
Steuerberater 
Matthias 
Henneberger 
ist dritter 
Bürgermeister 
in Randers-
acker. Am Ende 

entschied das 
Los: Harald 
Kempe ist seit 
Mai dieses 
Jahres zweiter 
Bürgermeister 
im Markt 
Emskirchen.

etabliert, dass wir keine Exoten 
mehr sind. Wir stellen stets die 
Sache in den Vordergrund und 
sind dadurch glaubwürdig“, 
erzählt Kempe. Vor allem sein 
Verhältnis zum ersten Bürger-
meister sei hervorragend, fast 
freundschaftlich, so der Vater 
von vier Söhnen. Harald Kempe 
engagiert sich auch für den Ein-
satz regenerativer Energien und 
widmet sich in seiner freien Zeit 
der Bienenzucht.

Für die Liste ödp/Aktive 
Bürger wurde Franz Holub zum 
ersten Bürgermeister der 2.000-

Position weniger Einfl ussmög-
lichkeiten, als ich gedacht habe“, 
so Henneberger im Gespräch. 
Der Kommunalpolitiker, der als 
selbstständiger Steuerberater 
arbeitet, ist verheiratet und hat 
eine Tochter.

Der Pfl anzenzüchter Harald 
Kempe ist zweiter Bürgermeis-
ter in der Gemeinde Markt 

Emskirchen bei Neustadt/
Aisch. Der 50-jährige, der per 
Losentscheid gewählt wurde, 
war vorher sechs Jahre lang 
Gemeinderatsmitglied. „Die 
ödp hat sich im Gemeinderat so 

Der 32-jährige Matthias Hen-
neberger aus Randersacker 

ist das jüngste der ödp-Gemein-
deoberhäupter. Henneberger, 

seit 1993 Mitglied der ödp, ist 
dritter Bürgermeister in der 
3.600-Einwohner-Gemeinde 
bei Würzburg. Schwerpunkte 
seiner Arbeit sind die Durchset-
zung von mehr Bürgernähe in 
der Gemeinde und die Stärkung 
ökologischer Anliegen. „Seit ich 
Bürgermeister bin, hat sich der 
Informationsfl uss innerhalb der 
Gemeinde deutlich verbessert. 
Dennoch hat man in meiner 
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Rasche Zerstörung der Ökosysteme

Naturschutz zahlt sich aus
Naturschutz zahlt sich in barer Münze aus – in Milliardenhöhe. Darauf 
verweist ein internationales Team von Umweltforschern und Wirtschafts-
wissenschaftlern in einer am 7. August im US-Fachjournal „Science“ 
vorgestellten Studie. 

Das Forscherteam errech-
nete den ökonomischen 

Wert von Naturschutzgebieten 
einem Schlüssel gemäß, der 
Faktoren wie Klima, Wasser, 
Boden- und Artenerhalt einbe-
zieht. Dieser Rechnung zufolge 
liegt der wirtschaftliche Vorteil 
unberührter Ökosysteme im 
Vergleich zur kurzfristigen 
Nutzung im Verhältnis 100 zu 
1. Dass Ökosysteme weltweit 
dennoch fast unvermindert 
rasch zerstört werden, liegt 
nach Meinung der Experten 
vor allem an drei Faktoren: am 
Streben Einzelner nach schnel-
lem Gewinn, an der Unkenntnis 
über den wirtschaftlichen Wert 
von Naturschutzräumen 
und, in einigen Ländern, 
an steuerlichen Anreizen 
für die Verwandlung von 
Natur in „Nutzflächen“. 

Erhalt der 
Ökosysteme

Die Forscher kommen zu 
dem Ergebnis, dass ein 
globales Netzwerk von 
Naturschutzgebieten der 
Weltbevölkerung jährlich 
4.400 Milliarden Dollar 
mehr an „Waren und 
Diensten“ liefern könnte 
als das gleiche Land in 
bebauter, auf Menschen 
zugeschnittener Form. 
Das heißt, dass die 
Zerstörung natürlicher 
Lebensräume „ein schlechtes 
Geschäft“ ist – ganz unabhängig 
von sozialen, kulturellen und 
moralischen Nachteilen, schrei-
ben die Forscher der Universität 
Cambridge. 

An fünf Fallstudien zeigen 
sie, dass tropische Wälder, 
Sümpfe oder Korallenriffe 
durchschnittlich die Hälfte ihres 
Wertes einbüßen, wenn sie kom-
merziell ausgeschlachtet werden. 
In jedem Fall wäre der Erhalt der 
Ökosysteme weitaus mehr Wert 
gewesen als ihr – oft kurzfris-
tiger – Gewinn. So hätten sie 
als Schutz vor Stürmen und 
Fluten dienen können sowie als 

Auffangbecken für Kohlenstoff 
gegen den Klimawandel. Viel 
Geld hätten sie auch eingebracht 
bei nachhaltiger Nutzung und 
als Urlaubsziel, schreiben die 
Autoren.

Unwetter-Katastrophen

In diesen Monaten gibt es wieder 
den kläglichen Versuch, die noch 
nie dagewesenen Unwetter-
Katastrophen des diesjährigen 
Sommers mit einem zufällig 
schlechten Jahr zu rechtfertigen. 
Doch die Rückversicherungen 
singen ein anderes Lied. Rück-
versicherungen sind jene Kapi-
tal-Unternehmen, die hinter 
den Versicherungen stehen 

und schon seit Jahren für die 
enormen Schäden aufkommen 
müssen, die durch Naturkatas-
trophen entstehen. Ihnen geht 
der finanzielle Atem aus. Noch 
schlimmer sind freilich die per-
sönlichen Schicksale von Men-
schen, die buchstäblich Haus 
und Hof verloren haben. Und 
auch Tote waren zu beklagen. 

Wüste in Franken

Franz Alt, seit vielen Jahren 
ein ökologischer Revoluzzer 
unter den Fernsehjournalisten, 
sagte im August bei einer ödp-
Veranstaltung in Würzburg 
langfristig für Franken, das im 

Sommer 2002 von den Was-
serfluten weitgehend verschont 
wurde, eine Verwüstung voraus 
– wenn es weltweit keine gene-
relle Umkehr beim Umgang 
mit der Natur gebe. Tatsächlich 
ist vieles erklärbar, was heute 
passiert. International renom-
mierte Wissenschaftler haben 
in Arbeitskreisen beim Umwelt-
tag in Würzburg schon 1986, 
als gerade die Atom-Katastro-
phe von Tschernobyl die Welt 
nachhaltig erschütterte, diese 
Umweltkatastrophen prophe-
zeit. Nicht als besserwissende 
Propheten, sondern als Kenner 
natürlicher Gegebenheiten. 
Doch der Titel des ersten Deut-

schen Umwelttages „Ja zum 
Leben – Mut zum Handeln“ 
ist von den Verantwortlichen 
in diesem Lande vergessen. Es 
ist nicht der Zustand unseres 
Klimas, der interessiert, son-
dern Flugkilometer, ein even-
tueller Krieg gegen den Irak 
und – natürlich – die Gewinner 
anstehender Wahlen. 

Sonne statt Atom

Vergessen ist die grundlegende 
Frage nach dem Umgang mit 
Technik und Fortschritt, welche 
dem Menschen und seiner Mit-
welt dienen sollen – stattdessen 
aber heute Lebensgrundlagen 

vernichten und den Planeten 
plündern, wovor einst schon der 
ödp-Gründer Herbert Gruhl 
eindringlich gewarnt hatte. 
„Wenn man die Ressourcen so 
sorglos weiter plündert, ent-
scheidet man sich für Kriege“, 
so Franz Alt bei seinen Vortrag. 
Dass man in Sachen Energiever-
brauch und -verteilung seit dem 
11. September 2001 in eine neue 
Dimension eintrete, stellte der 
ödp-Bundesvorsitzende Uwe 
Dolata anhand zahlreicher Daten 
dar. Gilt seiner Meinung nach 
die amerikanische Intervention 
in Afghanistan vordergründig 
der Terrorbekämpfung, ziele sie 
langfristig jedoch auf die mili-
tärische Sicherung gewaltiger 
Ölreserven, die in Zentralasien 
und speziell um das Kaspische 
Meer vermutet werden. Um 
solche Kriege um Öl zu vermei-
den, plädierte Alt für bessere 
politische Rahmenbedingun-
gen und Mehrinvestitionen in 
nachhaltige Energiequellen wie 
Wind, Sonne und Biomasse. 

Einen Umstieg auf 
erneuerbare Energie-
träger im Laufe von ein 
bis zwei Generationen 
hält er für realistisch; 
denn in den letzten zwei 
Jahrzehnten habe die 
Verwertung der natür-
lichen, nachhaltigen 
Energien große Fort-
schritte gemacht. 

Weltkonzerne wie 
BP oder Shell warteten 
nur darauf, dass die 
Rahmenbedingungen 
zu Gunsten nachhalti-
ger Energien verändert 
würden, um sich strate-
gisch neu zu orientieren. 
Scharfe Kritik übten Alt 
und Dolata an der 

Atompolitik Edmund Stoibers. 
Verwundert zeigten sie sich 
darüber, dass der Unions-Kanz-
lerkandidat keinen kompetenten 
Umweltpolitiker in sein „Kom-
petenz-Team“ berufen habe. 

In einem offenen Brief, der 
in mehreren großen deutschen 
Tageszeitungen veröffentlicht 
wurde, rief das ehemalige CDU-
Mitglied Franz Alt Edmund 
Stoiber dazu auf, das beginnende 
Solar-Zeitalter nicht zu verschla-
fen. „Wollen Sie allen Ernstes 
die vorgestrige und gefährliche 
Atomenergie reaktivieren und 
Dutzende neuer Atomkraft-
werke bauen?“                         (ud)
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Franz Alt vor 200 Zuhörern:

„Die Sonne schickt uns
keine Rechnung“
Wahlkampf in Würzburg: Im überfüllten Veranstaltungssaal plädierten 
Anfang August der ödp-Bundesvorsitzende Uwe Dolata und der Bestseller-
Autor Dr. Franz Alt für eine ökologische Wende in der Politik.

ödp unabhängig

Uwe Dolata legte in seiner 
Eingangsrede seine persönliche 
Motivation dar, die ihn zum 
Eintritt in die ödp bewegt 
habe: „Die ödp ist die einzige 
Partei, die keine Firmenspen-
den annimmt. Dadurch wird 
die Unabhängigkeit politischer 
Entscheidungen gewährleistet.“ 
Ein Hauptziel ökologisch-
demokratischer Politik seien 
die Achtung und der Schutz 

des Lebens. Damit verbunden 
seien der ödp-Einsatz gegen die 
Freisetzung genmanipulierter 
Lebewesen und für den Erhalt 
der natürlichen Lebensgrund-
lagen. 

Umdenken nötig

„Krieg um Öl oder Frieden
durch die Sonne?“– Der Titel
seines neuesten Buches war
auch Inhalt des Vortrags von 
Fernsehjournalist und Bestsel-
ler-Autor Dr. Franz Alt. 

Wie dramatisch der 
Mensch in den Umweltkreis-
lauf eingreift, erläuterte Alt 
an einem einfachen Beispiel: 
„Tagtäglich werden ca. 150 Tier- 
und Pflanzenarten ausgerottet.“ 
Um zu gewährleisten, dass die 
Menschheit auch in 100 Jahren 
noch gut leben könne, sei ein 
konsequentes Umdenken in 
Umweltfragen nötig. 

Am Beispiel der Energie-
politik erläuterte Franz Alt die 

ödp startet Massenpetition 

Firmenspenden an
Parteien verbieten!
Im Parteiengesetz sollen Spenden juristischer Personen an Parteien endlich 
verboten werden. Eine diesbezügliche bundesweite Massenpetition an den 
Deutschen Bundestag hat nun die ödp gestartet.

„Parteien müssen unab-
hängig von Einzelin-

teressen zum Wohl des ganzen 
Volkes entscheiden können“, 
erläutert der Initiator der 
Massenpetition und Presse-
sprecher des ödp-Kreisver-
bands Böblingen, Tobias Rehrl. 
Unternehmen spendeten nicht 
uneigennützig, sondern wollten 

unerlaubten Einfluss erlangen. 
Zur Wahrung der Unabhän-
gigkeit der Politik von wirt-
schaftlichen Interessen und
Lobbyverbänden müssen Fir-
menspenden nach Ansicht der 
ödp verboten werden. „Dank 
staatlicher Finanzierung kön-
nen Parteien auch gut ohne Fir-
menspenden leben“, so Rehrl. 

Ein ARD-Fernsehteam begleitete die ödp-Veranstaltung mit der 
Kamera. Rechts im Bild: der ödp-Bundesvorsitzende Uwe Dolata. 
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Probleme und Lösungsansätze. 
Konventionelle Energiepolitik 
führe, so der Referent, bald zu 
Kriegen um den letzten Öltrop-
fen. So seien etwa beim Krieg 
in Afghanistan die Terroran-
schläge vom 11. September 2001 
lediglich der Auslöser gewesen; 
der Kampf um die Ölpipelines, 
die durch Afghanistan laufen, 

sei der wahre Anlass für den 
Militäreinsatz der USA. 

Als Alternative zu herkömm-
lichen Energieträgern wie Kern-
kraft, Öl oder Gas böten sich die 
Sonne und andere regenerative 
Energien an. Die Sonne sende 
täglich 10.000 bis 15.000 Mal 
mehr Energie zur Erde, als von 
allen Menschen zusammen 
verbraucht werde. „Die Sonne 
schickt uns keine Rechnung“, 
fasste Franz Alt zusammen. (fb) 

Bereits seit vielen Jahren 
hat die ödp in ihrer Satzung 
verankert, keine Spenden von 
Wirtschaftsunternehmen und
Verbänden anzunehmen. Auch
Frankreich hat 1995 Firmen-
spenden an Parteien verboten. 
Unterschriftenlisten können 
entweder im Internet unter 
w w w.oedp.de /w w w/porta l /

firmenspenden.pdf herunter-
geladen oder bei der ödp-
Bundesgeschäftsstelle, Bohnes-
mühlgasse 5, 97070 Würzburg,
Fon (09 31) 4 04 86-11, Fax -29,
eMail.: materialversand@oedp.
de angefordert werden. ödp-
Aktive finden im Intern-Be-
reich von www.oedp.de auch 
Muster-Pressemitteilungen und 
Hintergrundinformationen 
(Zugangsdaten bitte bei der 
Bundesgeschäftsstelle der ödp 
erfragen!). 

Bis zum 30. Juni 2003 sollen 
Zigtausende von Unterschriften 
gesammelt werden. Die Ein-
reichung beim Petitionsaus-
schuss des Deutschen Bundes-
tags erfolgt dann zentral und 
öffentlichkeitswirksam.       (rm)

Überfüllter Saal im Würzburger „Alten Kranen“: Franz Alt sprach 
vor rund 200 Zuhörern. 
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Abfallpolitik aus ökologischer Perspektive

Vermeiden vor verwerten
Mit der Einführung des Grünen Punktes und dem Erlass verschiedener 
Abfallverordnungen sind zwar die Sortier- und Verwertungsquoten 
gestiegen. Doch bis heute ist nur wenig Abfall wirklich vermieden wurden.

von Gertrud Martin

Kein Ausweg: 
Müllverbrennung

Es ist still geworden an der 
Abfallfront. Seit Ende der 80-
er Jahre haben die zuständigen 
Landesregierungen und die von 
ihnen mit der Abfallentsorgung 
betrauten Kommunen ihre 
Entsorgungssysteme neu konzi-
piert. Dies geschah nicht zuletzt 
unter dem Druck zahlreicher 
Bürgerinitiativen (BI), die sich 
bundesweit flächendeckend 
zusammengefunden hatten, um 
sich gegen die ursprüngliche 
Absicht der Verantwortlichen, 
den bis dahin deponierten, 
unsortierten Gesamtmüll künf-
tig einfach zu verbrennen, zur 
Wehr zu setzen.

Die dafür genannten Argu-
mente waren u. a. 
n   die aus den hohen Men-
gendurchsätzen zu erwarten-
den Schadstoffemissionen, 
möglicherweise unbekannter 
Zusammensetzung, v. a. aber 
von Dioxinen und Furanen, mit 
ihrer unberechenbaren Lang-
zeitwirkung auf die Gesundheit 
von Mensch und Tier, Wasser 
und Böden, sowie
n   die nicht rückgängig zu 
machende Vernichtung nicht 
nachwachsender Rohstoffe 
(Öl) bzw. die Verschleuderung 

anderer energieaufwändig 
gewonnener Rohstoffe (Metalle, 
Glas, Papier), anstatt diese 
für eine Wiederverwertung 
mit vergleichsweise niedrigem 
Energieeinsatz zu sammeln.

Müllvermeidung zuerst

Die BIs forderten folgerichtig 
Konzepte ein, die in erster Stelle 
die Mengen der weggeworfenen 
Güter senken und danach den 
unvermeidbaren Rest möglichst 

sortenrein sammeln und der 
Wiederverwertung zuführen 
sollten. Unmissverständlich 
hielten sie ihren Widerstand 

gegen die Müllverbrennung 
aufrecht.

Durch ihre kritische, ganz 
konkrete Zusammenarbeit mit 
den lokal Verantwortlichen 
erreichten die Vertreter/innen 
der BIs, dass der Slogan von 
der vorrangig zu praktizieren-
den Müllvermeidung in keiner 
Sonntagsrede der Politiker 
fehlen durfte und allmählich 
Sammelsysteme für so genannte 
Wertstoffe eingeführt wurden. 

Bei Licht besehen war freilich 
klar, dass Müllvermeidung im 
großen Maßstab nichts anderes 
bedeutet als Konsumvermeidung 

– angefangen beim Verzicht auf 
entbehrliches Verpackungs-
material bis hin zur Kaufent-
scheidung für langlebige, leicht 
reparierbare Gebrauchsgüter. 
So ist die Müllvermeidung nie 
wirklich aus dem Stadium der 
Sprechblase herausgekommen.

Abfall-Boom 

Vielmehr stiegen die absolut 
gemessenen Müllmengen wei-
terhin, wobei allerdings der 
Restmüll durch einen von 
den Politikern nie für mög-
lich gehaltenen Sortier- und 
Sammeleifer der Bevölkerung 
dramatisch schrumpfte. Die 
prognostizierten Laufzeiten 
der Deponien verlängerten sich 
teilweise um Jahrzehnte; die 
schon bestehenden Müllver-
brennungsanlagen sahen sich 
gezwungen, neue Zulieferer zu 
finden. Anbieter neuer Anlagen 
sahen ihre Chancen schwinden 
und arbeiteten fieberhaft an der 
Verbesserung der Filtertechnik. 
Besichtigungsfahrten zu den 
Wiederverwertungsanlagen für 
Glas und Papier zogen reichlich 
Publikum an. Die zuständigen 
politischen Ebenen stellten 
eigene Abfallberater/innen ein, 
der Beruf des Ver- und Ent-
sorgers entstand. Ein neuer 
Wirtschaftszweig boomte. 
Und die Müllgebühren stiegen 
unaufhaltsam!

Abfall kostet – so oder so

Es war schwierig, den Bürger/
innen zu vermitteln, dass es 
eine vordergründig „günsti-

gere“ Technik als das 
einfache „Auf-den-
Haufen-Werfen“ und 
das unkontrollierte 
Verrotten-Lassen des 
Mülls nicht gibt. Alle 
ökonomisch und öko-
logisch zukunftsorien-
tierte Differenzierung 
der Müllbehandlung 
verursacht Kosten, die 
von den Verursacher/
innen zu tragen sind 
– in Form von Steuern 
oder Gebühren. Die 
Fixkosten einmal auf-
gebauter Kapazitäten 
bewirken, dass bei 
schwindenden Durch-
sätzen (Müllmengen) 

die Gebühren pro Mengen-
einheit steigen. Oft wurde die 
Ansicht vertreten, die Verpa-
ckungshersteller und -befüller 
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seien die eigentlichen Verursa-
cher des Verpackungsmülls und 
deshalb für die Entsorgungskos-
ten zuständig. Letztlich bleiben 
die Kosten etwa des Grünen 
Punkts aber doch beim Nutzer 
hängen: Wer wenig Verpackung 

kauft, wird folglich auch nicht zu 
Unrecht geschröpft.

Trotz dieser einfachen 
Erkenntnis haben sich die Vor-
schläge, verpackungsarm ein-
zukaufen (z. B. Aktion Känguru) 
und kurzlebigen Ramsch in den 
Regalen liegen zu lassen, nicht 
auf breiter Front durchgesetzt. 

Langsame Gesetzgebung

Auch die Mühlen des Gesetzge-
bers mahlen allzu gemächlich. 
So verzichtet das genannte 
Kreislaufwirtschaftsgesetz, das 
1996 in Kraft trat, auf die Fest-
legung von Standards, die Roh-
stoffe weitgehend lückenlos der 
Wiederverwertung zuführen. 
Zwar können Bürger/innen auf 
den Recyclinghöfen Wertstoffe 
abgeben; wegen der zusätzlich 
zu erwartenden Kosten ver-
zichten die zuständigen Verwal-
tungen aber zum Beispiel auf 
die getrennte Abfuhr von Holz 
(Möbel), Metall oder großteili-
gen Kunststoffgegenständen aus 
dem Sperrmüll. 

Die lange geplante Alt-
papierverordnung fiel dem 
Dualen System zum Opfer: 
Vermeidungseffekt (Werbeflut!) 
gleich null. Im Gegenteil: Seit 
der flächendeckenden Verbrei-
tung von Computern, die eine 
enorme Einsparung von Papier 
bringen sollte, hat sich der 
Papierverbrauch in den Büros 
versiebenfacht!

Nach endlosem Streit wurde 
am 21. Juni 2002 das Gesetz 
zur Entsorgung von Altautos 
verabschiedet, das die Herstel-
ler verpflichtet, ihre vernutzten 
Produkte „kostenfrei“ zurück-
zunehmen und nach Wertstof-
fen getrennt zurückzubauen. 
Noch immer mit unabsehbarem 
Ende wird auf EU-Ebene an einer 
Elektronikschrott-Verordnung 
gebastelt, die wertvolle, teil-

weise auch umweltgefährdende 
Rohstoffe recyceln soll. Bislang 
werden nur Kühlschränke als 
„besonders überwachungs-
bedürftiger Abfall“ getrennt 
entsorgt. Die restliche „weiße 
Ware“ wird meist als Metall-
schrott verkauft.

Ein Trauerspiel besonderer 
Art ist das Gezerre um das 
Dosenpfand, das unökologische 
Getränke-Einwegverpackungen 
verteuern und so zurückdrängen 
soll. Obwohl die große Mehrheit 
der Bevölkerung dahinter steht, 
bringen die Politiker aus Rück-
sicht auf Verpackungshersteller 
und Teile der Getränkeindus-
trie kaum das nötige Rückgrat 
zur Durchsetzung auf. 

Müllvermeidung 
im großen Maßstab 

bedeutet nichts 
anderes als Kon-
sumvermeidung. Gertrud Martin,

jahrelang in 
Müll-Bürger-
initiativen 
engagiert, ödp-
Mitglied
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Auszug aus dem ödp-Programm

Ökologische Abfallpolitik
(...) Wir streben eine selektive 
Abfallwirtschaft nach folgen-
den Grundsätzen an:

1.  Abfallvermeidung,
2. Abfallentgiftung,
3.  Abfallverwertung,
4. sichere Deponierung 

des Restmülls, möglichst auf 
Monodeponien (Deponien für 
je einen Abfallstoff) zur späte-
ren Wiederaufarbeitung.

Das ödp-Konzept:
n  Einführung eines EU-ein-
heitlichen Standard-Mehrweg-
behältersatzes für die meisten 
Artikel des täglichen Bedarfs.
n  Generelle Pfandpflicht für 
mehrwegfähige Verpackungs-
arten.
n  Rücknahme- sowie 
Pfandpflicht für nicht mehr-
wegfähige Behälter und 
Gebrauchsgegenstände (...).
n  Generelle Kennzeichnungs-
pflicht für alle Materialien zur 
Verbesserung der Wiederver-
wertbarkeit.
n  Mehrweggebot für alle 
mehrwegfähigen Verpa-
ckungsarten (...).
n  Gerechte Müllgebühren 
nach Müllmenge.
n  Verbot besonders umwelt-
schädlicher Substanzen, z. B. 
PVC (...).
n  Ausrichtung des Bundesab-
fallgesetzes und der TASI nach 
ökologischen Kriterien.
n  „Kalte Behandlung“ des 

Restmülls in Biologisch-Mecha-
nischen Anlagen (BMA). Diese 
(...) haben deutliche wirtschaft-
liche wie ökologische Vorteile 
gegenüber der Müllverbrennung 
und den neueren Schwelbrenn-
Anlagen.
n  Förderung von innovativen 
Methoden in der Abfallwirt-
schaft, wie z. B. Kryorecycling.
n  Kein weiterer Bau von Müll-
verbrennungsanlagen (...). Die 
bestehenden Anlagen sind weit-
gehend nach einem Stufenplan 
stillzulegen. Keine Müllver-
brennung in Industrieöfen.
n  Umgehende Einführung der 
Elektronikschrottverordnung 
mit klaren Regelungen für die 
Wiederverwertbarkeit von 
Elektrogeräten aller Art (...).
n  Abfallüberwachung und 
-kartierung auf deutscher und 
europäischer Ebene. Verbot 
von Müllexporten (...). Klare 
Abgrenzung der Begriffe „Wert-
stoff“ und „Abfall“ zur Verhin-
derung der Verschiebung von als 
Wirtschaftsgut getarntem Müll.
n  Initiative der Bundesregie-
rung zur Überarbeitung der 
EU-Verpackungsrichtlinie mit 
dem Ziel, regionale, umwelt-
verträgliche Vermarktung zu 
fördern.

Eine rohstoffsparende Abfall-
wirtschaft wird besonders 
durch die Steuerreform für 
Arbeit und Umwelt ermöglicht, 

weil die steuerliche Belastung 
von Primärenergie, Rohstof-
fen und Schadstoffemissionen 
weitreichende Auswirkungen 
im Abfallbereich hat:
n  Die Wiederverwendung 
und -verwertung von Mate-
rialien wird wirtschaftlicher 
als ihre Neuanfertigung (...). 
Mehrwegprodukte und -ver-
packungen werden billiger.
n  Technische und wirtschaft-
liche Innovationen unter öko-
logischem Vorzeichen werden 
vorangetrieben (...).
n  Produkte werden wegen 
ihres höheren Preises eher 
repariert als weggeworfen; sie 
werden vom Hersteller entspre-
chend langlebiger und leichter 
reparierbar produziert.
n  Verpackungsmaterialien 
werden vom Hersteller ver-
einheitlicht, gekennzeichnet 
und auf Wiederverwendung, 
zumindest aber auf Wieder-
verwertung ausgelegt.
n  Lange Transportwege wer-
den unwirtschaftlich, was zu 
Änderungen der Wirtschafts-
struktur und damit z. B. auch 
zur Vermeidung von Trans-
portverpackungsmüll führt.
n  Der Verkauf von Gebraucht-
waren und Teilen davon wird 
interessanter und die entspre-
chenden Märkte weiten sich 
aus.

(Auszüge aus dem bundespoliti-
schen Programm der ödp)

Mehr Verbrennung?

Das Jahr 2005 stellt im Bewusst-
sein der Menschen, die sich für 
eine ökologische Abfallwirt-
schaft einsetzen, ein magisches 
Limit dar: Ab diesem Zeitpunkt 
darf kein Restmüll mehr ohne 
Vorbehandlung auf Deponien 
verbracht werden. Der enthal-
tene Anteil an biologisch noch 
reaktionsfähiger Masse (Glüh-
verlust) darf nicht mehr als 5 % 
betragen. Diese Vorgabe kann 
nach dem jetzigen Stand der 
Technik praktisch nur durch 
Verbrennung erreicht werden. 
Umsonst haben die BIs darauf 
gehofft, dass der Wechsel zu 
einer rot-grünen Regierung 

durch die Benennung anderer 
Parameter den Weg zu kalten 
Verfahren öffnen werde. Immer 
häufiger kann man hören, dass 
das Sammeln und Verwerten 
von Wertstoffen aus dem Müll 
unsinnig sei. Die Verfechter der 
Wegwerf-Wirtschaft schlafen 
nicht. Sie verfolgen ihre Inte-
ressen mit hoher Motivation. 
Aber die Kämpfer an der Anti-
Müll-Front sind mürbe. Wach 
bleiben!
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Nicht umweltfreundlich

Die gute Ablagerungsfähig-
keit der bei der Verbrennung 
entstehenden Feststoffe und 
die strengen Grenzwerte der
Bundesimmissinsschutzverord-

T I T E L T H E M A

Müllverbrennung – umweltschonend?

Gefährliche Filterstäube
Von bestimmten Interessengruppen werden die Umweltprobleme der 
Müllverbrennung gerne heruntergespielt. Dabei verhindert diese nicht 
nur die konsequente Vermeidung und Verwertung von Abfällen, sondern 
erzeugt auch gefährliche Schadstoffe.

von Dr. Hartmut Hoffmann

nung täuschen eine Umwelt-
freundlichkeit vor, die bei nähe-
rem Hinsehen nicht gegeben ist. 
Aus mehreren Gründen ist die 
Verbrennung von Müll umwelt-
schädlich. 

So haben thermische Verfah-
ren eine schlechte 
Energieausbeute. 
Bei der Verbren-
nung wird nämlich 
nur ein Teil des 
Heizwertes genutzt, 
während die ge-
samte Produkti-
onsenergie verlo-
ren geht. Durch 
Verwertung und 
Vermeidung lässt 
sich erheblich mehr 
Energie sparen.

G l e i c h z e i t i g 
steht die Müllver-
brennung, anders 
als andere Verfah-
ren zur Behandlung 
von Restmüll, in der 
Praxis in direkter 
Konkurrenz zur 
Vermeidung und 
Verwertung von 
Abfällen. Gerade 
die umweltpoliti-
sche Diskussion 
um die Kunststoff-
verwertung hat das
deutlich gemacht: 
Hier waren zuwei-
len die Tatsachen 
auf den Kopf ge-
stellt, indem die 
Mü l lvermeidung 
und der Aufbau 
von Kapazitäten
zur stofflichen Ver-
wertung von Kunst-
stoffverpackungen
als sinnlos bis un-
möglich dargestellt 
wurden.

Ein weiteres Ar-
gument: Bestimmte
Schadstoffe werden
erst durch die Ver-
brennung mobili-
siert, so einige

Schwermetalle. Andere Schad-
stoffe entstehen erst durch 
die Verbrennung. Denn im 
Verbrennungsraum entstehen 
aggressive saure Schadgase wie 
HCl (Chlorwasserstoff, Salz-
säuregas), SO2 (Schwefeldioxid) 
und Stickoxide (NO und NO2). 
Diese bei der Müllverbrennung 
erst erzeugten Gase müssen 
durch eine aufwändige Reini-
gung des Rauchgases wieder 
entfernt werden.

Zusätzlich verbraucht die 
Rauchgasreinigung Rohstoffe 
– insbesondere: Kalk, z. T. mit 
Aktivkohle (Sorbalit), Natron-
lauge (Koppelprodukt: Chlor!), 
Ammoniak und andere Che-
mikalien zur Entstickung – und 
Energie, etwa für Pumpen, 
Gebläse und Wiederaufhei-
zung.

Trotzdem sind im Reingas 
noch Schadstoffe enthalten. 
Beispiel: Bei der Verbrennung 
von 100.000 Tonnen Müll pro 
Jahr werden bei Einhaltung der 
Grenzwerte rund 100 Tonnen 
Stickoxide ausgestoßen. Auch 
sei der Hinweis gestattet, dass 
die Grenzwerte der Bundesim-
missionsschutzverordnung bei 
An- und Abfahrvorgängen, bei 
der Rußentfernung im Feue-
rungsraum (Rußblasen) und bei 
der Abreinigung der Tuchfilter 
keine Gültigkeit haben. Hier 
ist mit erhöhten Emissionen zu 
rechnen.

Weiter ist der Ausbrand 
schlechter als allgemein ange-
nommen. Im  Feuerungsraum 
herrscht im Regelfall eine Tem-
peratur von 800 bis 1000 °C. 
Dennoch ist wegen der Inho-
mogenität des „Brennstoffs“ 
Müll ein vollständiger und 
gleichmäßiger Ausbrand nicht 
ständig sicherzustellen. Die 
Temperatur auf dem Rost kann 
starken Schwankungen unterlie-
gen. So können auch organische 
Substanzen emittiert werden, die 
bei 800 °C eigentlich vollständig 
zerstört sein sollten.

Keine Entsorgungs-
sicherheit

Die aggressiven sauren Schadgase 
ziehen nicht nur eine aufwändige 
Reinigung des Rauchgases nach 
sich, sondern führen auch zu 
erheblichen Korrosionsproble-
men im Feuerungsraum. Dies 
führt zu Störfällen und Phasen 
des Stillstands sowie zu teueren 
Reparaturen. Bei Störfällen 
kommt es gelegentlich zu stark 
erhöhten Schadstoff-Emissi-
onen. Auch beim Ausfall der 
Rauchgasreinigung entweichen 
große Mengen an Schadstoffen 
– etwa das 60-fache des Nor-

malbetriebs. Noch größer kann 
der Schadstoffausstoß bei Müll-
bunkerbränden sein.

Altlasten der Zukunft

Die festen Rückstände aus der 
Verbrennung, nämlich Schlacke, 
Filterstäube und Rückstände aus 
der Rauchgasreinigung, enthal-
ten nicht nur fast die ganze 
Schwermetallfracht des ver-
brannten Hausmülls, sondern 
immer wieder auch organische 
Schadstoffe, die bei der Ver-
brennung nicht völlig zerstört 
worden sind oder sich neu 
gebildet haben. Hierzu gehören 
auch die hochgiftigen Dioxine. 
Die Schlacke ist also nicht 
schadstofffrei. Sie sollte daher 
deponiert und nicht als Baustoff 
verwertet werden. Noch gefähr-
licher sind die Filterstäube und 
die Rückstände der Rauchgas-

I N F O S
Interessierten Leser/innen 
bietet der Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland e. V. 
(BUND) zwei aktuelle Broschü-
ren zur Energiepolitik an. Die 
BUNDpositionen zur energe-
tischen Nutzung von Biomasse 
und Altholz können über den 
BUNDversand bezogen werden: 
Fon (0 30) 2 75 86-4 41, eMail: 
bundladen@bund.net, Internet: 
www.bund.net.

Bestimmte Schad-
stoffe werden erst 

durch die Verbren-
nung mobilisiert, 

andere Schadstoffe 
entstehen erst 

durch sie.
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Aufgrund der Dosenflut ist der Mehrweg-
anteil von Getränken in den letzten Jahren 
drastisch gesunken.

T I T E L T H E M A

Dr. Hartmut 
Hoffmann,
Sprecher des 
BUND-Arbeits-
kreises „Abfall-
wirtschaft“

reinigung. Sie dürfen als hoch-
giftiger Sondermüll nur unter 
Tage abgelagert werden. Das 
Beste aber ist, solche Giftstoffe 
gar nicht erst zu erzeugen.

Teuer

Die hohen Kosten für Bau und 
Betrieb von Anlagen zur Müll-
verbrennung (MVA) steigern 
die Abfallgebühren erheblich. 
Vermeidung und Verwertung 
von Abfällen werden oft in den 
Hintergrund gedrängt, wo MVA 
in Betrieb gehen. Die Betreiber 
sind daran interessiert, die MVA 
immer voll auszulasten, denn 
der Fixkostenanteil erreicht 
bis zu 85 %; dabei schlagen die 
enormen Baukosten besonders 
zu Buche (Abschreibung und 
Verzinsung), egal ob die Anlage 
voll oder halb ausgelastet ist.

Alternative Verfahren 

Als Alternative zur Müllver-
brennung plädiert der BUND 
für mechanisch-biologische 
Verfahren. Ihre Vorteile unter 
anderem: Die Abbauprozesse 
finden bei niedrigeren Tem-
peraturen statt, was erheblich 
weniger Schadstoffe mobilisiert. 
Die Abgasreinigung ist sehr 
viel einfacher und verbraucht 
weniger Energie. Das Abbau-
produkt entspricht den strengen 
Vorschriften der Ablagerungs-
verordnung. Mechanisch-bio-
logische Anlagen (MBA) sind 
weniger störanfällig, störungs-
bedingte Emissionen von deut-
lich geringerer Giftigkeit. Und: 
MBA sind preiswerter, können 
kleiner und dezentraler geplant 
werden – das senkt die Trans-
portkosten und schont zusätz-
lich die Umwelt.

Fazit

Die Müllverbrennung wurde 
in den letzten Jahren von Lob-
byisten als geradezu umwelt-
freundlich dargestellt. Dabei 
werden ihre schädlichen Folgen 
regelmäßig ignoriert. Verbrannt 
werden sollten aus Sicht des 
BUND weiterhin nur solche 
Abfälle, für die es keine umwelt-
gerechtere Alternative gibt, also 
vor allem Altholz.

Besser Abfall vermeiden statt verwerten! 

Das Dosenpfand kommt 
Ab dem 1. Januar 2003 wird auf Dosen ein Pflichtpfand in Höhe von 25 
bzw. 50 Cent pro Dose erhoben. Dennoch ist diese Maßnahme nur die 
zweibeste Lösung. Studien zeigen, dass Mehrweg der richtige Weg ist.

von öp-Redakteur Michael Kraus

Die von CDU-Umweltmi-
nister Klaus Töpfer 1991 

durchgesetzte Verpackungs-
verordnung sieht vor, dass 
ein Pflichtpfand auf Dosen 
eingeführt wird, sobald der 
Mehrweganteil unter 72 Prozent 
sinkt. Dies war bereits seit 1997 
der Fall, doch der „Genosse 
der Bosse“, Kanzler Schröder, 
bremste das bei Teilen der Wirt-
schaft unpopuläre Pfand längere 
Zeit aus.

Noch populistischer verhielt 
sich die Opposition: Unions-
kanzlerkandidat Edmund Stoi-
ber und Ex-Umweltministerin 
Merkel (CDU) wollten nichts 
mehr von ihren Bekenntnissen 
zur mittelständischen Mehr-
wert-Wirtschaft und zum 
Pfandsystem wissen, gingen 
vielmehr auf Tuchfühlung zu 
den Getränke-Großkonzernen. 
Denen war das teure Pflicht-
pfandsystem ein Dorn im Auge. 

Doch aller Widerstand – auch 
vor Gerichten – wird nach 
dem rot-grünen Sieg bei der 
Bundestagswahl nichts mehr 
daran ändern: Das Pflichtpfand 
kommt.

Mehrweg ist ökologisch 
unschlagbar ... 

Es ist dennoch nur die zweitbeste 
Lösung. Denn das ökologisch 
überzeugendste System ist nach 
wie vor Mehrweg, das belegen 
zahlreiche Umweltstudien. Je 
weiter ein Getränk transportiert 
wird, desto mehr Energie wird 
für diesen Transport benötigt, 
desto größer sind das Verkehrs-
aufkommen und die Lärm- 
sowie Schadstoffbelastung der 
Umwelt. Schon deshalb sind Ge-
tränke in Glas-Mehrwegverpa-

ckungen besser, denn 
sie werden derzeit 
noch hauptsächlich 
regional vermarktet.

Aber auch die 
M e h r w e g -Ve r p a -
ckung selbst hat öko-
logische Vorteile. 
Denn eine Glas-
Meh r we g-Fl a s che 
kann rund 50-mal 
wiederbefüllt werden, 
während eine Dose 
oder Einweg-PET-
Flasche bereits nach 
der ersten Leerung 
aufwendig recycelt 
werden müssen. 

Ökobilanzen zei-
gen: Eine Dose ver-
ursacht im Vergleich 
zur Glas-Mehrweg-
Flasche rund 11-mal 
mehr Abfall, 4-mal 
mehr Treibhausgase 
und 10-mal mehr 
Verkehrslärm. 

... und 
wirtschaftlich 

sinnvoll 

Auch ökonomisch 
spricht alles gegen 
den Dosenwahn. Die 
Mehr weg-Systeme 
sind regional, 1.200 
Brauereien und 240 
Mineralbrunnen im 
Bundesgebiet bieten 
250.000 Menschen 
Arbeit. 

Ein zunehmen-
der Einweg-Anteil 
gefährdet rund 
90 Prozent dieser Ar-
beitsplätze. Denn je 
höher der Einfluss der 
großen Abfüller mit 
ihren hochautoma-
tisierten Einweg-Anlagen wird, 
die ihre Getränke über weite 
Strecken transportieren und 
nur wenige Menschen beschäf-
tigen, desto stärker wird auch 
das Brauereien- und Brunnen-
sterben um sich greifen. Nicht 
zuletzt verliert Deutschland 

Mehrweg erhält 
kulturelle Viel-
falt, schont die 

Umwelt und sichert 
Arbeitsplätze.

beim momentanen Vormarsch 
der großen Einweg-Getränke-
konzerne auch seine in Europa 
einmalige Getränke- und 
Geschmacksvielfalt. Mehrweg 
dagegen erhält kulturelle Viel-
falt, schont die Umwelt und 
sichert Arbeitsplätze.
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Giftmüll und Giftmüllexporte

„Eine giftfreie 
Ökonomie ist möglich“
„Um harmlose Ersatzstoffe zu fi nden, muss ingenieurstechnisches Wissen 
mobilisiert werden“: Über die Problematik des Sondermülls sprach öp-
Redakteur Raphael Mankau mit dem Greenpeace-Sprecher Andreas 
Bernstorff. 

öp: Was genau fällt unter den 
Begriff „Giftmüll“? 

Bernstorff: Hierbei geht es 
um Abfälle, die von den Verwal-
tungen „Sonderabfälle“ genannt 
werden und die wegen ihrer Art 
und Beschaffenheit – also wegen 
ihrer Giftigkeit und Umwelt-
schädlichkeit – nicht wie Haus-
müll abgelagert werden dürfen. 
Darunter fallen z.B. industrielle 
Klärschlämme sowie Lösemittel 
aus chemischen Reinigungen.

öp: 1995 wurde insbesondere 
aufgrund des massiven Drucks 
von Greenpeace ein Verbot von 
Giftmüllexporten beschlossen. 
Wie kam es dazu?

Bernstorff: Die Problematik 
vieler industrieller und auch 
Hausabfälle wurde erst in den 
80-er Jahren zum Thema, als 
diese zum Kostenfaktor für die 
gesamte Gesellschaft wurden. 

Daraufhin setzte eine wilde 
Phase des Exportes in aller 
Herren Länder ein. Die Probleme 
wurden zuerst in Nordamerika, 
Nordeuropa und Mitteleuropa 
entdeckt; die ersten Exportkan-
didaten waren unsere Nachbarn 
in der Europäischen Union 
(EU). So hat Westdeutschland 
1989 etwa 1 Mio. Tonnen Son-
derabfälle in den Westen und 
Süden der EU exportiert; zum 
Vergleich: Holland exportierte 
rund 250.000, die USA 141.000, 
die Schweiz 110.000, Österreich 
90.000 Tonnen pro Jahr. Aber 
auch nach Ostdeutschland 
wurde im Rahmen des gehei-
men Staatshandels exportiert 
- auf die Deponie Schönberg 
östlich von Lübeck und auf drei 
große Deponien im Umland von 
Berlin. Als auch unsere westli-
chen und südlichen Nachbarn 
in der EU der Probleme gewahr 
wurden und sich überall Proteste 
regten, wurden die Exporte 
innerhalb der EU stark einge-
schränkt. Nun begannen die 
Exporte in diejenigen Länder, 
die ihre Grenzen für westliche 
Aktivitäten öffneten – 1988 

Polen und bis 1991 der ganze 
ehemalige Ostblock. Jetzt setzte 
die wildeste Phase von – insbe-
sondere deutschen – Müllex-
porten ein, etwa von angeblich 
zum Recycling vorgesehenen 
gebrauchten Lösemitteln oder 

von Altpestiziden. Greenpeace 
schaltete sich daraufhin massiv 
ein, verhinderte und blockierte 
Exporte und erzwang Rück-
holmaßnahmen durch die 
Bundesregierung aus Rumä-
nien, Albanien, Ungarn und 
Polen und der Ukraine. Diese 
Maßnahmen führten zu einer 
Positionsänderung der Bundes-
regierung: Sie schlug sich nun 
bei den diesbezüglichen Ver-
handlungen der Vereinten Nati-
onen auf die Seite derer, die – wie 
wir – Exportverbote forderten. 
Im Rahmen der Baseler Kon-
vention gegen Giftmüllexporte 
wurde dann 1994 das Verbot 
des Exports von gefährlichen 
Abfällen aus den OECD-Staaten 
in den Rest der Welt erstmals 
angesprochen und schließlich 
1995 beschlossen. Sondermüll 
darf also nur innerhalb dieser 
Gemeinschaft gehandelt werden. 
Dieses Verbot ist in der EU am 1. 
Januar 1998 rechtskräftig gewor-

den. Damit ist erfreulicherweise 
das Problem der Exporte über 
die Grenzen der EU hinaus 
weitgehend gelöst. Das Export-
verbot greift tatsächlich; wir 
beobachten keine massiven 
Vorfälle mehr.

öp: Wie sieht es heute inner-
halb der OECD-Staaten bzw. 
innerhalb Deutschlands aus? 

Bernstorff: Seitdem das 
Exportverbot greift, beob-
achten wir neue Schleichwege 
innerhalb der EU und innerhalb 
Deutschlands. Diese werden 
insbesondere begünstigt durch 
das neue Kreislaufwirtschafts-
gesetz, das alle möglichen Arten 

der Verwertung zulässt. Unter 
die „Verwertung“ fällt so etwa 
auch der sog. Bergversatz, also 
das Grundwasser gefährdende 
Auffüllen alter Bergwerksstollen 
mit gefährlichen industriellen 
Massenabfällen.

Leider sind auch geradezu 
kriminelle Praktiken an der 
Tagesordnung. Dazu gehören 
Umdeklarierungen und Falsch-
deklarationen – mit der Folge der 
falschen Behandlung des Mülls. 
Die letzten Fälle in diesem Jahr 

zeigen, dass in der Sonder-
müllbranche immer noch 
ein erhebliches Potenzial 
an krimineller Energie am 
Wirken ist. So etwa hat 
die Firma Rethmann im 
nordrhein-westfälischen 
Lünen bei 300 Firmen in 
Süddeutschland Sonder-
abfälle eingeworben, sich 
teuer bezahlen lassen und 
dann falsch behandelt in 
Anlagen, die ursprüng-
lich nicht für Sondermüll 
vorgesehen waren – durch 
Umdeklarierungen und 
Vermischungen. 

Andere Varianten kri-
mineller Energie konnten 
wir Anfang des Jahres 
bei der Müllverbren-
nungsanlage Köln-Nihl 

– hier die Verbrennung von 
Hausmüll betreffend – beo-
bachten: Politiker waren von 
dem Großentsorger Trienekens 
bestochen worden, um eine zu 
groß ausgelegte Müllverbren-
nungsanlage bauen zu lassen. 
Während Gutachter eine Grö-
ßenordnung von 26.000 Tonnen 
Jahresdurchsatz empfohlen 
hatten, war die Anlage für über 
40.000 Tonnen gebaut worden 
– natürlich letztlich auf Kosten 
der Verbraucher.

öp: Wo sehen Sie heute hin-
sichtlich des Umgangs mit dem 
Giftmüll die größten Probleme?

Bernstorff: Der größte 
Handlungsbedarf liegt im 
Augenblick in Asien, denn dort 
haben die neuen „Tigerstaaten“ 
begonnen, ihre Nachbarn mit 
giftigen Gaben zu bedenken; 
auch in Australien und, in 
manchen Fällen, in den USA ist 
Greenpeace International dabei, 
das Exportverbot auch weltweit 

„Seitdem das 
Exportverbot 

greift, beobachten 
wir neue 

Schleichwege.“

I N F O S

Viele Jahre aktiv gegen internationale Giftmüllexporte: der Greenpeace-
Sprecher und Giftmüllexperte Andreas Bernstorff.

Weitere Informationen rund um 
die Aktivitäten von Greenpeace 
können bei Greenpeace e.V., 
Große Elbstraße 39, 22767 Ham-
burg angefordert oder im Inter-
net unter www.greenpeace.de 
abgerufen werden.
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verbrannten Stoffe, nämlich 
chlorierte Kohlenwasserstoffe, 
die krebserregend sind, in der 
Anwendung um über 80 % 
vermindert wurden. Auch 

im Bereich der Metallober-
flächenbehandlung und der 
chemischen Reinigung gab es 
durch Ersatzmaßnahmen bzw. 
Kapselung der Anlagen positive 
Auswirkungen.

Anlagenkapazität wurde so sehr 
aufgebläht, dass vielerorts ein 
regelrechter “Mangel an Mate-
rial” herrscht.

öp: Was fordern Sie konkret, 
um Giftmüll zu vermeiden und 
zu reduzieren?

Bernstorff: Wir haben immer 
gefordert, dass Vermeidung und 
Verringerung von Giftmüll 
bereits am Ort der Produktion 
Priorität haben müssen. Und 
hier gibt es in einigen wenigen 
Bereichen auch Erfolge: So 
konnte Greenpeace den Export 
von Giftmüll zur Verbrennung 
auf hoher See Anfang der 90-
er Jahre verhindern. Die Folge 
war in der Tat, dass die dort 

gehören die „ausschließliche 
Verwendung umwelt- und 
g e s u n d h e i t s v e r t r ä g l i c h e r 
Inhaltsstoffe, Langlebigkeit und 
Qualität, Recyclingfähigkeit 
und Demontagefreundlichkeit, 
ressourcenschonende Herstel-
lung, Verpackungsart, kurze 
Transportwege“. Beispiele für 
besonders innovative Produkte 
sind etwa das „memo Recycling 
Plus“-Papier aus 100 % Altpa-
pier (s. Foto), Mehrweg-Toner-
kartuschen für Laserdrucker, 
wiederbefüllte Druckköpfe im 
Pfandsystem oder Schubladen-
boxen aus 100 % Recycling-
Kunststoff. Dabei setzt memo 
im Versand das Mehrwegsys-
tem „Postbox“ ein. Nach dem 
Gebrauch werden die Produkte 
über ein eigenes Rücknahme-
system „memo-Wertstoffbox“ 
zurückgenommen und einer 
sinnvollen Verwertung zuge-
führt.                (rm)

T I T E L T H E M A

konsequent zur Umsetzung zu 
bringen.

In Deutschland liegt der 
Handlungsbedarf eindeutig bei 
den Behörden und der Politik. 
Denn die Überwachung wurde 
gelockert; und das neue Kreis-
laufwirtschaftsgesetzt hat so 
viele Verwertungswege zugelas-
sen, dass die Lage unübersicht-
lich geworden ist und Behörden 
keine effektive Kontrolle der 
Stoffströme mehr garantieren 
können. Mittlerweile sehen 
viele ein neues Problem darin, 
dass Deutschland seit dem 
Jahr 2000 mehr Giftmüll aus 
aller Welt importiert, als es an 
EU-Nachbarländer abgibt. Die 

„Leider sind 
auch kriminelle 

Praktiken an der
Tagesordnung.“

Leider mussten wir feststel-
len, dass nur massiver Druck zu 
diesen Veränderungen geführt 
hat. Die Politik muss sich wieder 
dieses Problems annehmen und 
auf die Industrie einwirken, 
damit diese durch Ersatzverfah-
ren harmlosere Stoffe findet. Es 
geht hier um ingenieurstechni-
sches Wissen, das in sehr vielen 
Fällen mobilisiert werden muss. 
Die Substitutionsforschung 
muss vorangetrieben werden. 
Natürlich ist die Umstellung in 
der ersten Phase teuer, rechnet 
sich aber langfristig – im Ver-
lauf von zehn bis 20 Jahren. Es 
ist prinzipiell möglich, eine gift-
freie Ökonomie zu führen.

Umfrage im Öko-Versandhandel

Müll-innovative Produkte
„Welche Ihrer Produkte empfehlen Sie als besonders ‚müll-vermeidend‘?“ 
ÖkologiePolitik befragte vier ökologische Versandunternehmen – die Hess 
Natur-Textilien GmbH & Co. KG und die memo AG antworteten.

Bei Hess Natur (www.hess-
natur.de), Deutschlands 

größtem Versandunternehmen 

für konsequent natürliche 
Kleidung und Textilien, stam-
men 98,8 % aller angebotenen 

Baumwollartikel aus kontrol-
liert biologischem Anbau. Auf 
Pestizide, künstliche Dünge-
mittel und Entlaubungsmittel 
wird hier gänzlich verzichtet; 
Ausrüstungschemikalien wie 
z. B. Antistatikausrüstung, 
Antimottenschutz und Flam-
menschutz sind grundsätzlich 
tabu. Besonders ressourcenef-
fizient ist die Longlife-Kollek-
tion von Hess Natur, für die 
eine Drei-Jahres-Garantie auf 
Qualität, Farbe und Passform 
gewährt wird. Bei einigen Pro-
dukten, etwa der Babykollektion 
(s. Foto), wird inzwischen auch 
farbig gewachsene Bio-Baum-
wolle eingesetzt, die in Peru 
seit etwa 4.000 Jahren bekannt 
ist: Hier bringt die Baumwolle 
ihre Farbe von Natur aus mit, 
so dass das Färben und Bleichen 
– üblicherweise Prozesse mit 
hohem Einsatz an Energie und 
Chemikalien – entfällt.

Auf Bürobedarf, Werbeartikel 
und Büroeinrichtungen hat sich 
die memo AG aus Greußenheim 
(www.memo.de) spezialisiert. 
„Alle Produkte aus unserem Sor-
timent werden streng nach öko-
logischen Kriterien ausgewählt“, 
erläutert Lothar Hartmann, der 
bei memo für Qualitäts- und 
Umweltmanagement zustän-
dig ist. Zu diesen Kriterien 

Das „memo Recycling Plus“-
Papier entsteht in moderner 
Kreislauftechnik – aus 100 % 
Altpapier, wassersparend, ohne 
optische Aufheller und chlor-
haltige Bleichmittel.

Schont die Ressourcen, spart Chemikalien und Energie: die Hess 
Natur-Babykollektion aus farbig gewachsener Bio-Baumwolle.
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Alles wieder in eine Tonne?

Plädoyer für die
Getrennthaltung
Soll der Abfall weiterhin getrennt gesammelt werden oder lieber doch alles 
zurück in eine Tonne? – Letzteres liefe auf die Wiederbelebung des BRAM-
Ansatzes (Brennstoff aus Müll) aus den 70-er Jahren heraus, der vom 
Naturschutzbund (NABU) e. V. abgelehnt wird.

von Susanne Hempen und Jochen Flasbarth

Mit der Entwicklung der 
mechanisch-biologischen 

Abfallbehandlung werden in 
jüngster Zeit auch ver-
stärkt Überlegungen 
zu einer Gesamtmüll-
sortierung angestellt. 
Dabei wird der gesamte 
Hausmüll inklusive 
der ansonsten getrennt 
gesammelten Abfälle 
wie Verpackungen, 
Batterien, Papier, Glas 
und in Teilen auch 
Biokompost gemeinsam 
in einer Tonne erfasst. 
Ein Teil der Stoffe wird 
mittels Sortiertechniken 
abgetrennt und einer 
Verwertung zugeführt. 
Der mengenmäßig größ-
te Anteil wird getrocknet, 
gepresst und kann als „Trocken-
stabilat“ oder Ersatzbrennstoff 
für die energetische Verwertung 
genutzt werden – wobei hierfür 
insbesondere Zementwerke, die 
Eisen- und Stahlindustrie sowie 
energieerzeugende Kraftwerke 
in Frage kommen. 

Umweltnutzen
von Recycling

Eine qualitativ hochwertige 
stoffliche Verwertung ist einer 
thermischen Verwertung in der 
Regel ökologisch überlegen. Für 
den Bereich der Verpackungen 

ist dies in zahlreichen Studien 
nachgewiesen worden. Die 
ökologische Vorteilhaftigkeit 

der Verwertung von Verkaufs-
verpackungen verbessert sich 
mit zunehmendem Technisie-
rungsgrad der Sortiertechnik. 
Bei einer halb- oder vollauto-
matischen Sortierung sind auch 
die umstrittenen kleinteiligen 
Verpackungen ökologisch 
sinnvoll wieder aufzubereiten. 
Durch die Verwertung von jähr-
lich ca. zwei Millionen Tonnen 
Leichtverpackungen wird eine 
Umweltentlastung erzielt, die 
der Größenordnung der durch 
die Müllverbrennung von 
28 Millionen Tonnen Restmüll 
verursachten Umweltentlas-

tung entspricht. Die Kosten für 
diesen Umweltschutz betragen 
derzeit pro Verbraucher im 

Monat etwa 1,90 Euro oder pro 
Joghurtbecher 1,191 Cent – eine 
angesichts der umweltgerechten 
Verwertung der Abfälle zumut-
bare Kostenintegration in den 
Produktpreis.

Grenzen der
Sortierung

Die Grundvoraussetzung für 
eine hochwertige stoffliche 
Verwertung ist ein möglichst 
homogener und schadstofffreier 
Abfallstrom. Diese Bedingung 
wird bei der Getrenntsamm-
lung von Abfällen erfüllt. Die 
Vorstellung, man könne alle 
Abfälle in die Restmülltonne 
kippen, das Ganze über ein 
Sortierband laufen lassen und 
schon hätte man ein optimales 
Ausgangsmaterial für‘s Recy-
cling, ist eine Illusion. Zwar 
konnte die Sortiertechnik in 
den letzten Jahren – übrigens 
dank der Getrenntsammlung 
und des Verpackungsrecyclings, 
ohne die eine solche Entwick-
lung gar nicht möglich gewesen 
wäre – optimiert werden; den-
noch sind auch dieser Techno-
logie Grenzen gesetzt. Jeder, 

I N F O S
Wer mehr über den Naturschutz-
bund (NABU) e. V. erfahren 
möchte, kann sich wenden an: 
NABU e. V., Herbert-Rabius-
Straße 26, 53225 Bonn, Fon 
(02 28) 40 36-0, Fax -20 0, 
eMail: nabu@nabu.de, 
Internet: www.nabu.de

Susanne 
Hempen, 
NABU-Referen-
tin für Abfall-
wirtschaft

Jochen
Flasbarth,
Präsident des 
NABU e. V.

der eine Sortieranlage besucht, 
kann sich davon überzeugen. 
Verunreinigungen verursachen 
Störungen der Anlagen und 
führen zu Qualitätsverlusten. 
Darüber hinaus ist die Schad-
stoffbelastung im Hausmüll 
nicht zu unterschätzen. Bei einer 
Nicht-Getrennthaltung von 
schadstoffhaltigen und schad-
stofffreien Abfallfraktionen 
besteht die Gefahr, dass Schad-
stoffe in Recyclingprodukten 
angereichert werden. Getrennt 
gesammelte Abfallfraktionen 
haben im Vergleich zu gemein-
sam mit dem Restmüll erfassten 
Abfällen einen quantitativ und 
qualitativ höheren Output an 
für die Verwertung geeigneten 
Stoffen. 

Fazit

Die Getrennthaltung von 
Abfällen hat sich ökologisch 
aus Sicht des NABU bewährt. 
Sie ist Grundvoraussetzung für 
eine hochwertige und möglichst 
umweltentlastende stoffliche 
Verwertung. Wer heute die 
Rückkehr des Mülls in die Rest-
mülltonne propagandiert, ris-
kiert den Zusammenbruch des 
Abfallrecyclings. Konstruktiver 
ist es, verbraucherfreundliche 
Konzepte für einen ökologisch 
sinnvollen Ausbau der Abfall-
verwertung zu entwickeln. 
Dabei sollte man beispielsweise 
über eine „Wertstofftonne“ 
nachdenken, in der verschie-
dene zum Recycling geeignete 
Fraktionen gesammelt werden 
können.

Wussten Sie, dass...
...  es in Deutschland 376 Hausmülldeponien gibt? *)

...  pro Bundesbürger jährlich 425 kg Haushaltsabfälle entstehen? **)

...  in Deutschland jedes Jahr 44.094 Tonnen Siedlungsabfälle,   

     47.963 Tonnen Gewerbeabfälle und 19.102 Tonnen Sonderabfälle  

     anfallen? ***)

...  das gesamte Abfallaufkommen in Deutschland 398.311 Tonnen

     pro Jahr beträgt? ***)

* Quelle: Umweltbundesamt; Zahl für 1999
** Quelle: Statistisches Bundesamt; Schätzung für 2000
*** Quelle: Statistisches Bundesamt; Zahl für 1998 (ohne Hamburg)
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P R E S S E S P I E G E L

Liebe ödp-lerinnen 
und ödp-ler!

Bitte beachten Sie bei Zusen-
dungen für den Pressespiegel 
die folgenden Punkte: 

1. Am besten sind Origi-
nalausschnitte (speziell wenn 
Bilder enthalten sind).

2. Wenn Sie Ihre Origi-
nale nicht schicken möchten, 
machen Sie bitte gute Kopien 
auf weißem Papier!

3. Vermerken Sie den 
vollen Namen und Erschei-
nungsort der Zeitung, nicht 
die Abkürzung. Geben Sie 
außerdem an, ob der Beitrag 
im Lokal-, Landes- oder im 
überregionalen Teil stand. 
Artikel, die wir nicht zuord-
nen können, werden nicht 
berücksichtigt.

4. Bitte unterstreichen Sie 
nicht. Schreiben Sie auch den 
Namen der Zeitung  nicht 
mitten durch den Text.

5. Keine Artikel faxen, 
sie werden häufig unleser-
lich oder zumindest nicht 
reprofähig.

Sie ersparen uns viel 
Arbeit, wenn Sie die Hin-
weise beachten. Vielen 
Dank!
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Das Sammeln von Joghurt-
bechern hat mit Umwelt-

schutz nichts zu tun. 
Wir protestierten gegen 

die Einführung des DSD, weil 
dadurch eine Ressourcenscho-
nung verhindert würde. Vor 
allem die Kunststoff-, Alumi-
nium- und Weißblechverpa-
ckungen standen in der Kritik.

Nur mit gefälschten Statisti-
ken und dank träger Bürokra-
ten in den Landesregierungen 
konnte das DSD in den 90-er 
Jahren die Einführung einer 
Pfandpflicht verhindern. 

Recycling setzt weitgehende 
Sortenreinheit voraus. Das laut-
hals zugesagte DSD-Recycling 
der Verpackungen entpuppte 
sich weitgehend als Downcy-
cling, also als Verwertung auf 
viel niedrigerem Werkstoffni-
veau. So entstanden aus dem 
Kunststoffgemisch Parkbänke, 
Blumentöpfe und Lärmschutz-
wände, die keiner haben wollte. 
Fragwürdig ist nach wie vor der 
Einsatz von Kunststoffen als 

Reduktionsmittel in Stahlwer-
ken. Dosen wurden kurzerhand 
in die Stahlschmelze geworfen, 
wo durch die Aluminium- und 
Farbanteile die Stahlqualität 
litt. Hinzu kamen zahlreiche 
DSD-Skandale: miese Arbeits-
bedingungen an den Sortierbän-
dern, auffallend viele Brände in 
Kunststoffmülllagern, Grüner-
Punkt-Müll auf lettischen 
Müllkippen, in Indonesien, 
Korea, Libanon...

Entgegen der blumigen 
DSD-Werbung war die tatsäch-
liche Ressourceneinsparung 
minimal.

P R O  &  C O N T R A

Grüner Punkt –
ökologisch fragwürdig?
Seit 12 Jahren ziert der „Grüne Punkt“ viele Verkaufsverpackungen. Seitdem steht das Recycling-
System immer wieder in der Kritik. Teuer, ökologisch fragwürdig und ineffektiv?

Die Umweltverbände schlu-
gen eine spürbare Abgabe auf 
Einwegverpackungen vor, um 
damit den Preisunterschied zwi-
schen Einweg- und Mehrweg-
verpackungen auszugleichen. 
Sie forderten ein Verbot schwer 
recycelbarer Verpackungsstoffe 
und des besonders umweltschä-
digenden Aluminiums, eine 
weitreichende Normierung und 
die Förderung regionaler Ver-
sorgungsstrukturen, in denen 
Mehrweg auch ökonomisch 
günstiger ist. Alles umsonst.

Die Kommunalverwaltun-
gen waren froh, einen Teil ihres 
Müllproblems an andere abge-
geben zu haben. Die Kinder und 
Erwachsenen, denen in DSD-
Werbefilmchen immer wieder 
vorgelogen wurde, wie viel sie 
durch den Grünen Punkt für 
eine saubere Umwelt tun, waren 
für wirkliche Abfallvermeidung 
nicht mehr ansprechbar. Und 
schließlich hatten es auch die 
Umweltverbände satt, immer 
wieder vergeblich auf nicht 

erfüllte Quoten 
und kriminelle 
Geschäftspraktiken 
hinzuweisen. Der 
Anteil von Mehr-
weg verpackungen 
sank indes ständig. 
Ein kleiner Trost 
ist die Verkündung 
der Pfandpflicht 
auf Dosen durch 
Um w e l t m i n i s t e r 

Trittin, auch wenn DSD-betei-
ligte Unternehmen sich jetzt 
durch alle Instanzen klagen, um 
diese noch zu kippen.

Ein Patentrezept für den 
Schutz der Erde, das sofort 

wirksam wird, steht nicht 
bereit. Vielmehr 
hat der Nachhaltig-
keitsgipfel in Johan-
nesburg gezeigt, 
dass Umweltschutz 
ein langwieriger 
Prozess der kleinen 
Schritte ist. Es gilt 
global und national, 
Rückschritte im 
Umweltschutz zu vermeiden 
und an die bestehenden Erfolge 
anzuknüpfen. So haben Kataly-
satoren in Autos und Betrieben 
die Luftverschmutzung deut-
lich verringert, Deutschland ist 
heute Spitze bei der Nutzung 
von Windenergie. Und die 
Verpackungsverordnung hat 
erstmals in der Abfallwirt-
schaft den Kreislaufgedanken 
umgesetzt: Wer Verpackungen 
in Umlauf bringt, ist auch für 
deren umweltgerechte Entsor-
gung verantwortlich. 

In ihrer Gesamtheit betrach-
tet entlasten diese Errungen-
schaften die Umwelt erheblich. 
Vor diesem Hintergrund muss 
auch das Verpackungsrecycling 
in Deutschland und in Europa 
gesehen werden: Es ist kein All-
heilmittel, aber ein wichtiger, 
messbarer Beitrag zum Umwelt- 
und Klimaschutz. Allein im 
Jahr 2001 hat das Recycling 
von Leichtverpackungen in der 
Bundesrepublik rund 400.000 
Tonnen Kohlendioxid eingespart 
- etwa so viel, wie die Privathaus-
halte einer Stadt wie Potsdam 
nur durch Heizen produzieren. 
Die Energieersparnis betrug 33 

Milliarden Megajoule, das ent-
spricht der halben Jahresleistung 
des Kernkraftwerks Phillipsburg 

bei Karlsruhe. Nach Angaben 
des Schweizer Forschungsinsti-
tuts Prognos kam es durch das 
Duale System zudem zu einer 
deutlichen Entkopplung des 
Wirtschaftswachstums und des 
Verpackungsverbrauchs.

Galt es in der Anfangsphase 
des Dualen Systems, Technik 
und Kapazitäten bereitzustellen, 
um die gesetzlichen Vorgaben zu 
erfüllen, geht es heute um eine 
Steigerung der ökologischen 
Wirkung bei gleichzeitiger Kos-
tensenkung. Seit 1998 betragen 
die Preissenkungen für den 
Grünen Punkt durchschnittlich 
20 Prozent oder insgesamt 440 
Millionen Euro. Verpackungs-
recycling ist also für die Bürger 
bei steigenden Leistungen deut-
lich billiger geworden – für die 
Verwertung von über 70 Kilo-
gramm Verpackungen pro Kopf 
und Jahr zahlt jeder Verbraucher 
umgerechnet rund 1,90 Euro im 
Monat. 

Deutschland ist weltweit 
Vorreiter beim Verpackungs-
recycling, die vom Gesetz 
vorgeschriebenen Verwertungs-
quoten für Verkaufsverpackun-
gen werden klar übererfüllt. 
Auch die in der Novelle der EG-
Verpackungsrichtlinie gefor-
derten höheren Quoten werden 
bereits mehr als erreicht. 

14 weitere europäische Staa-
ten nutzen mittlerweile den 
Grünen Punkt als Finanzie-
rungszeichen für eine moderne 
Kreislaufwirtschaft – ein wei-
terer Schritt zur Internationa-
lisierung von Recycling und 
nachhaltigem Wirtschaften.

D A S  N Ä C H S T E  T H E M A

Muss/Darf Kunst politisch sein?
Schriftsteller und Autoren beziehen Stellung zur Frage nach 
dem Verhältnis von Kunst und Politik.

Senden Sie Ihre Zuschriften bis zum 10. November bitte an:
ÖkologiePolitik, Bohnesmühlgasse 5, 97070 Würzburg, 
Fax (09 31) 4 04 86-29, eMail: florence.bodisco@oedp.de

Uta Knischewski, 
Dipl.-Ing. Verfahrenstechnik, Vertreterin der 

Grünen Liga am Runden 
Tisch Abfallvermeidung 
der Umweltverbände, 
Mitglied im Bundesvor-
stand der Grünen Liga
Kontakt: Grüne Liga, 
Greifswalder Str. 4, 
10405 Berlin, Internet:
www.grueneliga.de

Wolfram Brück,
Vorsitzender des Vor-
stands der Duales System 
Deutschland AG
Kontakt: DSD AG, 
Frankfurter Straße 720-
726, 51145 Köln-Porz-Eil, 
Internet: www.gruener-
punkt.de
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Der Arbeitskreis setzt nicht 
auf neue Schultypen – wie 

etwa die Ganztagsschule – als 
Wunderwaffe gegen die Defizite, 
die deutsche Kinder am Ende 
ihrer Pflichtschulzeit im inter-
nationalen Vergleich aufweisen. 
Vielmehr fordert er, im Rahmen 
des bekannten Schulsystems 
mehr Wert auf die Lehrinhalte 
und auf die frühe und intensive 
Förderung von Randgruppen 
zu legen. 

Hier sind die Forderungen in 
geraffter Form:

1.  Deutsch im Kindergarten. 
Kinder sollen in altersgemisch-
ten Gruppen soziales Verhalten 
und ihre motorischen Fähig-
keiten entwickeln. In Zukunft 
muss aber mehr Wert darauf 
gelegt werden, dass alle Kinder 
gut Deutsch sprechen. Dazu sind 
zusätzliche Fachkräfte nötig.

2.  Kleine Klassen in Grund- 
und Hauptschulen. In kleinen 
Klassen können die Lehrkräfte 
besser auf unterschiedliche 
Lernvoraussetzungen und das 
soziale Umfeld der Kinder 
eingehen, zeitweilige Leistungs-
schwächen überbrücken und 
Begabungen fördern.

3.  Förderunterricht für 
schwache Kinder. Vor allem bei 
fehlenden oder unzureichenden 
Deutschkenntnissen müssen die 
Kinder parallel zum normalen 
Unterricht intensiv gefördert 
werden. Gute Deutschkennt-
nisse dienen der Integration von 
Migrantenkindern und erleich-
tern das Lernen in anderen 
Bereichen.

Z U R  S A C H E

Empfehlungen zur Bildungspolitik

Nach dem PISA-Schock
Im Zusammenhang mit der PISA-Studie hat der bildungspolitische 
Arbeitskreis des ödp-Landesverbandes Rheinland-Pfalz eigene 
Empfehlungen zur deutschen Bildungspolitik erarbeitet. Diese werden im 
Folgenden in Kurzform zur Diskussion stellt. 

von Dr. Gertrud Schanne-Raab

Konfliktbearbeitung) und ver-
bindliche Wertvorstellungen 
(Grundgesetz, Menschenrechte, 
christlich-humanistische Tra-
dition). Darüber hinaus entwi-

ckelt jeder Schultyp sein eigenes 
Profil. 

So soll die Hauptschule 
wieder als praxis-orientierte 
Schule aufgewertet werden, statt 
in der Einschätzung vieler Eltern 
und Arbeitgeber zur Restschule 
zu verkommen. Stundenkür-
zungen, die in der Vergangenheit 
nur den Lehrermangel verdeck-
ten, müssen wieder rückgängig 
gemacht werden. 

8.  In der Gesellschaft muss 
die Wertschätzung der Bildung 
und der Lehrenden wieder stei-
gen. Schulen müssen unterstützt 
werden bei der Schaffung einer 
eigenen Schulkultur und Schul-
identität.

9.  Der Umgang mit verhal-
tensauffälligen Kindern darf 
nicht nur auf einen Katalog von 
Strafen aufbauen, sondern muss 
sozialpädagogische Maßnahmen 
einschließen. 

Dr. Gertrud Schanne-Raab,
Sozialanthro-
pologin, Arbeits-
kreis Bildungs-
politik der ödp 
Rheinland-Pfalz

Bildungspolitischer
Arbeitskreis

Mitglieder im bildungspo-
litischen Arbeitskreis des 
ödp-Landesverbandes Rhein-
land-Pfalz sind Wolfgang 
Jöckle, Stephan Krell, Prof. 
Dr. Felix Leinen, Christa 
Moseler und Dr. Gertrud 
Schanne-Raab.

Bei fehlenden oder unzureichenden Deutschkenntnissen müssen die Kinder parallel zum normalen 
Unterricht intensiv gefördert werden. 

10.  Die Ausbildung der Leh-
renden ist zu verbessern durch 
fachdidaktische Ausbildungs-
teile und Schulpraktika wäh-
rend des Studiums und durch 
entsprechende Weiterbildungen 
während des Arbeitslebens. 

11.  Moderne Medien sind in 
den Unterricht zu integrieren. 
Sie sind jedoch nur Hilfsmittel 
und nicht Bildungsziel.

Zu Kosten und Finanzie-
rungsmöglichkeiten kann der 
Arbeitskreis keine Vorschläge 
machen. Es glaubt jedoch, dass 
sich Wege finden lassen, wenn 
Prioritäten anders gesetzt wer-

den und Deutschland sich wie-
der darauf besinnt, dass die 
beruflichen Qualifikationen 
seiner Bürger das größte Kapital 
für die weitere Entwicklung des 
Landes im internationalen Wett-
bewerb sind. 

Diskutieren Sie mit, äußern 
Sie Ihre Meinung unter www.
oedp-rlp.de /themen/forum.
html

Dort finden Sie auch die 
ausführliche Fassung der 
Empfehlungen des rheinland-
pfälzischen Arbeitskreises zur 
Bildungspolitik.
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4.  Ganztagsschulen mögen 
für einen Teil der Eltern und 
Kinder gewisse Vorteile bieten, 
beheben aber keine Unterrichts-
defizite. 

5.  Interessierte und begabte 
Kinder sollen bereits im Kin-
dergarten die Möglichkeit 
haben, eine Fremdsprache (in 
Rheinland-Pfalz Englisch oder 
Französisch) zu erlernen. 

6.  Der Übergang von der 
Grundschule zur weiterfüh-
renden Schule erfolgt zu früh. 
Deshalb soll die Orientierungs-
stufe (5. und 6. Klasse) an die 
Grundschule angeschlossen 
werden – mit Unterricht in 
einer Fremdsprache und einer 
Naturwissenschaft. Nach der 
6. Klasse kann dann eine qua-
lifizierte Beratung zum Wechsel 
in die weiterführende Schule 
stattfinden.

7.  Schulen vermitteln All-
gemeinbildung, d. h. kultu-
relle Grundtechniken (Lesen, 
Schreiben, Rechnen), demo-
kratische Grundbildung (zur 
Interessenvertretung und zur 
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Z U R  S A C H E

Interview mit Bernd Dost

„Zukunft ohne Humanität“
Kritik an der Macht der Medien: Barbara Harth, ödp-Mitglied und 
Sprecherin des Forums Bürgerfernsehen, sprach für ÖkologiePolitik mit 
dem Dokumentarfi lmer und Autor Bernd Dost.

Harth: Ihr Fernsehfi lm 
„Rettet unsere Kinder!“ wurde 
1996 vom Bayerischen Fernsehen 
ausgestrahlt – eine erschütternde 
Dokumentation über schwerste 
Sprachstörungen bei Kindern 

durch Video- und TV-Gewalt. 
Und auch in Ihrem neuesten 
Buch ist Kindheit – als einzigar-
tige Daseinsform und Ursprung 
gelingenden (oder auch misslin-
genden) Lebens – ein zentrales 
Thema. Warum?

Dost: Weil Kinder die 
Zukunft unserer Gesellschaft 
sind. Die Art und Weise, wie 
Kinder heute heranwachsen, 
wird geformt durch Wirtschaft, 
Politik und Medien. Die Anzei-
chen sind schwerwiegend, dass 
Kinder von der Gesellschaft der 
Erwachsenen nicht mehr soziali-
siert, sondern vom totalen Markt 
direkt in Betrieb genommen 
werden. Wenn wir weiter zulas-
sen, dass Kinder im Kältestrom 
unserer durch und durch kapi-
talorientierten Welt aufwachsen, 
werden wir eine Zukunft ohne 
Humanität haben.

Die Familie verliert immer 
mehr ihre Funktion als per-
sönlichkeitsbildende Kraft und 
Institution; ihre Fürsorge und 
ihre Erziehungsanstrengungen 
werden einfach unterlaufen 
durch die Macht von „Vorbil-

dern“, die vor allem via Medien 
ungehindert Tag und Nacht in 
die Wohnungen der Familien 
eindringen. Was im Leben 
angeblich erstrebenswert ist, 
wird den Kindern und Jugend-

lichen immer ausschließlicher 
durch Werbung und Popstars 
eingehämmert: Eine makellos 
schöne „Außenhaut“ beispiels-
weise gehört zu den obersten 
Werten der unterschwellig wir-
kenden Werteskala.

So wird im täglichen gnaden-
losen – und sinnlosen! – Wettbe-
werb um Geld, Erfolg und größte 
„Attraktivität“ die Ausbildung 
eines davon unabhängigen, 

sicheren Selbstwertgefühls für 
viele Kinder immer schwieriger. 
Dazu kommen existenzbestim-
mende Leistungsanforderungen, 
die immer schwerer zu erfüllen 
sind und zu Versagen führen 
müssen. Wie soll zum Beispiel 
ein Kind gut lesen lernen, 
wenn es zu Hause niemals liest, 
sondern nur fernsieht oder 
Computerspiele spielt? Wenn 
aber Kinder nicht mehr lernen, 

gut zu lesen und fehlerfrei zu 
schreiben, sinken zwangsläufi g 
ihre späteren Berufschancen. 
Und folgerichtig gibt es bereits 
Mütter, die schon während der 
Schwangerschaft Angst haben, 
dass ihr Kind später mal keinen 
Job fi nden könnte.

Harth: Misslingendes Leben 
ist die Folgelast früh entstan-
dener Unsicherheit und Angst, 
nicht akzeptiert, nicht gebor-
gen, nicht lebenswert zu sein. 
Sie schreiben, dass diese Unsi-
cherheiten und Ängste gewollt 
sind und systematisch verstärkt 
werden, denn sie binden die 
Menschen zuverlässig an die 
Konsumtröstungen des Systems 
und an die Krücken von Funktio-
nen, die Statuscharakter haben. 
Kann es demnach wirklich im 
Interesse der herrschenden Inter-
essengruppen liegen, dass Kinder 
geborgen und als geliebte Wesen 
aufwachsen? Denn je sicherer 
und geborgener Kinder in ihren 
Familien heranreifen, desto 
weniger anfällig werden sie ja 
zeitlebens sein für „Ersatzbe-
friedigung“ durch Konsum und 
Statussymbole. Solange also die 
etablierten Parteien das herr-
schende Markt-Modell – mit 
seiner Konsumstimulierung um 
jeden Preis – uneingeschränkt 
propagieren, sind ihre famili-
enpolitischen Bekenntnisse und 
Modelle nicht glaubwürdig.

Dost: In der Tat. Die politi-
schen Parteien müssen diesen 
Grundwiderspruch in ihren poli-
tischen Intentionen sich selbst 
endlich schonungslos bewusst 
machen und die gesellschaftlich 
notwendigen Konsequenzen aus 
ihrer späten – aber hoffentlich 
noch nicht zu späten – Einsicht 
ziehen. Andernfalls hätte Robert 
Kurz Recht mit seiner furchtba-
ren Anklage: Ihr züchtet mit 
der Macht der Medien und des 
kapitalen Marktes wahnsinnige 
Raubaffen, um euch durch sie an 
dieser Welt zu bereichern!

Harth: Auf dem Titelblatt 
Ihres Buches hat der russische 
Künstler Aljoscha Klimov die 
amerikanische Freiheitsstatue in 

„Kinder werden 
vom totalen Markt 

direkt in Betrieb 
genommen.“

B U C H T I P P

zwei einander entgegen gesetz-
ten Gestalten und Richtungen 
dargestellt. Was soll damit zum 
Ausdruck gebracht werden?

Dost: Die Freiheitsstatue in 
dieser Doppelgestalt ist Symbol 
für unsere heutige Situation: Die 
Fackel in der Hand der Freiheit 
– heute ein Klumpen Asche. 
Der Arm, der ursprünglich die 
Unabhängigkeitserklärung der 
Vereinigten Staaten hält – das 
Symbol für Eigenständigkeit 
und Identität der Menschen 
und Völker: abgerissen. Die 
sieben Strahlen der Krone, die 
die sieben Meere und sieben 
Kontinente darstellen – also die 
Gleichheit und Brüderlichkeit 
dieser unserer einen Welt – sind 
abgesprengt. Das entschlossen 
kämpferische Gesicht hat sich 
in eine Fratze aus Furcht und 
Schrecken verwandelt. So ist es 
um die USA und um uns bestellt. 
Doch Freiheit, Brüderlichkeit 
und Selbstbestimmung – die 
Ideale der Aufklärung – sind 
noch nicht verloren: Sie sind im 
Meer unseres Unterbewusstseins 
existent – und wir können und 
sollten sie wieder auftauchen 
lassen.

Bernd Dost 
ist Dokumentarfi lmer und 
Autor. Er setzt sich seit 
vielen Jahren kritisch mit 
krankmachenden Aus-
wirkungen unseres Wirt-
schaftssystems auf Natur 
und Gesellschaft, insbe-
sondere auf die Kinder, 
auseinander. Furchtlos 
durchbricht er dabei auch 
die Informations-Tabus, 
die einfl ussreiche Interes-
sengruppen zur eigenen 
Machtdurchsetzung 
errichtet haben. Zu seinen 
Filmen gehören u.  a. „KZ 
Dachau“, „Rettet unsere 
Kinder“ und „Im Warte-
saal des Todes“, zu seinen 
Büchern u. a. „Die Erben 
des Übels“ und „Kranke 
Umwelt – kranke Kinder“.
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Die Zornigen

Ein zögerlicher Journalist, 
eine kämpferische Kranken-
schwester und ein charisma-
tischer Sozialhelfer gehören 
zu den Menschen, die unsere 
Welt verändern wollen. 
Bernd Dosts neuer Roman 
„Die Zornigen“ schlägt eine 
Brücke von den Ideen der 
französischen Revolution 
über die 68-er bis hin zu den 
heutigen zornigen Gegnern 
gnadenloser Globalisierung. 
„Gerade ist eines der besten 
Bücher erschienen, das ich in 
letzter Zeit gelesen habe (...). 
Meiner Meinung nach riecht 
es nach einem Kultbuch“, 
urteilte Peter Schleicher in 
der Süddeutschen Zeitung. 
Leseproben fi nden sich im 
Internet unter www.die-
zornigen.de. 

Bernd Dost
Die Zornigen
Vedra Verlag 
2002, 384 S., 
Euro 15,-;
3-9806432-2-0
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S T I F T U N G

Veranstaltungen 2002
18.– 20. Oktober (Fr–So)

Umweltmesse „umwelt 2002“
mit Grußwort des Stiftungsvorsitzenden Hans-Joachim Ritter 
(im Rahmen der Eröffnung am 18. Oktober, 10 Uhr). Ludwigs-
hafen, Friedrich-Ebert-Halle.

19. Oktober (Sa), 13–18 Uhr

„Architektur und Energie für Büro-, Wohn- und Geschäfts-
gebäude“
Seminar im Rahmen der Umweltmesse „umwelt 2002“ 
(18.– 20.10.2002) mit Prof. Dr.-Ing. Manfred Norbert Fisch 
(TU Braunschweig, Steinbeis Transferzentrum Energie-, 
Gebäude- und Solartechnik Stuttgart). Ludwigshafen,
Friedrich-Ebert-Halle.

7./8. November (Do/Fr)

4. Bundeskongress der kommunalen ÖPNV-Beauftragten
in München. 

A N M E L D U N G

Stiftung für Ökologie und Demokratie e.V.

Siemensring 54, 76761 Rülzheim
Fon (0 72 72) 36 48  Fax (0 72 72) 7 66 12

eMail: Stiftung-fuer-Oekologie-u-Demo@t-online.de
www.stiftung-oekologie-u-demokratie.de

Bürozeiten
mo, mi und do, von 14 bis 15.30 Uhr

Bankverbindung
VR-Bank Südpfalz, BLZ 548 625 00
Kontonummer 200 019 410Italienreise im Oktober 2003: Die 10-tägige Fahrt der Stiftung für 

Ökologie und Demokratie e. V. führt u. a. durch Pisa. 
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Geplante Veranstaltungen 2003

10. Januar (Fr), 11.00 Uhr

Gründung der EnergieAgentur Speyer-Neustadt/Südpfalz
in Speyer, Binshof-Hotel.

17. Januar (Fr), 15 Uhr

Amtseinführung der „Ökologia“
im Rathaus der Stadt Heidelberg.

7.–9. Februar (Fr– So)

„Die Neue Ökologie-, Demokratie-, Werte- und Gesund-
heitsbewegung“
Wochenendtagung in Bad Honnef, KSI.

15. Februar (Sa), 10 Uhr 

Kuratoriumssitzung und Mitgliederversammlung der 
Stiftung
in Untertürkheim, DaimlerChrysler.

20. Februar (Do)

8. rheinland-pfälzisches Energie-Symposium
in Bad Bergzabern.

5. Juni (Do), 20 Uhr

Veranstaltung zum internationalen Umwelttag 
in Rülzheim.

19. September (Fr), 20 Uhr

2. Ökologia-Event
am Tag der ökologisch-sozialen Marktwirtschaft in 
Mannheim.

26.– 28. September (Fr-So)

Entwicklungspolitische Tagung
in Speyer, Bistumshaus.

3.–12. Oktober (Fr-So)

Italienreise 
u. a. nach Pisa, San Damiano, Siena, Florenz, Rom und Assisi.

6./7. November (Do/Fr)

5. Bundeskongress der kommunalen ÖPNV-Beauftragten 
in Dresden.

Anfragen und Anmeldungen sind zu richten an die Stiftung für 
Ökologie und Demokratie e. V. (s. Kasten).
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extrem ressourcenvergeudenden 
„American way of life“ – die Pro-
Kopf-CO2-Emissionen sind mit 
über 20 Tonnen 10 Mal so hoch 
wie in China, dreieinhalbmal 
so hoch wie in Schweden und 
immerhin noch doppelt so hoch 

wie in Deutsch-
land – unter 
keinen Umstän-
den zur Disposi-
tion stellen. Um 
die einseitige 
Abhängigkeit von 
Saudi-Arabien zu 
reduzieren, geht 
es deshalb nun 
um die Kontrolle 

des Irak, denn dort lagern die 
weltweit zweitgrößten Erdöl-
vorkommen. So wichtig die 
Analyse ökonomischer und 
machtpolitischer Interessen ist, 
letztlich greift sie zu kurz. Nicht 
die Interessen an sich sind das 
Entscheidende. Entscheidend 
ist die Wahr-
n e h m u n g s -
optik und der 
Zeithorizont : 
kurzfristig oder 
langfristig. Hier 
müssen wir tief 
bohren bis hin 
zur Erhellung der Mechanismen, 
die unser Denken und Fühlen 
bestimmen.

öp: Welche Erklärungen gibt 
es dafür, dass der Mensch sein 
Wissen nicht in Vorsorgehandeln 
umsetzt? 

Heintze: Menschen betrei-
ben Vorsorge für sich und ihre 
Familie. Für die Folgen ihres 
Handelns auf Dritte sind sie 
zunächst einmal blind. Indivi-
duell ist diese Blindheit ratio-
nal, weil sie der Abschirmung 
vor einem schlechten Gewissen 
und vor Ängsten dient. Dies gilt 
jedoch nur in der kurzen Frist, 
weil die Folgen der Blindheit 
als Bumerang zurückschlagen. 
Den Ärmsten der Armen in den 
Entwicklungsländern können 
wir ihre Blindheit nicht zum 

öp: Unsere Gesellschaft steht 
vor enormen Herausforderun-
gen – man denke etwa an die 
Bekämpfung der Armut oder 
den Schutz des Klimas. Warum 
machen wir dabei kaum Fort-
schritte?

Heintze: In meinem Buch 
habe ich verschiedene Deu-
tungsräume aufgespannt. Hinter 
einem Weiter-so stehen massive 
ökonomische und geostrategi-
sche Interessen. Sie präsentieren 
sich im Gewand eines bestimm-
ten Zeitgeistes. Es gibt den Glau-
ben, enthemmte Mächte würden 
alles zum Besten richten. Märkte 
sind jedoch blind für Zukunft, 
blind für den Erhalt unserer 
natürlichen Lebensgrundlagen, 
blind für sozialen Zusammen-
halt. Umweltgerecht verhalten 
sich Wirtschaftsakteure, wenn 
sich Umwelt- und Sozialkosten 
in den Preisen ausdrücken. 
Davon sind wir weit entfernt. 
Selbst kleinste Bemühungen 
in diese Richtung stoßen auf  
Widerstände – denken Sie an das 
Dosenpfand. Und sie sind, siehe 
Ökosteuer, auch nicht populär. 
Ökonomische Interessen sind 
eng mit geostrategischen Inter-
essen verknüpft. Betrachten wir 
den von der US-Administration 
geplanten Präventivschlag ge-
gen den Irak. Stehen hier 
wirklich Menschenrechte und 
die Zerstörung vermeintlicher 
Massenvernichtungswaffen im 
Zentrum? Geht es nicht im Kern 
um etwas Anderes, nämlich um 
die geopolitische Neuordnung 
der Golfregion? Die Mehrheit 
der Amerikaner will ihren 

Z U R  S A C H E

Interview mit Dr. Cornelia Heintze

„Individuell ist diese
Blindheit rational“
Warum dominiert das Nichtwissenwollen, Verdrängen und Nichthandeln, 
wenn es um die Lösung dringender Zukunftsprobleme geht? öp-Redakteur 
Raphael Mankau im Gespräch mit Dr. Cornelia Heintze, der Autorin des 
neuen Buches „Die Zukunfts-Blockade“.

Vorwurf machen. Sie kämpfen 
ums nackte Überleben. Wir in 
den westlichen Industrielän-
dern nehmen für uns jedoch in 
Anspruch, eine Wissensgesell-
schaft zu bilden, die den Gang 
der Weltgeschichte prägt. Aus 
diesem Anspruch erwächst eine 
besondere Verantwortung, der 
wir bislang nicht gerecht werden. 
Die Mehrheit sucht Erfolge nach 
der Methode „Wasch mir den 
Pelz, aber mach mich nicht 
nass“. Erfolge gibt es jedoch nur 
um den Preis von Verzicht. 

öp: Inwiefern existieren 
dabei Unterschiede zwischen den 
verschiedenen Kulturtypen?

Heintze: Unsere Biologie 
sollten wir verstehen, ändern 
können wir sie nicht. Umso 
wichtiger sind kulturelle Fak-
toren. Unterschiedliche Kultu-
ren bedingen unterschiedliche 
Werteorientierungen, und diese 
entscheiden darüber, wie 

Menschen die 
Wi rk l ich ke it 
wahrnehmen, 
wo sie Prioritä-
ten setzen, wie 
sie mit Proble-
men umgehen. 
Extrem indivi-

dualistische, auf kurzfristigen 
Erfolg hin orientierte und dabei 
maskulin geprägte Kulturen 
sind nicht zukunftsfähig. Klare 
Vorteile bietet der skandina-
vische Kulturtyp. Er schneidet 
aufgrund des Vorherrschens 
femininer Werte, eines ausge-
wogenen Verhältnisses zwischen 
Individuum und Kollektiv sowie 
seiner Toleranz gegenüber Unsi-
cherheit im Nachhaltigkeitstest 
ökonomisch, sozial und ökolo-
gisch am besten ab.

öp: Ist der Mensch lernfähig? 
Kann er die Richtung seines Den-
kens ändern? Wie?

Heintze: Neue Sprachen, den 
Umgang mit neuer Technik usw. 
können wir allemal lernen. Dies 
sind additive Lernprozesse, die 
kurzfristigen Kosten-Nutzen-

Kalkülen folgen. Die Herausfor-
derungen des 21. Jahrhunderts 
werden wir jedoch nur bestehen, 
wenn wir die Richtung unseres 
Denkens ändern. Das ist etwas 
ganz Anderes. Es verlangt nach 
Menschen, die ebenso neugierig 
wie fähig sind, sich und ihre Art 
zu leben immer wieder in Frage 
zu stellen. Bei Kleinkindern 
fi nden wir diese Fähigkeiten. 
Die Erwachsenen bewegen sich 
dann meist in ausgetretenen 
Bahnen. Ganz wichtig ist – hier 
sehe ich eine Aufgabe für unser 
Bildungssystem –, dass Men-
schen über das verhängnisvolle 
Denken in schlichten Ursache-
Wirkungsbeziehungen hinaus-
reifen. Hinsichtlich der Fähigkeit 
des Menschen, Verantwortung 
für die Eindämmung des Kli-
mawandels zu übernehmen, 
obwohl erst die Nachgeborenen 
die Nutznießer sein werden, bin 
ich skeptisch. Insofern steht der 
Beweis für die Lernfähigkeit des 
Menschen noch aus.

„Der Beweis für
die Lernfähigkeit 

des Menschen 
steht noch aus.“

B U C H T I P P
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Cornelia Heintze, 
Autorin des Buches „Die 
Zukunfts-Blockade“, war 
von 1993 bis 1999 Stadt-
kämmerin in Delmenhorst. 
Derzeit arbeitet die pro-
movierte Dipl.-Politologin 
freiberufl ich.

Anzeige

naturnah, Agentur und Verlag 
für Natur und Qualität
Xaver-Fuhr-Str. 52
93055 Regensburg
Fon (09 41) 7 81 62 99
Fax (09 41) 7 81 62 79

Zielgruppenorientiert 
werben in der ödp-Mit-
gliederzeitschrift

z. B. eine 1/8-Seite

hoch
40x132 mm
119,- Euro

bis zu 20 % Nachlass bei 
Mehrfachschaltungen

fordern Sie unsere
Anzeigenpreisliste an:

ÖkologiePolitik

Cornelia Heintze
Die Zukunfts-Blockade
Warum in der Gesellschaft 
kollektives 
Vorsorgehan-
deln misslingt
Logos Verlag 
2002, 400 S., 
Euro 28,-; 
3-89722-824-6
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Über 1.000 Besucher bei ödp-Markt in Murnau

Naturnah einkaufen
Probeliegen auf den gesunden 
Massivholz-Betten des Bartl-
mäschreiners? Einen Honig-Met 
der Imkerei Daum kosten? Oder 
lieber erst die Solaranlage von 
Josef Mittermeier begutachten? 
– Informative Gespräche, leckere 
Kostproben und interessante 
Vorführungen boten die 25 Aus-
steller den vielen Besuchern, die 
Mitte September aus der gesam-
ten Region ins oberbayerische 
Murnau a. Staffelsee geströmt 
waren. Gesundheits- und natur-
interessierte Menschen fanden 
u. a. biologische Lebensmittel, 
Aloe Vera, Massivholzmöbel, 
Solaranlagen, Naturkosmetik, 
Bücher und Teppiche aus hei-
mischer Schafwolle vor.

Die Veranstalter vom ödp-
Kreisverband Garmisch-Parten-

kirchen hatten für ein attrak-
tives Rahmenprogramm ge-
sorgt – mit gesunder Verpfle-
gung, Kinderbetreuung sowie 
Vorträgen zu Nahrungsergän-
zung, Naturkosmetik & Feng 
Shui, gesundem Schlaf, Homö-
opathie, biologischen Lebens-
mitteln und ökologischen Heiz-
techniken.

Viele Menschen suchten 
danach bei Kaffee und Kuchen 
vor dem Kurgästehaus einen 
Platz in der strahlenden Sonne 
und lauschten der zünftig-baye-
rischen Musik der Eschenloher 
Rieder-Musi. Wer beim Luft-
ballon-Weitf lug-Wettbewerb 
von Refugio den ersten Preis 
gewinnt, wird sich erst in den 
nächsten Wochen herausstel-
len...                 (rm) 

Sonnenstrom aus der Steckdose

Bischberger Solar-Turm 
Zwei Drittel ihres Strombe-
darfs deckt die Familie Knodel 
aus Bischberg (bei Bamberg) 
mit Sonnenenergie. Bei einer 
Vorführstunde im Juli konnten 
sich die ödp-Mitglieder Michael 
Günther und Günter Röhrer 
selbst ein Bild von der Solar-
Anlage machen.

Strom solle am besten dort 
verbraucht werden, wo er pro-
duziert werde, erläuterte Otto 
Knodel den beiden Vertretern 

des ödp-Kreisverbands Forch-
heim. Dazu hat der Solar-Pionier 
in seinem Haus ein 24-Volt-
Gleichstrom-Netz geschaffen, 
das die Elektrogeräte und die 
Lichtquellen versorgt. 

Die Solarmodule selbst sind 
auf einem beweglichen Holz-
turm angebracht, der je nach 
Sonneneinfall ausgerichtet wer-
den kann. Gespeichert wird die 
Energie in Akkumulatoren.             
                        (rm)
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eigenen Dach einen Beitrag zur 
Energiewende zu leisten.

Für die entstehenden Kosten 
zur Einrichtung einer Photo-
voltaik-Anlage sind günstige 
Darlehen aus dem 100.000-
Dächer-Programm erhältlich. 
Da zudem der erzeugte Strom 
ins Netz eingespeist und derzeit 
mit 48 Cent/kWh vergütet wird, 
amortisiert sich die Anlage in 
etwa 16 Jahren.                (rm)

Bei einem Sommerfest feierte 
die Erdinger ödp im August die 
Inbetriebnahme einer 30 qm 
großen Photovoltaik-Anlage 
auf dem Dach des Hauses der 
Familie Bendl. Roswitha Bendl 
ist ödp-Stadträtin und Umwelt-
referentin der Stadt Erding. 

Informationen rund um 
die Photovoltaik vermittelten 
zudem Norbert Hufschmid-
Steinmetz, der Erbauer der 
Anlage, und Herbert Maier, der 
Vorsitzende der „Energiewende 
Erding“. Dabei wurden auch 
die Möglichkeiten für 
Bürger/innen darge-
stellt, mit einer 
Anlage auf dem 

ödp-Sommerfest in Erding

Solardach bei 
Roswitha Bendl
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N E U E  B Ü C H E R

www.oedp.de

Schauen Sie doch mal
ins Internet: 

Wirtschaftstheorien 
in der Krise 

W ä h r e n d 
im Zuge der
Globalisie-
rung immer 
mehr Le-
bensbere i-
che den wirt-
schaftlichen 
Sachzwän-
gen unter-

worfen werden, ist das Bewusst-
sein für die „blinden Flecken“ 
der Ökonomie bisher wenig 
entwickelt.

Dabei beeinfl ussen Wirt-
schaftstheorien die gesellschaft-
liche Entwicklung viel stärker, 
als gemeinhin angenommen 
wird, und sie haben bei der 
Lösung von Krisen schon mehr-
mals versagt. 

Die Ökonomie ist keine 
exakte Wissenschaft. Wie Prof. 
Bernd Senf überzeugend und 
allgemeinverständlich darlegt, 
versucht jede neue ökonomische 
Theorie die „blinden Flecken“ 
der vergangenen zu erhellen 
– der Marxismus war eine Ant-
wort auf den Liberalismus, der 
Neoliberalismus reagiert auf 
den Keynesianismus. Doch statt 
die positiven Aspekte der „über-
holten“ Theorie zu integrieren 
und zu verbessern, wurden und 
werden diese oftmals radikal 
ausgeklammert, wenn ein 
allgemeingültiges neues öko-
nomischen Weltbild etabliert 
werden soll. So wird ein sich 
selbst erhaltendes System von 
„blinden Flecken“ geschaffen, 
das von seinen Vertretern oft 
mit fast schon religiösem Eifer 
verteidigt wird – die Folgen 
können katastrophal sein, wie 
die Weltwirtschaftskrisen und 
die Börsencrashs der jüngsten 
Zeit zeigen. 

Bernd Senf zeigt die Stärken 
und Schwächen  der einzelnen 
Theorien auf und entwirft eine 
undogmatische Synthese ihrer 
richtigen Erkenntnisse und 
deren Weiterentwicklung.  
                        (Christa Kos)

Bernd Senf
Die blinden Flecken der Öko-
nomie 
Wirtschaftstheorien in der 
Krise 
Deutscher Taschenbuch 
Verlag Dtv 2001, 303 S., 
Euro 13,50; 3-423-36240-5

Ein Imperium verfällt 

Johnson zieht
erschrecken-
de Parallelen  
zwischen dem
imperialisti-
schen Geba-
ren der So-
wjetunion vor 
deren Nieder-

gang und dem starken „Sen-
dungsbewusstsein“ der US-
Außenpolitik. Die Globalisie-
rung sei ein Feldzug der USA, 
um den Rest der Welt zur Über-
nahme ihres Kapitalismusmo-
dells zu zwingen. Über kurz 
oder lang aber werde sich auch 
die Weltmacht der USA wegen 
imperialer „Überdehnung“ und 
skrupellos egoistischer Einmi-
schung in die Politik ihrer Satel-
litenstaaten selbst überleben und 
untergehen. Brillante Analyse, 
gut verständlich geschrieben.         
                       (mk)

Johnson Chalmers
Ein Imperium verfällt
Ist die Weltmacht USA am 
Ende?
Goldmann Verlag 2001,
320 S., Euro 10,-;
3-442-15158-9

Politische Ökonomie 
der Finanzmärkte 

Das Buch 
beantwortet 
die Fragen, 
wie Finanz-
märkte funk-
t i o n i e r e n , 
wer hinter 
ihnen steht 
und wie sie
effektiv kon-

trolliert werden können. Das 
Buch ist trotz ökonomischen 
Fachjargons verständlich ge-
schrieben und daher als wei-
tergehende, wissenschaftlich 
fundierte Einführung in die 
Thematik ideal geeignet. Hohen 
praktischen Nutzwert hat das 
Buch auch aufgrund von Kapi-
telzusammenfassungen und 
weiterführenden Literaturtipps.  
                       (mk)

Jörg Huffschmid
Politische Ökonomie der 
Finanzmärkte
VSA-Verlag 2002, 272 S., 
Euro 16,50; 3-87975-863-8

Neue Bücher
Religiöser
Fundamentalismus 

„Fundamen-
talismus“, ein 
Begriff aus 
dem religiö-
sen Bereich, 
ist momen-
tan eines der 
am häufi gsten 
verwendeten 
Schlagworte 

in Politik, Gesellschaft und 
Kultur. Dieses Buch beschreibt 
Herkunft, Eigenarten und Aus-
breitung fundamentalistischer 
Tendenzen in Katholizismus, 
europäischem und US-ameri-
kanischem Protestantismus, 
Islam und Judentum. Der Autor 
scheut sich dabei nicht, „Ross 
und Reiter“ beim Namen zu 
nennen.                            (mk)

Klaus Kienzler
Der religiöse
Fundamentalismus
Christentum – Judentum 
– Islam
C.H. Beck-Verlag, 3. Aufl . 
2001, 120 S., Euro 7,50;
3-406-40331-X

Von Allah zum 
Terror? 

R e l i g i ö s e r 
Terror im 
Namen des 
Islam ist ein 
hochaktuel-
les Thema. 
Wird der Is-
lam dabei von 
den „Gottes-

kriegern“ pervertiert – ähnlich 
wie durch christliche und jüdi-
sche Fundamentalisten ihre 
Religion immer wieder zum 
„Heiligen Krieg“ missbraucht 
wird? Raddatz argumentiert, 
dass im Religionsbegründer 
Mohammed bereits Gewalt und 
Terror angelegt sind. Solange 
diese gefährlichen Wurzeln 
nicht ausgeräumt würden, sei 
kein Frieden mit dem Islam 
denkbar.               (mk)

Hans-Peter Raddatz
Von Allah zum Terror? 
Der Djihad und die Defor-
mierung des Westens
Herbig-Verlag 2002, 376 S., 
Euro 29,90; 3-77662-289-X

Revolte eines Bauern

Die Demon-
tage einer
McDonald‘s-
Filiale machte 
den franzö-
sischen Klein-
bauern José 
Bové zum 
Symbol für 
k u l t u r e l l e 

Freiheit und sozialen Fortschritt. 
Sein Credo: „Erst geht die Nah-
rung verloren, dann die Kultur.“ 
Wie wurde Bové zum Helden der 
Globalisierungskritiker? Das 
Buch gibt Antworten.             (mk)

Paul Ariès/Christian Terras 
José Bové
Die Revolte eines Bauern
Edition Nautilus 2001, 120 
S., Euro 10,- ; 3-89401-381-8

Colonia Corrupta

Köln ist für 
seinen „Klün-
gel“ nicht 
erst seit der 
Affäre um die 
SPD und die 
Müllverbren-
nungsanlage 
berühmt.

Werner Rügemer zeigt das 
ganze Spektrum der „lega-
lisierten Korruption“. Seine 
Liste Prominenter, die in das 
„Filz“-Geschäft verwickelt sind, 
reicht bis in die Gegenwart. 
Der „Kölner Klüngel“ ist eine 
folkloristische Verharmlosung 
einer systemischen Erscheinung 
– Korruption in der deutschen 
Kommune.                      (red)

Werner Rügemer
Colonia Corrupta 
Globalisierung, Privatisie-
rung und Korruption im 
Schatten des Kölner Klün-
gels
Westfälisches Dampfboot 
2002, 157 S., Euro 15,-;
3-896915258
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L E S E R B R I E F E

Liebe Leserinnen 
und Leser,
die Leserbrief-Seiten sind Ihr 
Forum in ÖkologiePolitik. Wir 
freuen uns über Ihre Zuschrif-
ten!

Aber bitte bedenken Sie: 
In der Kürze liegt die Würze! 
Abdruck und Kürzungen behält 
sich die Redaktion vor. Die voll-
ständigen Beiträge können in 
einer eigens dafür eingerichteten 
Rubrik auf der ödp-Internetseite 
www.oedp.de (interne Diskussi-
onsforen) nachgelesen werden.

Bitte senden Sie Ihre Zu-
schriften als eMail, per Fax oder 
per Post an: 

ÖkologiePolitik, Bohnesmühl-
gasse 5, 97070 Würzburg, 
Fax (09 31) 4 04 86-29, eMail: 
florence.bodisco@oedp.de. 

n  Zu öp 110
Zur Pro&Contra-
Diskussion 
„Läuft ohne Schmier-
geld nichts?“

„Klimapflege“

(...) Bisher haben auch die 
Finanzgerichte den ständig wie-
derkehrenden Versuchen der 
Wirtschaft, die Schmiergelder 
vollends steuerlich zu berück-
sichtigen, widerstanden.

Es ist allerdings womöglich 
nur eine Frage der Zeit, bis die 
von Herrn Prof. Dannecker pro-
pagierte „Klimapflege“ bei den 
Ministerien und den Gerichten 
den erwünschten Erfolg haben 
wird. Abgeordnete, Spitzenbe-
amte und Verbandsvertreter sind 
sich nach den Erfahrungen aus 
der Praxis in der Vergangenheit 
jedenfalls schon näher gekom-
men, als es diesem Gemeinwesen 
zuträglich ist. Ständige Rechts-
änderungen im Steuerbereich 
mit Aufweichungen zugunsten 
der Wirtschaft sprechen jeden-
falls eine beredte Sprache, die 
Steuerstatistiken weisen einen 
eklatanten Rückgang der Unter-
nehmenssteuern aus.

Insgesamt ist festzuhalten:
a) Korruption ist nach den 

bisherigen Gesetzen bereits 
strafbar, die Besteuerung fügt 
sich durch die Nichtabzugsfä-
higkeit in dieses Rechtssystem 
nahtlos ein.

b) Die Debatte um die 
Abzugsfähigkeit von Aufwen-
dungen, die zum Rechtsbruch 

animieren und gesellschafts-
zersetzend wirken, eröffnet aufs 
Neue die Frage um die Anerken-
nung des Ergebnisses der „kauf-
männischen Erfolgsrechnung“ 
als Besteuerungsgrundlage.

c) In Steuergesetze gehören 
keine Elemente der Wirt-
schaftsförderung. Dies ist Sache 
einschlägiger Behörden und 
muss in Haushaltspositionen 
auf Euro und Cent festgelegt 
und öffentlich überwacht 
werden (Schattenhaushalt Steu-
ersubvention).

d) Die Förderung der For-
schung kann nicht über betrieb-
liche Zuwendungen durch einen 
Konzern quasi von der öffent-
lichen zur privatisierten Sache 
gemacht werden, bei der dann 
die Ergebnisse nach Gutdünken 
durch unternehmerische Ini-
tiative höchstpreisig verwertet 
werden (...).

Gerald Rath,
Dipl.-Finanzwirt (FH), 
Eichenau

Zum Beitrag 
„Korruption in
der Wirtschaft“

Inflation

„Wirtschaftskriminalität ist die 
sozial schädlichste aller Verbre-
chensarten.“ Ergänzend dazu 
möchte ich auf einen Tatbestand 
hinweisen, der in der Öffentlich-
keit verschwiegen wird. 

Es ist ganz einleuchtend, dass 
jemand mit Gefängnis bestraft 
wird, der mit gefälschten, 
ungedeckten Geldscheinen die 
Kaufkraft des gesamten Geldes 
verwässert. 

Während aber z. B. die in 
Deutschland festgestellten 
Geldscheinfälschungen im Zeit-
raum 1987/88 bei rund 1,1 Mil-
lionen DM lagen, brachten die 
Notenbanken im gleichen Zeit-
raum rund 23 Milliarden DM zu 
viel an Geld in den Umlauf, also 
20.000 mal mehr als alle Falsch-
geldproduzenten zusammen! 

Und weil dieses staatlich 
hergestellte, überschüssige 
Geld, genauso wie das krimi-
nelle Falschgeld, nicht durch 
wirtschaftliche Leistungen 
gedeckt ist, muss seine Inum-
laufsetzung genauso als Betrug 
eingestuft werden. Notenban-
ken in Demokratien des Betrugs 
zu bezichtigen mag manchen 

wie Blasphemie vorkommen. 
Aber auch hier kann man sich 
auf offizielle Äußerungen 
stützen, z. B. die des früheren 
US-Notenbankers Henry C. 
Wallich, der gleichzeitig den 
Ökonomen einen Denkzettel 
verpasste: „Inflation ist immer 
ein wenigstens teilweise morali-
sches Problem. Inflation ist eine 
Form des Betrugs. Mir scheint 
auch, dass Ökonomen viel dazu 
beigetragen haben, den Weg für 
eine Inflation zu bahnen, wie wir 
sie jetzt haben (...).“ 

(...) So wie man mit Recht 
den Krieg als größtes denkbares 
Gewaltverbrechen bezeichnen 
kann und den Zins als größte 
denkbare Ausbeutung, so die 
Inflation, mit der die Sparer um 
die Früchte ihrer Arbeit gebracht 
werden, als den größten denkba-
ren Betrug (...). 

Christa Kos,
Ganghoferstr. 122, 
81373 München, eMail: 
c.kos @t-online.de 

Zur Meldung
„Klimakiller“
im Pressticker

Polemisch

(...) Seien wir doch ehrlich: Dank 
der Grünen im Regierungsboot 
ist immerhin in den letzten vier 
Jahren in punkto Umweltschutz 
und nachhaltiger Entwicklung 
mehr auf den Weg gebracht 
worden, als in allen Regierun-
gen vorher. Dass dies, wie wir 
alle wissen, nur der Anfang allen 
Bemühens sein kann, sollte doch 
wirklich kein Anlass für solche 
polemischen Aussagen sein.

Ferdinand Höflein,
Sauterleutestr. 32, 
88250 Weingarten

Zum Interview 
„Tibet ist ein unab-
hängiges Land“

Autonomie?
Um es vorweg zu äußern: Ich 
empfinde die Zustände und 
Vorgeschichte in Tibet als sehr 
schlimm. Ebenso verstehe ich 
den Schmusekurs der Vorgän-
ger- und Jetztregierung gegen-
über China nicht. Dass jedoch 
ein in Deutschland ansässiger 
Verein sich anmaßt zu wissen, ob 

das tibetische Volk einen eigenen 
Staat oder „nur“ die wirkliche 
Autonomie haben will, stößt 
mir ebenso sauer auf (...).

Sofern es möglich ist, heute 
noch das tibetische Volk zu 
identifizieren, so können über 
diese Frage einzig und allein 
die Tibeter selbst entscheiden 
(„Volksentscheid“). Augenblick-
lich scheint dies nicht in freier, 
geheimer und gleicher Weise 
möglich. Demnach ist eine 
eventuell vorhandene seriöse 
Exilregierung heranzuziehen. 
Für mich sind dies der Dalai 
Lama und Zugehörige. Wenn 
dieser zu der Erkenntnis kommt, 
dass derzeit nur die Autonomie 
anzustreben sei, haben wir das 
so lange zu akzeptieren, bis sich 
das Volk selbst in geeigneter 
Weise äußern kann.

Robert Wagner,
Bahnhofstr. 18, 
93090 Bach/Donau

n Zu öp 109
Zum Beitrag
„Weniger ist mehr“

Zins und Zinseszins

Als ich vor 16 Jahren der ödp 
beitrat, hatte ich bereits lange 
vorher Probleme mit dem 
„ständigen Wachstum“. In 
unserem damaligen Parteichef 
Herbert Gruhl fand ich endlich 
jemanden, dem ich zustimmen 
konnte. Doch leider konnte auch 
er mir nicht das Warum des 
Wachstumszwanges aufzeigen. 
Ähnlich wie Bernhard Suttner 
sah auch Herbert Gruhl nur 
eine willkürliche Ideologie von 
Politik und Wirtschaft. Erst als 
ich Jahre später von den Zusam-
menhängen unseres Geldsys-
tems erfuhr, fiel es mir wie 
Schuppen von den Augen. Die 
Grundfrage ist: Woher kommt 
Geld eigentlich? Es entsteht bei 
der so genannten wertschöpfen-
den Arbeit. Wird mehr verdient, 
als man ausgeben kann – was 
erst einmal nicht verwerflich 
ist –, wird gespart. Somit ist das 
Geld zunächst dem Kreislauf 
entzogen. Um keine Deflation 
– also Geldknappheit – entste-
hen zu lassen, wird es mit dem 
Zuckerbrot Zins als Kredit bzw. 
Schulden dem Umlauf wieder 
zugeführt. Somit wird klar, dass 
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unser System zum Schuldenma-
chen verdammt ist. Würden der 
Staat, die Wirtschaft oder die 
Privathaushalte (s. USA) keine 
Schulden mehr machen, würden 
sich Billionenbeträge mangels 
Zinserwartung zurückziehen, 
und die Privattresorindustrie 
hätte als einzige noch Wachs-
tumsraten (s. Japan). Fehlen-
der Geldumlauf (ähnlich dem 
Blutkreislauf) aber ist immer 
mit Arbeitslosigkeit und Not 
verbunden (...). So lange das 
Kapital, bedingt durch Zins 
und Zinseszins, jedes Jahr 
zwischen 6 bis 12 % abschöpft, 
also ein größeres Kuchenstück 
beansprucht, so lange müssen 
die wertschöpfenden Arbeiter, 
Angestellten und Unternehmer 
– wenn sie nicht wesentlich 
ärmer werden wollen – Jahr 
für Jahr einen immer größeren 
Kuchen backen. Und dies ist 
auch der Grund, warum alle 
Wachstum herbeibeten. 

(...) Nur wenn Geld, welches 
ursprünglich als Tauschmittel 
eingeführt wurde, den Waren 
und Dienstleistungen gleich-
gestellt wird (Geldumlaufsi-
cherung), ist es möglich, ohne 
permanentes Wachstum auszu-
kommen (...).

Michael Schmitt,
Mittlerer Kaulberg 16, 
96049 Bamberg, eMail: 
malumisch@t-online.de

Zum Interview 
„Zehn statt 16 Bun-
desländer“

Franken

Mit der pauschalen Forderung 
nach „weniger als zehn statt 16 
Bundesländern“ habe ich als 
Franke und leider gezwunge-
nermaßen verwaltungstechni-
scher „Bayer“ meine Probleme. 
Sicher ist richtig, dass die als 
Zufallsprodukte entstandenen 
kleineren Bundesländer keine 
Existenzberechtigung haben. 
Auf der anderen Seite zeigt 
gerade die Behandlung der 
Minderheit der mehr als vier 
Millionen Franken in dem 
übergroß aufgeblähten Zufalls-
produkt „Bundesland Bayern“ 
die Nachteile übergroßer Bun-
desländer.

Trotz der Heterogenität 
seiner Einwohner nutzt dieses 
Bundesland seine „Kultus- und 

Rundfunkhoheit“ zur Umer-
ziehung, Desinformation und 
Volksverdummung, ohne dass 
jemand dafür zuständig wäre, 
auf diesen Umstand hinzuwei-
sen. Fränkische Schulkinder 
werden ohne Kenntnis ihrer 
Geschichte aus den Schulen 
entlassen, durch den „Bayeri-
schen Rundfunk“ wird einseitig 
die bayerische Kultur gepflegt, 
vom „Haus der Bayerischen 
Geschichte“ wird Geschichte 
einseitig verzerrend dargestellt 
(s. aktuell in Bamberg die 
„Kaiser Heinrich II. Ausstel-
lung“) und vieles Andere mehr. 
Auch ist keiner für den Hinweis 
zuständig, dass die Schere in 
der Wirtschaftsentwicklung 
zwischen Franken und Altbay-
ern zu Lasten Frankens immer 
weiter auseinander geht (...).

Manfred Hofmann,
Kreisgruppe Bamberg/
Forchheim des Fränkischen 
Bundes e. V., Am Leintritt 9 
A, 96049 Bamberg

n Zu öp 107
Zum Interview mit 
Dr. Nadem Elyas

Christenverfolgung

Der Zentralrats-Vorsitzende der 
Muslime, Dr. Elyas, beklagt sich 
in seinen Interview-Aussagen 
über mangelnde Dialogbereit-
schaft. Als Saudi-Araber stört es 
ihn aber überhaupt nicht, dass 
in seinem Land die Christen 
dem höchsten Verfolgungs-
grad ausgesetzt sind. Es dürfen 
nicht einmal Bibeln eingeführt 
werden, keine christlichen Geist-
lichen einreisen, und selbst bei 
privaten religiösen Versamm-
lungen werden Christen von 
der speziellen Religionspolizei 
Muttawa verfolgt, verhaftet, teils 
drakonisch bestraft und als Aus-
länder des Landes verwiesen.

In unserer Zeit werden 
Christen in vielen islamischen 
Ländern religiös, beruflich und 
politisch benachteiligt und 
unterdrückt. In Pakistan sind 
Christen nur die einfachsten 
Arbeiten vorbehalten, wie Müll-
sammeln und Straßenreinigen. 
Ein besonderes Instrument der 
Diskriminierung ist dort der 
Blasphemieparagraph 290 C, 
mit dem Christen bei (auch nur 

behaupteter) Beleidigung des 
Propheten Mohammed zum 
Tode verurteilt werden. Auch 
Touristenländer wie Ägypten 
und die Türkei praktizieren 
staatliche und gesellschaft-
liche Benachteiligung von 
Christen. Während der Islam 
800 Moscheen in Deutschland 
errichten durfte, besteht für 
die christlichen Kirchen in der 
Türkei seit 1923 (!) Bauverbot 
(...). Der Islam muss sich auch 
in unserem Land daran messen 
lassen, wie er zur Religionsfrei-
heit, zur Gleichberechtigung der 
Frau und zur Abschaffung des 
Schächtens steht. Als Menschen-
rechtsaktivist fordere ich die 
muslimischen Organisationen 
auf, Toleranz nicht als Einbahn-
straße nur von der christlichen 
Seite zu betrachten.

Utz-Reiner Römer, 
Am Steinbühl 38,
93167 Falkenstein

n Allgemeine 
Zuschriften

5 %-Hürde

Wieder einmal wird mir bei 
dieser Bundestagswahl bewusst, 
wie demotivierend und demo-
kratiezerstörend die 5 %-Hürde 
aus dem Bundeswahlgesetz sich 
in der Praxis auswirkt. Diese 
Sperrklausel, die um einer leich-
teren Regierungsbildung wegen 
in einer Art Überreaktion aus 
dem Dritten Reich möglichst 
alle Kleinparteien ausschalten 
wollte, erweist sich seit vielen 
Jahren als äußerst demokratie- 
und grundrechtswidrig, so dass 
nur massive und wiederholte 
Klagen vor dem Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfG) neues 
Leben in unsere Demokratie 
bzw. Parteienlandschaft bringen 
könnten. (...) Diese Sperrklausel 
verhindert politisches Engage-
ment, beeinträchtigt eklatant 
Grund- bzw. Gleichheitsrechte 
(z. B. Art. 3 und  Art. 38 Abs. 1 
Grundgesetz) (...). Hier gibt 
mir sogar das BVerfG Recht, 
wenn es 1952 mit dem Verbot 
der Sozialistischen Reichspar-
tei (SRP) feststellte, „(...) dass 
u.a. die Chancengleichheit für 
alle politischen Parteien als ein 
Wesenselement einer freiheit-
lich demokratischen Ordnung 
geachtet werden muss“.

(...) Mir scheint es nützlich 
zu sein, dass möglichst viele 
privat wegen Verletzung von 
Grundrechten nach Art. 19 Abs. 
2 und 4  beim BVerfG ihre Klage 
einreichen. Darüber hinaus 
möchte ich Kreis- und Orts-
verbände bitten, dass sie Listen 
erstellen, auf der Wählerinnen 
und Wähler per Unterschrift 
bestätigen, dass sie nicht das 
wählen oder gewählt haben, was 
ihnen aufgrund unserer Grund-
rechte möglich sein muss.

Mit einer zweiten Liste 
möchte ich Unterschriften von 
Wählerinnen und Wählern sam-
meln, die sich in ihren Grund-
rechten verletzt fühlen, wenn 
ihre Stimmen, weil sie unter 
der 5 %-Hürde lagen, bei der 
Sitzverteilung für Kandidaten 
bzw. Parteien benützt werden, 
die sie gar nicht gewählt haben. 
Kann das noch im Sinne der 
Demokratie richtig sein?

Ich bitte, dass mich möglichst 
viele in meiner vorgeschlagenen 
Aktion unterstützen. Nur so 
werden Wahlkämpfe nicht noch 
mehr zu Wahlkrämpfen. 

Simon Kirschner,
Bundestagskandidat 
2002, eMail: simon-
kirschner@web.de

Vegetarier

Bewusste und verantwortliche 
Wahrnehmung und Gestal-
tung der Umwelt stehen in 
engstem Zusammenhang mit 
der Innenwelt eines Menschen. 
So entscheidet sein inneres 
Empfinden in der Regel, welche 
Nahrung er zu sich nimmt und 
so tagtäglich seinen Stoffwechsel 
und demnach die Gefühls- und 
Gedankentätigkeit anregt. Der 
Vegetarier-Bund Deutschland 
meldete kürzlich einen neuen 
Trend. Die Zahl der vegetarisch 
lebenden Menschen sei von 
0,6 % im Jahr 1983 auf fast 8 % in 
2002 angestiegen. Ausschlagge-
bend für diesen starken Anstieg 
sind junge Frauen mit höherem 
Bildungsniveau.

Diese 8 % dürften eine ent-
sprechend große Schnittmenge 
mit den politischen Zielen der 
ödp ergeben, wenn das Pro-
gramm sinnvoll darauf abge-
stimmt würde (...).

Rainer M. Schwabe,
Im hohlen Baum 4,
 63150 Heusenstamm
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Liebe Mitglieder und Freunde der ödp,

die CSU hat ein Problem. Ein 
echtes Luxusproblem, zugegeben: 
Die Partei war bei der Bundes-
tagswahl zu gut. Mit 58,6 Prozent 
hat sie in Bayern ein Ergebnis 
erzielt, das selbst parteieigene 
Optimisten kaum für möglich 
gehalten hatten. 

ödp steht bereit

Doch das Ergebnis birgt gleich-
zeitig die Gefahr, sich der eigenen 
Sache im bayerischen Landtags-
wahlkampf 2003 zu sicher zu sein. 
Mit Gruppen außerhalb der SPD 
werde man sich künftig verstärkt 
herumschlagen müssen, meinte 
Edmund Stoiber. Da wird er wohl 
Recht bekommen, denn die ödp 
steht bereit.

Natürlich werden sich die 
Machtverhältnisse in Bayern 
nicht binnen Jahresfrist auf den 
Kopf stellen. Doch dass Stoiber 
selbst und andere CSU-Schwer-
gewichte die eigenen Reihen nun 
wiederholt öffentlich vor zu viel 
Übermut warnen, mag Beleg 
dafür sein, dass Handlungsbedarf 
besteht. Trotz „hoher grundsätzli-
cher Akzeptanz“ der CSU-Politik 
erwarte der Wähler „weitere 
Verbesserungen und eine gestal-
tende Politik“ in Bayern, mahnt 
der Wahlanalytiker Helmut Jung 
– und da haben wir Einiges zu 
bieten. 

(Öko-) Steuern

Für die Fraktionsvorsitzende der 
Grünen im bayerischen Landtag, 
Christine Stahl, steht die Weiter-
entwicklung der Ökosteuer außer 
Frage. „Mögliche Umstruktu-
rierungen“ bezeichnete Stahl 
hier als „legitim“: Bestimmte 
Ausnahme-Tatbestände könnten 
beispielsweise zurückgefahren 
werden. „Man muss sich fragen, 
ob es sinnvoll war, dass gewisse 

Industriezweige von der Öko-
steuer profitiert haben“, so Stahl 
bei der Herbstklausur der Grünen 
in Würzburg. 

Man höre und staune. Ände-
rungen im Steuerrecht dürfen 
nach meiner Auffassung auf 
keinen Fall zu Lasten einkom-
mensschwacher Haushalte gehen, 
während Weltunternehmen über-
haupt keine Steuern zahlen!

Ökologie – 
lebensnotwendig 

Zum jetzigen Zeitpunkt Stra-
tegie-Debatten zu führen, ist 
völlig verfehlt. Zwischen Grünen 
und Union gibt es keine wesent-
lichen Schnittmengen – zumal 
Rot und Grün inzwischen so 
verwoben sind, dass sie fast schon 
fusionieren könnten. Da ist eine 
außerparlamentarische Stimme 
für die Ökologie, also auf dem 
lebensnotwendigsten Gebiet des 
21. Jahrhunderts, durch die ödp 
dringend gefragt. Seit einem 
guten Jahr positionieren wir uns 
kontinuierlich für diesen Schritt. 
Mit dem Antritt zu den Wahlen 
in Berlin und Sachsen-Anhalt 
sowie zum Bundestag wollten wir 
eine größere Plattform erreichen 
und unsere Themen auf den Weg 
bringen. 

Große Medienresonanz

Zwar plädierte ich für einen 
Null-Euro-Wahlkampf, bereue 
im Nachhinein jedoch nicht, auf 
meine Berater, vor allem aus dem 
Landesverband Bayern, gehört 
und den Auftrag des Bundes-
hauptausschusses eins zu eins 
umgesetzt zu haben. So viele 
Presseorgane wie in letzter Zeit 
haben noch nie von sich aus bei 
uns angeklopft. Dass nicht alles 
auch umgesetzt wurde, lässt 
natürlich zu wünschen übrig.

Jedoch zeigte dies deutlich, 
dass die Medienvertreter heute 
durch Recherchen im Internet 
immer öfter auf uns aufmerksam 
werden. Die unsere Partei betref-
fenden Rundfunkberichte und 
Fernsehsequenzen in ARD und 
ZDF, MTV und Pro Sieben ließen 
die Zugriffe auf die Internetseiten 
der ödp explosionsartig ansteigen. 
Dies bestärkt mich, dass wir ganz 
allmählich die Früchte dafür ein-
fahren, rechtzeitig ausreichend 
Energie in die neue Medienwelt 
gesetzt zu haben. Dies muss weiter 
beworben werden, denn nur qua-
litativ gute und ständig aktuelle 
Präsenz „worldwide“ transpor-
tiert unsere Kompetenz. 

Wenn mich ein ARD-Team 
einen Tag lang für viele Tausend 
Euro Steuergelder im Wahl-
kampf begleitet, die Regie in 
den höchsten Tönen schwärmt, 
die Redaktion jedoch dies alles 
zusammenstreicht, und wenn 
eine Modezeitung MAX mich 
fast drei Stunden lang mehrmals 
interviewt, der Journalist die 
besten Noten ausstellt und dann 
über ganz andere so genannte 
Kleinparteien berichtet (weil 
die mehr Schrilles hergeben), 
zeigt uns dies nur, dass wir als 
echte Gefahr für die Etablierten 

erkannt wurden. Es beweist uns 
auch, dass wir auf unsere eigenen 
Medienorgane, wie das Internet 
und das ÖkologiePolitik-Maga-
zin, setzen müssen, denn hier 
kann bei der Verbreitung unserer 
guten Ideen und Visionen kein 
Außenstehender zensieren. Das 
werden wir doch nicht aus der 
Hand geben.

Wahlziele erreicht

Übrigens konnte ich am 22. Sep-
tember, dem Wahlsonntag, als 
einziger Parteienvertreter bereits 
lange vor Schließung der Wahl-
lokale verkünden, dass wir unser 
Wahlziel erreicht haben. Nur zur 
Erinnerung: mehr Aufmerksam-
keit für die ödp und Gewinnung 
neuer Mitglieder. In den letzten 
Wochen vor der Wahl weit über 
1.000 Interessenten und mehr als 
hundert neue Mitglieder sprechen 
da eine deutliche Sprache.

Mit freundlichen Grüßen
Ihr

Uwe Dolata 
Bundesvorsitzender der ödp

Zu Gast bei der ARD: der ödp-Bundesvorsitzende Uwe Dolata.
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Bundesarbeitskreise in Gründung

Bundesarbeitskreise der ödpBundespolitische Sprecher der ödp

B U N D E S V E R B A N D

Christen und Ökologie

Martin Kämpf,
Jahnstr. 16/App. D 3.05, 
91054 Erlangen, eMail: 
kaempf.martin@gmx.de

Demokratie

Dieter Kuhn, 
Obere Hagen-str. 16, 
91217 Hersbruck, eMail: 
rd.kuhn@freenet.de

Energiepolitik  

Dr. Herbert Kuhn,
Anton-Breith-Str. 11, 
81737 München, eMail: 
herbertkuhn@hotmail.com

Familienpolitik  

Gertrud Martin,
Sebastian-Kneipp-Str. 110, 
78048 Villingen-Schwen-
ningen

Finanzpolitik

Michael Ebner,
Hasenheide 9 Q-Geb. 2.Stock, 
10967 Berlin, eMail: 
mebner1969@aol.com

Geisteswissenschaften & 
religiöse Minderheiten

N.N.

Globalisierung &
Außenpolitik

Michael Kraus,
Sterenstr. 10, 97074 Würz-
burg, eMail: michael_kraus_
75@yahoo.com

Gentechnik

Ulrich Brehme,
Universitätsstr. 82,
40225 Düsseldorf, eMail: 
Ulrich.Brehme@gmx.de

Landwirtschaft

Lorenz Huber, 
Au / Reisach 1,
83512 Wasserburg/ Inn

Medizinethik

Susanne Ruff-Dietrich,
Englschalkinger Str. 222, 
81927 München, eMail: 
s.ruff-dietrich@oedp.de

Tierschutz

Lydia Brunner,
Hartensteiner Str. 15,
90482 Nürnberg

Wirtschaft und Umwelt

Stefan Schwab,
Maronstr. 2, 
81373 München, eMail: 
schwab.stefan@gmx.de

Verkehrspolitik  

Christian Dörfl er,
Eichenheide 26,
61476 Kronberg/Ts.,
eMail: CHDoerfl er@aol.com

Bundesvereinigung
Frauen in der ödp

Gertrud Martin,
Sebastian-Kneipp-Str. 110, 
78048 Villingen-Schwen-
ningen

Gesundheitspolitik 

Angelika Gräfi n Wolffskeel, 
Jahnstr. 32,
97271 Kleinrinderfeld

Heiko Fauth 
Von-Thürheim-Str. 47,
89264 Weißenhorn
eMail: Heikofauth@aol.com

Innenpolitik/
Innere Sicherheit

Uwe Dolata,
ödp-Bundesgeschäftsstelle,
Bohnesmühlgasse 5,
97070 Würzburg,
eMail: uwe.dolata@oedp.de

Bildung & Kultur 

Barbara Sülzer,
Hubertusschlucht 19,
97082 Würzburg
eMail: barbara.suelzer@
oedp.de

Bundeswehr

Christian Wohlgemuth,
Borkener Str. 74,
48249 Dülmen,
eMail: wohli@wohli.de

 Siedlungsbau 
Günter Kretzschmar,
Beurener Str. 24,
72660 Beuren-Balzholz

Atompolitik & 
Reaktorsicherheit

Prof. Dr.
Klaus Buchner,
Straßbergerstr. 16,
80809 München,
eMail: klaus
buchner@gmx.de

Bau- und Siedlungswesen

Günter 
Kretzschmar, 
Beurener Str. 24, 
72660 Beuren-
Balzholz

Bildung & Kultur

Barbara Sülzer,
Hubertus-
schlucht 19, 
97082 Würzburg,
eMail: barbara.
suelzer@oedp.de

Demokratie

Dieter Kuhn,
Obere Hagen-
str. 16, 91217 
Hersbruck,
eMail: rd.kuhn@freenet.de

Energiepolitik

Dr. Herbert Kuhn,
Anton-Breith-
Str. 11, 81737 
München, eMail: 
herbertkuhn@
hotmail.com

Europapolitik

Franz Hitzels-
berger jun.,
Schleisshei-
mer Str. 49,
80797 München, 
eMail: franz.hitzelsberger@
t-online.de

Familien- & Sozialpolitik

Dr. Johannes 
Resch,
Wernher-von-
Braun-Str. 3 b,
76751 Jockgrim, 
eMail: Johannes.
Resch@t-online.de

Gesundheit

Karl-Edmund 
Vogt,
Zielhecke 18, 
37339 Worbis

Globalisierung  

Michael Kraus,
Sterenstr. 10, 
97074 Würz-
burg, eMail: 
michael_kraus_
75@yahoo.com

Innenpolitik

Klaus Lehmann,
Blankenhei-
mer Str. 35,
53518 Adenau

Innere Sicherheit & 
Außenpolitik 

Uwe Dolata,
ödp-Bundesge-
schäftsstelle, Boh-
nesmühlgasse 5,
97070 Würzburg, 
eMail: uwe.dolata
@oedp.de

Landwirtschaft

Josef Lirsch,
Pelkering 3, 
84371  Triftern

Mobilfunk

Peter Zetzsche,
Gabelsber-
gerstr. 32,
80333 München,
eMail: 

Peter.Zetzsche@t-online.de

Politische Ethik

Heiko Fauth,
Von-Thürheim-
Str. 47, 89264 Wei-
ßenhorn, eMail: 
Heikofauth@
aol.com

Tierschutz

Lydia Brunner,
Hartensteiner
Str. 15,
90482 Nürnberg 

Wirtschafts- und Finanz-
politik (komm.) 

Erich Rupp,
Markwiesen-
weg 20, 72800 
Eningen unter 
Achalm
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Für verdiente ödp-Mitglieder:

Silberne Schwalbe
Matthias Henneberger aus 
Randersacker wurde vom ödp-
Bundesvorsitzenden Uwe Dolata 
mit der Silbernen Schwalbe aus-
gezeichnet. Diese Ehrung wurde 
ihm für sein langjähriges und 
verdientes Engagement in der 
ödp zuteil (s. Pressebericht). 

Alle ödp-Landesvorsitzen-
den sind aufgerufen, Vorschläge 
für auszuzeichnende verdiente 
Mitglieder an den Bundesvor-
stand zu melden. Der Bundes-
vorsitzende selbst wird dann 
im Rahmen einer kleinen Fei-
erstunde – mit Einladung der 
Presse oder Beteiligung eines 
Pressesprechers – die Lauda-
tio abhalten und die Silberne 
Schwalbe verleihen.

Vorschläge und Begrün-
dungen senden Sie bitte an:
ödp-Bundesgeschäftsstelle, z. H. 
Herrn Bundesvorsitzenden Uwe 
Dolata, Bohnesmühlgasse  5, 
97070 Würzburg, Fax (09 31) 
4 04 86-29.                (rm)

B U N D E S V E R B A N D

Die bisher über 50 Kurzport-
räts sind im Internet unter 

www.oedp.de (-> die ödp -> 
Mitgliederporträts) abrufbar. 
Sie sind auch mit der Startseite 
und ausgewählten Themen-
rubriken verknüpft, um eine 
verbesserte Darstellung von 
Partei und Themen zu erzie-
len. Mit der vom Ulrich Frings 
Medienservice initiierten und 
durchgeführten Aktion wird 
die Anonymität des Internets 
verringert – die ödp wird mit 

sympathischen Menschen in 
Verbindung gebracht.

Machen Sie mit!

Alle Mitglieder der ödp, die 
noch nicht mit einem Porträt 
im Internet vertreten sind, 
sind herzlich aufgerufen, das 
Kurzvorstel lungs-Formular 
auszufüllen und mit einem Foto 
an die unten stehende Adresse 
einzusenden. Die Vorlage kann 
im Internet über folgende Links 
heruntergeladen werden:

Mitgliederporträts im Internet

Gesichter der ödp
Seit mehreren Monaten stellen sich ödp-Mitglie-
der – Frauen und Männer, Funktionsträger und 
„einfache“ Mitglieder – auf den Internetseiten der 
ödp vor. Was sich im Wahlkampf bewährt hat, 
soll jetzt fortgeführt werden.
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Umgezogen? Neue Kontonummer?

Helfen Sie mit zu sparen!
Bitte geben Sie uns umgehend Bescheid, wenn sich Ihre Adresse 
oder Bankverbindung geändert hat! Jeder Lastschrift-Rückläu-
fer kostet die ödp 3 Euro zzgl. Portokosten. Vielen Dank!

Neue Adresse:

Name, Vorname:

Straße, Nr.:

PLZ, Ort:

Fon, Fax:

eMail:

Neue Bankverbindung:

Kto.-Nr.: 

BLZ: 

Bankinstitut:

Bitte einsenden an: ödp-Bundesgeschäftsstelle, z. H. Frau 
Tanja Kobes, Bohnesmühlgasse 5, 97070 Würzburg, Fax (09 31) 
4 04 86-29, eMail: mitgliederverwaltung@oedp.de.

n  Im Word-Format: www.web-
demokratie.de/bund/service/
Mitglieder.doc
n  Im pdf-Format (für 
Acrobat Reader): www.web-
demokratie.de/bund/service/
Mitglieder.pdf.

Bitte senden Sie Ihre Vor-
stellung mit Foto per Post oder 
eMail an: Kommunalpolitisches 
Büro der ödp, Feldbergstr. 3–7, 
55118 Mainz, Fon (0 61 31) 67 98-
20, Fax -15, eMail: claudius.
moseler@oedp.de.               (rm)
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Schauen Sie doch mal ins Internet:

www.oedp.de

aktuelle Informationen rund um die ödp, 
öffentliche und ödp-interne Diskussionsforen, 
Programme, Pressemitteilungen ...

Hier fi nden Sie: 

L A N D E S V E R B Ä N D E / A R B E I T S K R E I S E

BAK Christen & 
Ökologie

Herbsttreffen

In diesen Tagen fi ndet das 
Herbsttreffen des BAK statt. Ein 
Bericht folgt in der nächsten öp-
Ausgabe.

Bissinger Treffen
am 9.11.2002

Im württembergischen Bis-
singen/Teck gibt es halbjähr-
lich ein Treffen von Christen 
verschiedener Konfessionen, 
die der ödp verbunden sind, 
zum gemeinsamen Austausch, 
Lobpreis, Gebet und Segen. 
Das nächste Treffen fi ndet am 
9. November 2002 (Samstag) um 
20 Uhr statt. Für weitere Infor-
mationen wenden Sie sich bitte 
an die unten stehende Adresse.

31.1.-2.2.2003:
Jahrestreffen

Das traditionelle Jahrestreffen 
des BAK mit Vorbereitung des 
Kirchentages sowie der Neu-
wahl des Sprecherteams fi ndet 
vom 31. Januar bis 2. Februar 
2003 statt. Genaueres wird per 
eMail sowie in der nächsten öp-
Ausgabe bekannt gegeben.

Pressemitteilungen

Der BAK veröffentlichte Stel-
lungnahmen zum Verbot der 
Patentierung menschlicher und 
tierischer Embryonen, zu der 
steigenden Zahl von Abtrei-
bungen sowie zur Kampagne 
gegen Spätabtreibungen. Im 
Folgenden fi nden Sie Auszüge 
aus den Pressemitteilungen; die 
vollständigen Texte können auf 
unserer Internetseite www.oeko-
christen.de abgerufen werden.

Zum Patentverbot

„Der Arbeitskreis Christen und 
Ökologie in der ödp begrüße die 
Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofes zum Verbot der 
Patentierung von menschlichen 
und tierischen Embryonen, so 
der Sprecher Martin Kämpf. 
Es sei ein großartiger Erfolg 
für das Leben und für alle, die 
sich für dessen Schutz einsetz-
ten. Menschliche und tierische 
Embryonen dürfen (...) nun 
nicht mehr durch ein Patent 
geschützt werden. Damit sei 
zwar die Verwendung noch 
nicht ausgeschlossen und damit 

nicht unmittelbar Leben gerettet 
worden, aber durch die Verwei-
gerung der kommerziellen Nut-
zung sei doch ein wesentlicher 
Riegel vorgeschoben.“

Zu den steigenden 
Abtreibungszahlen

„Die Regierung trägt an dieser 
Entwicklung eine Mitschuld, 
denn sie hat trotz der ansteigen-
den Zahlen von Abtreibungen, 
die sich auch schon in den Vor-
jahren abzeichnete, nicht gehan-
delt. Sie hat damit quasi die 360 
Kinder mit auf dem Gewissen, 
weil sie die notwendigen Rah-
menbedingungen für den Schutz 
der Kinder nicht gesetzt hat. Das 
Nicht-Handeln der Bundesregie-
rung in dieser lebenswichtigen 
Frage ist ein Skandal. (...) Die 
Reform des § 218 hat die Zahl 
der Abtreibungen nicht senken 
können und ist somit geschei-
tert. Der BAK (...) fordert eine 
dringende Neubefassung des 
Deutschen Bundestags mit 
dem Thema – mit dem Ziel, 
die Abtreibungsparagraphen so 
zu reformieren, dass die vom 
Verfassungsgericht geforderte 
Senkung der Zahlen erreicht 
wird. Eine bessere Erforschung 
und Aufklärung über das Post 
Abortion Syndrom ist in diesem 
Rahmen dringend notwendig 
(...).“

Zu Spätabtreibungen

„‘Auch heute noch können 
Kinder bis zur Geburt abge-
trieben werden, nur weil der 
Verdacht besteht, sie könnten 
behindert sein“, äußerte sich 
der Sprecher Martin Kämpf 
erschüttert. ‚Ungeborene sind 
spätestens ab dem dritten Monat 
absolut deutlich als Menschen 
erkennbar. Es gibt also keinerlei 
Ausrede für die Tötung dieser 
Kinder. Auch sie sind Geschöpfe 
Gottes, die von Gott das Leben 
geschenkt bekommen haben 
und somit zu Gottes Plan gehö-
ren. Sie zu töten steht dem Men-
schen nicht zu, denn man kann 
nie wissen, welche Pläne Gott 
mit dem einzelnen Menschen 
hat. Behinderte Menschen sind 
außerdem oft sehr liebenswerte 
und wertvolle Mitmenschen, die 
uns vielleicht eine gewisse Ver-
wundbarkeit zeigen, die auch wir 
an irgendeiner Stelle haben. Sie 
aufgrund einer Schwäche auszu-
schließen und ihnen das Lebens-
recht zu entziehen, ist eine grobe 

BAK Außenpolitik/
Globalisierung

Flugblatt
Das Globalisierungsfl ug-
blatt der ödp ist in zweiter 
Aufl age (mit leichten Ver-
besserungen) erschienen 
und für 10 Cent bzw. für 5 
Cent/Stück (ab 50 Stück) 
erhältlich. Bestellungen an: 
ödp, Bohnesmühlgasse 5, 
97070 Würzburg, Fon (09 31) 
4 04 86-11, Fax -29, eMail: 
geschaeftsstelle@oedp.de.

Michael Kraus,
Vorsitzender
Kontakt:
Sterenstraße 10, 
97074 Würz-
burg, Fon 
(09 31) 88 69 10, 
eMail:
michael_kraus_
75@yahoo.com

Seitensprung:
Kurz vor der Bundestagswahl stattete die Berliner ödp-Spit-
zenkandidatin Kerstin Heinrich dem Konrad-Adenauer-Haus 
einen Kurzbesuch ab. Auf der Bühne hinter ihr fi nden üblicher-
weise die Pressekonferenzen der CDU statt. Die Überlegung, 
das Kürzel „CDU“ mit drei anderen Buchstaben zu überkleben, 
wurde jedoch kurzfristig wieder fallengelassen...Fo
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Baden-
Württemberg
23.11.: Landesparteirat

Der Landesparteirat (Treffen 
der Kreisvorsitzenden bzw. ihrer 
Vertreter) fi ndet am 23. Novem-
ber 2002 (Samstag) statt. Es 
ergeht noch eine gesonderte 
Einladung an die Kreisvorsit-
zenden.

Vorankündigung

Der erste Landesparteitag im 
nächsten Jahr fi ndet am 
17. Mai 2003 statt.

Helmut Bluthardt, 
Landesgeschäftsführer
Kontakt: ödp-Landesge-
schäftsstelle, Senefelder-
str. 99, 70176 Stuttgart,
Fon (07 11) 6 36 46 44, 
Fax 6 36 30 00,
eMail: info@oedp-bw.de, 
Internet: www.oedp-bw.de
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L A N D E S V E R B Ä N D E / J U N G E  Ö K O L O G E N

Aufgrund veränderter Sicherheitslage:

jö will Wehrpflicht
aussetzen

Um über das Thema „Wehr-
pflicht“ zu beraten, trafen 

sich am 27. Juli in der ödp-Bun-
desgeschäftsstelle in Würzburg 
Mitglieder der Jungen Ökologen. 
Als Gast anwesend war Ralph 
Sauer, Diözesanvorsitzender des 
BDKJ Würzburg, der Argumente 
für eine Aussetzung der Wehr-
pflicht und die Einführung 
einer Berufsarmee vortrug. Ein 

Vertreter der Bundeswehr, der 
seine Teilnahme an der Diskus-
sionsrunde kurzfristig absagen 
musste, ließ seinen Standpunkt 
schriftlich vorlegen.

Nach einer lebhaften Diskus-
sion beschlossen die anwesenden 
Jungen Ökologen, sich entgegen 
der ödp-Programmatik für eine 
Aussetzung der Wehrpflicht 
auszusprechen. Gründe für 
diesen Beschluss sind u.a. die 
veränderte Sicherheitslage in 
Europa nach dem Ende des 
Kalten Krieges, die statt der 
bisherigen Massenheere zur 
Landesverteidigung professio-
nelle Einsatzkräfte erforderlich 
macht, und die damit entfal-
lende Begründung für einen – 
zeitlich begrenzten – Eingriff in 
die Grundrechte junger Männer. 
Mehrheitlich wurde die Ansicht 
vertreten, dass eine Berufsarmee 
weder eine größere Distanz der 
Streitkräfte zur Gesellschaft 
nach sich ziehen, noch dass 
eine solche Spezialisten-Armee 
unkritischer und schneller ein-
gesetzt werden würde.

Sowohl das bisherige System 
einer Dienstpflicht für einen Teil 
der Gesellschaft, nämlich für 
einen bestimmten Prozentsatz 
junger Männer, als auch die Idee 

einer allgemeinen Dienstpflicht 
für alle Frauen und Männer 
berge Ungerechtigkeiten. Nur die 
Aussetzung der Wehrpflicht und 
die Einführung einer Berufsar-
mee führe zu einem gerechten 
und wehrfähigem System, das 
sich an der veränderten Sicher-
heitslage orientiere.

Einigkeit herrschte bei den 
Teilnehmern darüber, dass trotz 

der Aussetzung der Wehrpflicht 
freiwillige Dienste im sozialen 
Bereich, im Friedensdienst, im 
Umweltschutz und auch im 
militärischen Sektor ausgebaut 
und verbessert werden müssten. 
Dies beinhalte neben einer bes-
seren Bezahlung auch eine bes-
sere Werbung für diese Dienste, 
die für die Persönlichkeitsent-
wicklung junger Menschen sehr 
hilfreich sein könnten. (Simon 
Kellner)

Aktions-Verteiler der ödp

Bitte eMail-Adresse 
melden!
Möchten Sie auch in den 
eMail-Verteiler der ödp auf-
genommen werden? So wer-
den Sie umgehend über ödp-
Aktivitäten auf dem Laufen-
den gehalten. Kostenlos und 
schnell. Teilen Sie uns einfach 
Ihre eMail-Adresse mit:

ödp-Bundesgeschäftsstelle,
z. H. Frau Tanja Kobes, 
Bohnesmühlgasse 5, 
97070 Würzburg, 
Fon (09 31) 4 04 86-13, 
Fax -29, eMail:
mitgliederverwaltung@
oedp.de.

Diskutierten über die Zukunft der Wehrpflicht: Anna Gailhofer, 
Simon Kellner, Steffen Gölzner, Ralf Sauer, Stefan Grabrucker und 
Marco Rettstatt (v. l.).

Unmenschlichkeit, die dringend 
und möglichst schnell unter-
bunden werden muss. Die ödp 
tritt für den Schutz des Lebens
ein – von der Zeugung bis zum 
natürlichen Tod‘.“

Stand: Mitarbeiter
und Spenden gesucht

Vom 15. bis 18. Januar 2003 
werden wir in Hannover auf 
dem Kongress christlicher Füh-
rungskräfte mit einem Stand 
vertreten sein. Dazu benötigen 
wir sowohl Personal, um eine 
ständige Präsenz sicherstellen 
zu können, als auch Spenden. 
Auch Ideen zur Standgestaltung 
sind willkommen. Bitte wenden 
Sie sich an die unten stehende 
Adresse.

Kontakt & Konto

Kontakt: Helmut Bluthardt 
(stellv. Sprecher), Hofacker-
weg 18, 73274 Notzingen, Fon/
Fax (0 70 21) 4 34 47, Internet: 
www.oeko-christen.de, eMail: 
kontakt@oeko-christen.de.

Spendenkonto: Nr. 8 200 015, 
KSK Esslingen, BLZ 611 500 20.

Friedrich Layher,
Mitglied im BAK

BAK 
Demokratie

Ergebnis der Umfrage

Zum Projekt, in der ödp mit 
obligatorischen Urabstimmun-
gen die bewährte Schweizer 
Demokratie vorzuleben, ver-
öffentlichte ÖkologiePolitik 
im Juli 2002 folgende Umfrage 
unter allen ödp-Mitgliedern: 
„Möchten Sie als ödp-Mitglied 
in Zukunft über wichtige Sat-
zungsänderungen und über das 
Grundsatzprogramm direkt 
abstimmen?“

Von 30 identifizierbaren Ein-
sendern (bei vier fehlten Name 
oder Landesverband) wollen 21 
(70 %) über wichtige Satzungs-
änderungen und 28 (93 %) 
über das Grundsatzprogramm 
mitentscheiden.

Die geringe Teilnehmerzahl 
gebietet natürlich eine vorsich-
tige Wertung. Doch beteiligte 
sich kein Mitglied des BAK 
Demokratie; die Teilnehmer 
spiegeln etwa die Stärke der 
Landesverbände. Dies spricht 
für ein nicht ganz zufälliges 

Meinungsbild. Eine Umfrage 
auf breiterer Basis erscheint 
geboten – nicht zuletzt nach 
einer Urabstimmung, die 
extreme Meinungsunterschiede 
zwischen Repräsentanten und 
Repräsentierten aufzeigt.

Dieter Kuhn und
Michael Arends
Kontakt: Obere Hagenstr. 16, 
91217 Hersbruck,
Fon/Fax (0 91 51) 12 73

BV Frauen
in der ödp
Tagung am 1./2.11.2002

Auch heuer findet in den 
Allerheiligenferien wieder eine 
Frauentagung in Regensburg 
statt. Themen sind das Ehegat-
tensplitting sowie Modelle eines 
Familiensplittings. Als Referent 
konnte Dr. Johannes Resch, der 
familien- und sozialpolitische 
Sprecher der ödp, gewonnen 
werden.

Außerdem wollen wir uns 
mit den Thesen und Wahlprüf-
steinen des Bundesfrauenrats 
und eventuell auch der kfd aus-
einandersetzen. Nicht nur uns, 
sondern auch dem Verband der 
Familienfrauen und -männer 
(ehemals deutsche Hausfrauen-
gewerkschaft) hat der Frauenrat 
wiederholt eine Aufnahme ver-
weigert – und dies deshalb, weil 
wir ein Erziehungsgehalt favo-
risieren.

Auch die satzungsgemäße 
Jahreshauptversammlung der 
Bundesvereinigung Frauen in 
der ödp werden wir durchfüh-
ren. Die Tagung findet am 1. 
November (Freitag) ab 15 Uhr 
bis zum Samstagnachmittag im 
Altstadthotel Arch in Regens-
burg statt. Über eine zahlreiche 
Beteiligung würden wir uns sehr 
freuen.

Bitte melden Sie sich verbind-
lich an.

Roswitha Bendl, 
stellv. Vorsitzende
Kontakt: Franz-Xaver-
Mayr-Str. 17, 
85435 Erding,
Fon (0 81 22) 9 26 32, 
Fax 9 26 33, 
eMail: roswitha.bendl@
connect-ed.de
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J U N G E  Ö K O L O G E N

Auf Einladung der jö:

Diskussionsrunde
zur Energiepolitik

Aufruf der Jungen Ökologen 

Jetzt Fördermitglied werden!
Wollen Sie die Arbeit und die Ziele der Jungen Ökologen (jö) 
direkt unterstützen? Werden Sie Fördermitglied! Für 15 Euro 
(gerne auch etwas mehr) im Jahr sind Sie dabei. jö-Rundbriefe 
informieren Sie regelmäßig über aktuelle Termine, Veranstal-
tungen und die Entwicklung der jungen Ökologen.

Kurz notiert

Erstwählerbrief-Aktion

Zusammen mit dem ödp-
Generalsekretariat und 
Richard Sigle entwarfen die 
Jungen Ökologen (jö) einen 
Erstwählerbrief zur Bundes-
tagswahl. Die Resonanz sei-
tens der ödp-Kreisverbände 
war leider nicht so stark wie 
erhofft. Dessen ungeachtet 
wird die jö die ödp auch in 
Zukunft mit jugendlich-fri-
schen Aktionen für Erst- und 
Jungwähler unterstützen.

Zehn Jahre jö

Am 5. September sind die 
Jungen Ökologen zehn Jahre 
alt geworden. In dieser Zeit 
haben sie Einiges bewegt und 
viel Überzeugungsarbeit ge-
leistet. Dennoch gibt es mehr 
denn je zu tun!

jö-Newsletter

Der jö-Newsletter informiert 
regelmäßig per eMail über 
jö-Termine und andere Neu-
igkeiten. Er kann unkom-
pliziert mit einer kurzen 
eMail an redaktion@junge-
oekologen.org abonniert 
werden.

Termine

28.10.–1.11.2002:
Studienfahrt nach Paris

Ein paar Tage Kurzurlaub in 
Paris, der Stadt der Liebe und 
der französischen Lebensart 
schlechthin... Vom 28. Okto-
ber (Montag) bis 1. Novem-
ber (Freitag) gibt es viele 
interessante Besichtigungen, 
Kontakte zum Mouvement 
Ecologiste Indépendent 
(MEI) u. v. m.

19.11.2002:
jö-Landesversammlung

Die jö Baden-Württemberg 
lädt ein zu ihrer jährlichen 
Landesversammlung mit 
Neuwahlen am 19. Novem-
ber (Samstag) in Stuttgart. 
Anschließend gibt es ein 
Seminar zum Thema „Ju-
gendparlamente“. Mitglieder 
und Interessenten sind herz-
lich eingeladen!

Vertreter von Junger Union 
(JU), JuSos, Jungen Libera-

len (JuLis), Grüner Jugend und 
Jungen Ökologen (jö) trafen 
sich auf Einladung des baden-
württembergischen Landesver-
bands der Jungen Ökologen zu 
einer Diskussion in Stuttgart-
Freiberg. Unter der Modera-
tion von Felix Usahma Darrah 
wurden die Themen Atomaus-
stieg, Förderung erneuerbarer 
Energien und Energiespartech-
nologie diskutiert. Dabei wurde 
auch die rot-grüne Öko-Steuer 
auf ihre Wirksamkeit hin 
begutachtet, die Folgen der 
Abhängigkeit Deutschlands von 
Energieimporten betrachtet und 
der Nutzen bzw. Schaden durch 
Subvention einzelner Energie-
träger erörtert.

Als Konsens konnte überra-
schenderweise der Verzicht auf 
den Neubau von Kernkraft-
werken festgestellt werden. Bei 
der Stilllegung der bestehenden 
Anlagen lagen die Standpunkte 
jedoch weit auseinander. Die 
Vertreter von JuSos und Grüner 
Jugend verteidigten die getrof-
fene Vereinbarung mit der Ener-
giewirtschaft über den Ausstieg 
aus der Atomenergie, während 
JU und JuLis lieber zuerst die 

Kohle- und Öl-Verstromung 
ersetzen wollten. Die anwesen-
den jö´ler forderten hingegen 
einen schnelleren Atomausstieg 
in maximal acht Jahren.

Einigkeit herrschte auch 
in Bezug auf die anthropogen 
verursachte Klimaveränderung, 
der man gegensteuern müsse. 
Die Palette der dazu als geeignet 
angesehenen Energiequellen der 
Zukunft reichte von der Kernfu-
sion bis hin zur Photovoltaik.

Über die Gewichtung von 
Förderung der Forschung einer-
seits und Anwendung anderer-
seits wurde ebenfalls gestritten. 
Während die Vertreter von 
Junger Union und Julis lieber 
mehr Geld in der Forschung 
sehen würden, forderte Imma-
nuel Möbius für die Jungen 
Ökologen, auch weiterhin über 
die praktische Anwendung die 
Technologie der Energiegewin-
nung aus erneuerbaren Quellen 
weiterzuentwickeln.

Die Diskussionsteilnehmer 
zeigten sich an einer Neuauflage 
der Veranstaltung interessiert 
und äußerten die Hoffnung, 
dass dann eine größere Zuhö-
rerschaft anwesend sein werde.  
                  (Steffen Gölzner)

Weitere Infos zu den Veran-
staltungen und zu den Jungen 
Ökologen (jö) sind erhältlich in 
der jö-Bundesgeschäftsstelle, 
z. H. Steffen Gölzner,

Inhamer Straße 34, 
94086 Bad Griesbach, 
Fon (0 85 32) 92 56 76,
Fax 92 56 79,

eMail: geschaeftsstelle@
junge-oekologen.org.

www.junge-oekologen.de

jö Erding packt an

Umbau eines Pausenhofes
Die Jungen Ökologen in Erding 
haben kräftig beim Umbau des 
Pausenhofes der Grundschule 
Erding-Klettham mitangepackt. 
Die Schulleitung plant den Bau 
eines kindgerechten Erlebnis-
pausenhofes und rief Vereine 
und Verbände zur Mithilfe und 

Unterstützung auf, nachdem der 
Erdinger Stadtrat nur einen Teil 
der Kosten übernehmen wollte. 
Die jö Erding sammelte mit 
einem Fahrradreparaturstand 
bereits Geld für den Umbau und 
halfen nun bei der Errichtung 
einer Natursteintreppe.

Erdinger jö-Mitglieder – hier Tobias Neckel (links) und Stefan 
Grabrucker – helfen beim Umbau des Pausenhofes der Grund-
schule Erding-Klettham mit.
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Wer immer Recht haben will, 
muss oft seine Meinung wechseln. 

Dusan Radović
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Regeln und Teilnehmerformulare 

Bitte anfordern!

Thorsten Buhmann, 
ödp-Bundesschatzmeister
Kontakt: Franz-Strauch-Weg 18, 
27472 Cuxhaven, Fon (0 47 21) 

2 21 24, Fax 
71 18 10, Handy 
(01 70) 8 41 79 41, 
eMail: Thorsten.
Buhmann@
t-online.de

Wer am Wettbewerb teilnehmen 
und damit Geld in seine Kassen 
bringen will, kann sich die Regeln 
sowie das Teilnehmerformular von 
ödp-Bundesschatzmeister Thorsten 
Buhmann zuschicken lassen. Dort 
gibt es auf Anfrage auch Tipps und 
nähere Informationen.

Die Belege für die Aktivitäten 
müssen jeweils bis zum 10. des 
Folgemonats in Cuxhaven sein. Zu 
gewinnen gibt es jeden Monat in 
jeder der sechs Kategorien 150,- € 
für den ersten Platz, 75,- € für den 

zweiten Platz und 25,- € für den 
dritten Platz.

KV-Wettbewerb – 25. Runde 

Gewinner
im Juli 2002
Untergliederungen ab 51 Mitglieder
mit Mandatsträgern

1. Platz  KV Erding 955 Punkte
2. Platz  KV Würzburg Stadt 295 Punkte
3. nicht belegt

Untergliederungen ab 51 Mitglieder
ohne Mandatsträger

1. Platz  KV München West 50 Punkte
2. nicht belegt
3. nicht belegt

Untergliederungen mit 21–50 Mitgliedern
mit Mandatsträgern

1. Platz  KV Kelheim 260 Punkte
2. Platz  KV Coburg 140 Punkte
3. Platz  KV Lindau 90 Punkte
3. Platz  KV Regen 90 Punkte

Untergliederungen mit 21–50 Mitgliedern
ohne Mandatsträger

1. Platz  LV Sachsen 80 Punkte
2. Platz  KV Ebersberg 40 Punkte
3. Platz  nicht belegt

Untergliederungen mit 0–20 Mitgliedern
mit Mandatsträgern

1. Platz  OV Garmisch-Part. 115 Punkte
2. Platz  OV Dietzenbach 60 Punkte
3. Platz  KV Hof 10  Punkte

Untergliederungen mit 0–20 Mitgliedern
ohne Mandatsträger

1. Platz  KV Hildesheim 30 Punkte
2. Platz  KV Lüneburg 20 Punkte
3. Platz  nicht belegt

KV-Wettbewerb – 26. Runde 

Gewinner
im August 2002
Untergliederungen ab 51 Mitglieder
mit Mandatsträgern

1. Platz  KV Erding 955 Punkte
2. Platz  KV Mainz 365 Punkte
3. Platz  KV Würzburg 190 Punkte

Untergliederungen ab 51 Mitglieder
ohne Mandatsträger

1. Platz  KV München West 75 Punkte
2. Platz  nicht belegt
3. Platz  nicht belegt

Untergliederungen mit 21–50 Mitgliedern
mit Mandatsträgern

1. Platz  KV Kelheim 340 Punkte
2. Platz  nicht belegt
3. Platz  nicht belegt

Untergliederungen mit 21–50 Mitgliedern
ohne Mandatsträger

1. Platz  KV Ebersberg 65 Punkte
2. Platz  nicht belegt
3. Platz  nicht belegt

Untergliederungen mit 0–20 Mitgliedern
mit Mandatsträgern

1. Platz  OV Garmisch-Part. 150 Punkte
2. Platz  OV Dietzenbach 80 Punkte
3. Platz  KV Hof 50 Punkte

Untergliederungen mit 0–20 Mitgliedern
ohne Mandatsträger

1. Platz  KV Neuburg.-
 Schrobenhausen 165 Punkte
2. Platz  KV Frankfurt a. M. 140 Punkte
3. Platz  nicht belegt

ödp-Kreisverband Kelheim

Anträge mit
50 % Erfolgsquote
Im letzten Jahr konnte der ödp-Kreisverband 
Kelheim seine Mitgliederzahl von 30 auf 49 
erhöhen. Mit drei Kreisräten ist die ödp im 
Landkreis Kelheim die aktivste politische Kraft.

Viel bewirkt

Von 1996 bis 2002 war die ödp, 
getrieben von dem unermüd-
lichen persönlichen Engage-
ment ihres Kreisvorsitzenden 
und Kreisrats Peter-Michael 
Schmalz, die aktivste politische 
Kraft im Kreistag Kelheim. Von 
allen Parteien brachte sie die 
meisten Anträge und Initiati-
ven im Kreistag ein – bei einer 
erstaunlichen Erfolgsquote von 
mehr als 50 %. 

So etwa forderte Kelheim 
in einer einstimmigen, von der 
ödp initiierten Resolution als 
erster bayerischer Landkreis 
die Bayerische Staatsregierung 
zu einem vorbeugendem Hoch-
wasserschutz mittels Wiederher-
stellung von Retentionsflächen 
auf. Und schon 1997 bewirkte 
die ödp, dass Kelheim für sich 
als erster Landkreis in Bayern 
das EG-Öko-Audit-Verfahren 
beschlossen hat. 

Dass die Schulschwimmhalle 
Abensberg zu zwei Dritteln mit 
Sonnenkollektoren erwärmt 
wird und der Landkreis bei 
allen Bauten und Anschaffungen 
grundsätzlich auf PVC-haltige 
Materialien verzichtet, sind wei-
tere Erfolge der Kelheimer ödp.

In 2001 startete die ödp eine 
Klima-Offensive bei allen 24 
Landkreis-Gemeinden. Viele 

Kommunen beschlossenen 
daraufhin, ihre Liegenschaften 
mit Photovoltaik (PV)-Anlagen 
auszustatten, ihre Dächer für 
PV-Anlagen an Firmen zu ver-
mieten oder kostenlos den Bür-
gern zur Verfügung zu stellen.

Aber auch die Errichtung 
einer 65kW-PV-Anlage auf dem 
Kreiskrankenhaus Kelheim und 
die vom Landkreis beschlossene 
Zurückhaltung bei der Errich-
tung von Mobilfunkantennen 
gehen auf das Konto der Truppe 
um Peter-Michael Schmalz.

Erfolgsgeheimnis

„Um einen solchen Erfolg zu 
erhalten, müssen die ödp‘ler 
besser informiert, vorausschau-
ender, hartnäckiger, flexibler 
und auch schneller als die politi-
sche Konkurrenz sein“, erläutert 
Peter-Michael Schmalz. „Auch 
die Bereitschaft und Fähigkeit zu 
Kompromissen war Vorausset-
zung für die Erfolgsgeschichte.“

Freilich dürfe man nicht nur 
Gutes tun, sondern müsse auch 
darüber reden. Die gute Pres-
seresonanz der Kelheimer ödp 
hat bereits dazu geführt, dass 
sich der Landrat zusammen 
mit anderen Parteienvertretern 
bei einem Chefredakteur einer 
überörtlichen Zeitung darüber 
beschwert hat. Doch eiserner 
Wille, hoher Fleiß und Sachkom-

petenz seien zwar bei Kommu-
nalwahlen Erfolg versprechend; 
wenn man jedoch in die nächste 
Klasse aufsteigen wolle, gelte es, 
frühzeitig bekannte Menschen 
– etwa Ärzte – für die ödp zu 
gewinnen.

Ziele

Bei der Kreistagswahl im März 
2002 hat die ödp mit 4,82 % die 
Grünen überholt und ihr Ergeb-
nis mit drei Mandaten weiter 
ausgebaut (1990: 1 Mandat; 

1996: 2). Um im Jahr 2008 Frak-
tionsstärke mit fünf Mandaten 
zu erreichen, sollen viele neue 
Mitglieder geworben und neben 
Abensberg und Langquaid (hier 
ist seit 2002 auch eine reine ödp-
Liste im Gemeinderat vertreten) 
weitere aktive Ortsverbände 
gegründet werden. 

„Wenn es die ödp noch nicht 
gäbe, dann müsste man sie erfin-
den. Wir sind auf dem richtigen, 
wenn auch steinigen Weg“, resü-
miert Schmalz.                     (rm)

Peter-Michael Schmalz und die parteilose Kandidatin Petra Büsch-
gens beim Start der landkreisweiten Klima-Offensive der ödp. Im 
Hintergrund steht das Schmalz‘sche Öko-Haus mit einer 5kW-Pho-
tovoltaik-Anlage, einem 12 qm großen Wärmekollektor und einem 
energiepositiven Wintergarten.
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B 46795
Ökologisch-Demokratische Partei – Bundesgeschäftsstelle
Bohnesmühlgasse 5 – 97070 Würzburg 
Postvertriebsstück – Entgelt bezahlt – B  46795

Ökologische Gewerbeschau 
der Mainzer ödp: 

B I T T E  P R O T E S T I E R E N

Stierkampf in Portugal
Vor wenigen Wochen gab es in 19 europäischen Ländern Protestakti-
onen gegen die kürzliche Gesetzesänderung des portugiesischen Par-
laments, den Stierkampf, der mit dem Tod des Tieres endet, wieder 
zu erlauben. Man beugte sich – entgegen der Mehrheitsmeinung der 
Bevölkerung – dem Druck der Stierkampfprofiteure und setzte das 
seit 1928 geltende Verbotsgesetz außer Kraft.

Ebenso bestürzend ist ein aktueller Bericht der Europäischen 
Kommission, die nun zum dritten Mal bei einem Inspektionsbe-
such in Portugal schwere Verstöße gegen gemeinschaftsrechtliche 
Tierschutzbestimmungen beim Transport und bei der Schlachtung 
von Tieren feststellte.

Bitte schreiben Sie an Herrn Botschafter Joao Diogo Nunes 
Barata, Zimmerstr. 56, 10117 Berlin sowie an His Excellency Jorge 
Sampaio, President of the Portuguese Republic, Palácio de Belém, 
Praca Afonso de Albuquerque, 1300-004 Lisboa, Portugal:

„Eure Excellenz, in Portugal wurden wieder Stierkämpfe, die mit 
dem gewaltsamen Tod des Stieres enden, eingeführt, nachdem dieses 
sadistische Spektakel 1928 verboten worden war. Dieser Rückfall in 
eine der vielfachen barbarischen Methoden im Umgang mit unseren 
Mitgeschöpfen steht nicht im Einklang mit der Mehrheitsmeinung Ihrer 
Landsleute und stößt darüber hinaus auch auf internationale Proteste, 
denen ich mich nachdrücklich anschließe. Bitte setzen Sie sich für die 
Rücknahme dieses Beschlusses ein.

Einem Bericht der Europäischen Kommission zufolge gibt es 
außerdem in Portugal schwere Verstöße gegen den Tierschutz 
bei Transport und Schlachtung von Tieren. So werden z. B. nicht 
transportfähige, also schwer kranke und verletzte Tiere befördert 
oder Tiere beim Schlachten nicht oder nicht ausreichend betäubt. 
Ich bitte Sie, Ihre Regierung auch in diesem Bereich auf den drin-
genden Handlungsbedarf hinzuweisen und an den versprochenen 
,nationalen Tierschutzplan‘ zu erinnern, den die Regierung der EU-
Kommission zur Bewertung vorlegen will.“    (eg)

Wahlkämpfer in Spanien: Carl-M. Raban von Canstein mit 
seinem ökologisch-demokratischen Strandsegler.

Kampagne gestartet

Europaweite
Volksabstimmung
Mehr Demokratie e. V. hat 
zusammen mit anderen Demo-
kratieverbänden eine Kam-
pagne für eine europaweite 
Volksabstimmung gestartet. 
Die Unterzeichner des gemein-
samen Aufrufs fordern, dass 
eine EU-Verfassung oder ein 
Verfassungsvertrag, der sich aus 
der Arbeit des „Konvents über 

die Zukunft Europas“ ergibt, 
den Bürgern der Mitglieds- und 
Bewerberstaaten in einem euro-
paweiten Referendum vorgelegt 
wird.

Einige Informationen zur 
Kampagne sind auf der neuen 
Internetseite www.european-
referendum.org abrufbar.   (rm)
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Reden wurde am 
16. September auch 
ein „Kanzlerduell“ 
geboten.

ÖkologiePolitik
im Januar 2003

V O R S C H A U

Künstler und die Politik
Wie steht es um Verantwortung, Engagement und Macht künst-
lerischen Wirkens? – Unser Schwerpunktthema im Januar.

Muss/Darf Kunst politisch sein?
Schriftsteller und Autoren beziehen Stellung zur Frage nach dem 
Verhältnis von Kunst und Politik.
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